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Editorial: Globale Proteste zwischen Organisation 
und Bewegung 


Die seit 2011 weltweit entflammten Mas- 
senproteste überraschten Wissenschaftle- 
Innen wie AktivistInnen gleichermaßen. 
Trotz derumfassenden sozialen Proteste ge- 
gen die Globalisierungin den 2000er Jahren 
und den Erfolgen dieser Bewegungen insbe- 
sondere in Lateinamerika, die Linke an die 
Regierung zu bringen und Demokratisie- 
rungsprozesse auszulösen, hätte vermutlich 
kaum jemand eine neue Welle sozialer und 
politischer Bewegungen derartigen Ausma- 
Bes erwartet. Drei Jahre später besteht zwar 
Einigkeit darüber, dass wir es derzeit mit ei- 
ner historisch besonderen Verdichtungvon 
politischen und sozialen Widerständen und 
Unruhen zu tun haben. Unklar bleibt je- 
doch weiterhin, inwieweit es sich tatsächlich 
um eine globale Protestwelle im Sinne eines 
transnationalen Bewegungszyklus handelt 
und wie engder Zusammenhang zwischen 
unterschiedlichen pro-demokratischen 
und kapitalismuskritischen Bewegungen 
in verschiedenen Ländern und Regionen 
wirklich ist. Auch die Frage nach den staat- 
lichen Reaktionen und nach reaktionären 
Tendenzen in diesen Bewegungen ebenso 
wie nach Gegenbewegungen drängt sich 
auf. Denn die Proteste gaben gleichzeitig 
zweideutigen populistischen, rechten oder 
religiös-fundamencalistischen Kräften Auf- 
trieb. Schließlich gilt es, nach dem Entste- 
hen neuer Verhältnisse zwischen sozialen 
Bewegungen, linken Organisationen und 
Parteien sowie der Linken an der Regierung 
zu fragen. 


Ihren Anfang nahmen die Proteste im 
Dezember 2010 in Tunesien. Nur wenige 
Wochen später, nach dem Sturz des tune- 
sischen Staatsoberhaupts Ben Ali, breiteren 
sie sich mit enormer Geschwindigkeit fast 
im gesamten arabischen Raum aus (vgl. Al- 
nasseriin PROKLA 163, i23w 324), jedoch 
mit unterschiedlichen Ergebnissen und 
Verläufen. In Ägypten führten die Proteste 
im Februar 2011 zum Zusammenbruch des 
Mubarak-Regimes; im Jemen wurde durch 
breite Proteste und bürgerkriegsähnliche 
Zustände die Regierung abgelöst. In Li- 
byen und Syrien lösten die Proteste Bür- 
gerkriege aus, die zu einer Krise der betrof- 
fenen Staaten geführt haben; in anderen 
arabischen Ländern konnten sie erfolgreich 
niedergeschlagen und ausgesessen werden. 

Die Dynamik der Proteste 2011 erfasste 
nicht allein die arabischen Länder. Gegen 
die Krise und Austeritätspolitik kam es zu 
spektakulären Mobilisierungen in Südeu- 
ropa, vor allem in Spanien - eine Protest- 
konstellation, mit der sich der Beitrag von 
Nikolai Huke und Olaf Tietje auseinander- 
setzt - und Griechenland (Candeias/ Völ- 
pel 2014: 95ff.), aber auch in Portugal. Im 
Mai 2011 entwickelte sich aus der Initiative 
iDemocraciareal YA! die 15M-Bewegung, 
die überall in Spanien zentrale Plätze grö- 
ßerer Städte besetzte und Demonstrations- 
züge organisierte (Charnock et al. 2011). 
Nur wenige Tage später kam es zu einem 
Generalstreik sowie zu Massendemonstra- 
tionen in Griechenland und zur Besetzung 
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des Syntagma-Platzes in Athen (Kritidis 
2012). Fast zeitgleich etablierte sich auch 
in Israel die J]14-Bewegungmitzahlreichen 
Platzbesetzungen und Zeltstädten, wie 
Sebastian Schipper in seinem Beitrag zu 
dieser Ausgabe beschreibt (vgl. Eizenberg 
in PROKLA 166). Im Herbst 2011 erfass- 
ten die Proteste mit der Occupy-Bewegung 
dann auch die USA und Kanada, nachdem 
esin Wisconsin bereits im Frühjahr massi- 
ven Widerstand gegen die Kürzungspoli- 
tik der dortigen Regierung gegeben hatte 
(Rehmann 2012). 

Schon 2010 fanden Proteste von 
englischen Studierenden gegen die Aus- 
teritätspolitik von Cameron statt, im 
Sommer 2011 kam es zu Unruhen in Tot- 
tenham; 2011 protestierten Studierende 
in Kroatien und Frauen in Italien gegen 
die Entwürdigung durch Berlusconis Re- 
gierung. In Deutschland, wo die von den 
Krisenbündnissen organisierten Proteste 
gegen die austeritätspolitische Linie der 
Regierung Merkel relativ schwach blieben, 
gab es aber darüber hinaus unerwartet 
starke Mobilisierungen gegen die nukle- 
are Endlagerstätte in Gorleben und gegen 
den Bahnhofsneubau in Stuttgart. Auch 
2012 setzte sich die Protestdynamik fort. 
Während es in den Visegrad-Ländern 
(Ungarn, Tschechien, Slowakei und Polen) 
und den baltischen Staaten vergleichsweise 
ruhigblieb, entstanden breite Bewegungen 
in anderen ost- und südosteuropäischen 
Ländern wie Bulgarien, Rumänien, Slowe- 
nien, Kroatien und Bosnien-Herze gowina, 
wobei sich letztere auch dezidiert gegen 
die politische Akzentuierung ethno-nati- 
onaler Spaltungslinien richteten, wie Felix 
Jaitner in seinem Beitrag zu dieser Ausgabe 
feststellt (für einen Gesamtüberblick vgl. 
Becker 2013). Auch im subsaharischen 
Afrika entwickelten sich Protestbewe- 
gungen, teilweise — wie in Nigeria -in- 


spiriert von der Occupy-Bewegung (vgl. 
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formierte sich vehementer Widerstand 
gegen die Erhöhung von Studiengebüh- 
ren, in Deutschland, Österreich und 
anderen europäischen Ländern kam es 
zu einer starken Bewegung und Selbstor- 
ganisierung von refugees, mit denen sich 
Andrea Plöger in ihrem Beitrag zu dieser 
Ausgabe auseinandersetzt. 2013, als die 
Protestwelle vielerorts schon abebbte, 
entfaltete sich in der Türkei mit der Gezi- 
Park-Bewegung (Babacan in PROKLA 
173) und in Brasilien mit den Protesten 
gegen die Fußballweltmeisterschaft (Rus- 
sau 2014) noch einmal ein neuer Schub in 
der Protestkonjunktur. 


Ein globaler Protestzyklus? 


Die Chronologie dieser Protestdynamik 
legt einen engen Zusammenhangzwischen 
den einzelnen Protestereignissen nahe; 
doch istallein das zeitliche Zusammentref- 
fen der Protestereignisse noch kein hinrei- 
chender Grund, von einem umfassenden 
Protestzyklus zu sprechen. Allerdings 
haben die Akteure selbst eine Vielzahl 
gegenseitiger Bezüge hergestellt: So orien- 
tierte sich die J14-Bewegung in Israel bei 
ihrer Benennung an der 15M-Bewegung 
in Spanien und übersetzte die Slogans vom 
Tahrir-Platz ins Hebräische (vgl. Schipper 
in diesem Heft), die Bewegungen in Grie- 
chenland entstanden in unmittelbarer 
Reaktion auf die Ereignisse in Spanien 
(Kritidis 2012: 117), viele Protestcamps 
interagierten durch Live-Schaltungen und 
transnationale Solidaritätsbekundungen 
(vgl. Azzelini in diesem Heft). Demonst- 
rantInnen in Wisconsin etwa grüßten die 
AktivistInnen auf dem Tahrir-Platz, und 
diese schwenkten Schilder mit transat- 
lantischen Solidaritätsbotschaften, als die 
US-amerikanische Occupy-Bewegung 


sich in Oakland mit massiver Repression 
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konfrontiert sah. Am 15. Oktober 2011 
fand sogar ein „Globaler Aktionstag“ statt. 

Auch haben sich wichtige übergreifende 
Themenfelder für die aktuellen globalen 
Proteste herauskristallisiert: Prozesse der 
neoliberalen Umstrukturierung, dieihren 
Höhepunkt in der brutalen Austeritätspo- 
litik finden, mit der die Herrschenden welt- 
weit auf die Finanz- und Wirtschaftskrise 
von 2007/2008 reagieren, sowie die (damit 
oftmals engzusammenhängende) Tendenz 
zu einer fortschreitenden politischen Ent- 
demokratisierung waren wiederkehrende 
Motive der Proteste. Besonders deutlich 
wird die systemische Verschränkung anti- 
demokratischer und neoliberaler Politiken 
in Griechenland, wo VertreterInnen der 
Europäischen Zentralbank (EZB), des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und der EU-Kommission — die berühmt- 
berüchtigte Troika - ihre austeritätspoli- 
tische Linie gegen den Willen der Bevöl- 
kerungdurchsetzten und Druck ausübten, 
sodass Ministerpräsident Papandreou, der 
im November 2011 ein Referendum über 
das Rettungspaket angekündigt hatte, von 
einer Übergangsregierung abgelöst wurde. 

Zugleich waren die Akteure, Gründe, 
Motive und unmittelbaren Anlässe der 
Proteste oft unterschiedlich, ebenso wie 
ihre Protestformen und Entwicklungsmus- 
ter - vor allem, wenn man die Bewegun- 
gen und Aufstände in unterschiedlichen 
Weltregionen vergleicht. Entsprechend 
haben sich parallel zur Entfaltung der 
Proteste auch verschiedene Interpretatio- 
nen der Gemeinsamkeiten aktueller Pro- 
teste entwickelt. Gängig ist zunächst die 
Klassifizierung der aktuellen Proteste als 
Proteste gegen die Krise. So wandten sich 
gerade in Europa und Nordamerika viele 
davon gegen die sozialen Auswirkungen 
der Finanz- und Wirtschaftskrise und ihre 
austeritätspolitische Bearbeitung. Auch im 
arabischen Raum und im subsaharischen 
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Afrika entzündeten sich Proteste oftmals 
an den im Zuge der Krise steigenden 
Nahrungsmittel- und Energiepreisen und 
waren sicherlich motiviert durch die Rück- 
kehr von arbeitslos gewordenen Arbeitsmi- 
grantInnen und ihre nun ausbleibenden 
Transferzahlungen. Doch der Bezug zur 
Krise ist nicht immer eindeutig: So rich- 
teten sich beispielsweise die Proteste in 
Ägypten und Israel nicht in erster Linie ge- 
gen die unmittelbaren Auswirkungen der 
Krise, sondern zielten allgemeiner auf die 
neoliberalen Restrukturierungsprojekte 
der vergangenen Jahrzehnte (Schipper in 
diesem Heft, Alnasseri in PROKLA 163). 
Ähnlich verhielt es sich mit den Protesten 
in der Türkei, die sich sowohl an der neo- 
liberalen „Modernisierungspolitik“ der 
Regierungspartei AKP als auch an deren 
religiöser, wertkonservativer und autori- 
tärer Ausrichtung entzündeten. Zudem 
erschließt sich aus dem Bezug auf die 
Krise nicht direkt, warum die Forderung 
nach Demokratie in vielen Protesten eine 
derart zentrale Rolle gespielt hat. Vor al- 
lem aber bleibt unklar, warum es in Irland 
und Estland - beides Länder, die mit am 
schwersten von der Krise im Euro-Raum 
getroffen wurden - kaum erfolgreiche 
Mobilisierungen gab, während sich in der 
Türkei und Brasilien, also in Ländern mit 
einer auch durch die Krise weitgehend 
ungebremsten dynamischen wirtschaft- 
lichen Entwicklung, Massenbewegungen 
ungeahnter Breite entwickelten. Die Krise 
- soweit sie engals ökonomischer Einbruch 
verstanden wird - kann also nur begrenzt 
als „gemeinsamer Nenner“ gelten. Damit 
bestätigt sich einmal mehr die Einsicht, 
dass soziale Proteste nicht allein als Re- 
aktion auf Ausbeutung oder Verarmung 
entstehen. 

Ein weiteres verbindendes Moment 
der Proteste wurde in ihrer sozialstruk- 
turellen Zusammensetzung ausgemacht. 
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Gemeinsam sei den Bewegungen, dass 
sie von einem neuen Klassensegment gut 
ausgebildeter, junger Menschen mit beson- 
deren social media-Kompetenzen getragen 
würden, die jedoch keine oder höchstens 
prekäre Formen der Beschäftigung fin- 
den (so u.a. Kraushaar 2012). Das sind 
wichtige, aber keineswegs hinreichende 
Ursachen. So verstellt die Annahme eines 
Generationenkonflikts oftmals eher den 
politischen Charakter der Proteste, als 
dass sie ihn erhellt, zumal Jugendliche im 
arabischen Raum die absolute Mehrheit 
der Bevölkerung ausmachen (Alnasseri in 
PROKLA 163). Auch kamen Streiks aus 
der Arbeiterklasse eine zentrale Bedeutung 
bei der Initiierung und Entwicklung vie- 
ler Proteste zu, wie Torsten Bewernitz in 
seinem Beitrag zu diesem Heft feststellt. 
Soziale Medien wie Facebook und Twitter 
und ihre dezentrale Kommunikations- 
struktur waren zwar wichtige Faktoren 
_ gerade unter autoritären Regimen, in 
denen die traditionellen Medien politisch 
kontrolliert und zensiert werden. Doch 
zeigen Forschungen, dass die Nutzung 
dieser Medien oft erst nach Beginn der 
Proteste einsetzte, dann aber verstärkend 
wirkte (vgl. Gerbaudo 2012). Ihre Überbe- 
tonungläuft daher Gefahr, die Bedeutung 
langjährig aufgebauter politischer Struk- 
turen (also Gewerkschaften, linke Parteien 
und Gruppierungen, zivilgesellschaftliche 
Netzwerke, Nichtregierungsorganisatio- 
nen, wissenschaftlich-politische oder 
künstlerische Zusammenhänge) für die 
Proteste aus dem Blick zu verlieren. 

Auch in anderer Hinsicht lassen sich die 
Protestbewegungen anhand ihrer Protest- 
formen miteinander vergleichen. Eine über- 
greifende Gemeinsamkeit der Proteste von 
Kairo über Madrid, Tel Aviv und Athen 
bis hin zu New York waren die Besetzung 
zentraler öffentlicher Plätze, der Aufbau 
von Camps, die Einsetrzungvon Asambleas 
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und teilweise die Kommunikation durch 
das so genannte Human Mic. Wie Henrik 
Lebuhn in diesem Heft argumentiert, ist 
die Strategie der Besetzungund Aneignung 
öffentlicher Plätze jedoch nicht unbedingt 
das entscheidende Merkmal, das aktuelle 
Bewegungen von vergangenen unterschei- 
det - genauso wenig wie die Errichtungvon 
Protestcamps (Leidinger 2012). Darüber 
hinaus stellt sich die Frage, ob teilweise 
rechtsgerichtete Bewegungen wie die auf 
dem Maidan in Kiew dann nicht eben- 
falls dem Bewegungszyklus zugeordnet 
werden müssten. Und schließlich handelt 
es sich bei den Besetzungen, Camps und 
Versammlungen zwar um die sichtbarsten 
Teile der Bewegung, diese sollten jedoch 
nicht mit den Bewegungen selbst und ihrer 
oftmals weitverzweigten Infrastruktur ver- 
wechselt werden (Candeias/Völpel 2014: 
54). Henrik Lebuhn schlägt in diesem 
Heft daher vor, die Gemeinsamkeit eher 
in der urbanen Dimension vieler Proteste zu 
suchen. Zwar hätten soziale Bewegungen 
auch in der Vergangenheit immer wieder 
den öffentlichen Raum für sich erobert 
und genutzt. Im aktuellen Kontext bezie- 
hen sich die Bewegungen jedoch deswegen 
so stark auf den städtischen Raum als Ort 
und Ressource, weil sich in ihm unter- 
schiedliche Dimensionen neoliberaler Po- 
litik auf besondere und drastische Weise 
manifestieren. 

Auch im Hinblick auf die Forderun- 
‚gen der Proteste lassen sich Ähnlichkeiten 
erkennen. So durchzieht die Forderung 
nach einer „wirklichen“ Demokratie viele 
Bewegungen. Es geht einerseits um die 
Bekämpfung autoritärer Regimes, gerade 
im arabischen Raum, andererseits um die 
Zurückweisung bürgerlicher, „markt- 
konformer Demokratie“ (Merkel), deren 
entleerter Charakter insbesondere durch 
die Politik der Memoranda-of-Understan- 
ding-Politik der Troika vorgeführt wird. 


470 


Bemerkenswerterweise gehen die Impulse 
für eine reale Demokratie in besonders 
starkem Maße von Protestakteuren aus, 
die auf eine relativ kurze oder fragile 
Geschichte der bürgerlichen Demokratie 
zurückblicken, wie Spanien, Portugal, 
Griechenland und die Türkei. 

Vor dem Hintergrund der breit geteil- 
ten Forderung nach ‘echter‘ Demokratie 
argumentiert Dario Azzelini in diesem 
Heft, dass die aktuellen Proteste eine 
wachsende globale Ablehnung liberaler 
Demokratie und der mit ihr verbundenen 
Repräsentationslogik sowie die Anwen- 
dung alternativer, direktdemokratischer, 
horizontaler und konsensualer Entschei- 
dungsmechanismen verbindet. Daraus 
folgt auch eine Ablehnung von Führungs- 
figuren und politischen Institutionen, die 
sich nicht nur in einer expliziten Distanz 
zu sozialistischen oder sozialdemokrati- 
schen Parteien, sondern oftmals auch zu 
Gewerkschaften und anderen klassischen 
Bewegungsakteuren ausdrückte. Für 
Azzelini markieren die Massenproteste 
und Revolten seit Ende 2010 daher einen 
„Epochenbruch“, vergleichbar mit frühe- 
ren historischen Zäsuren. 

Trotz dieser teilweise komplizierten 
Verhältnisse von Distanzierung und Ko- 
operation spielten Gewerkschaften in vie- 
len Protesten eine Schlüsselrolle. Während 
diese in Deutschland im Wesentlichen der 
Strategie des Krisenkorporatismus folgten, 
organisierten sie in Südeuropa zahlrei- 
che Generalstreiks. Auch in Slowenien, 
Tschechien, Polen waren Gewerkschaften 
für die Initiierung von Protesten zentral. 
Vor diesem Hintergrund spürt der Beitrag 
von Torsten Bewernitz in diesem Heft der 
Frage nach, inwieweit wir es nicht nur mit 
einem globalen Protestzyklus, sondern 
auch mit einer globalen Streikwelle seit 
dem Ausbruch der Krise 2007/2008 zu 


tun haben und in welchem Verhältnis diese 
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Arbeitskämpfe zu den bürgerrechtlichen 
und demokratischen Bewegungen stehen. 
Dazu gehört die Diskussion darüber, 
inwieweit die breiten sozialen Proteste - 
gerade in Südeuropa - einen Angriff auf 
die Organisationsgrundlagen und Rechte 
der Gewerkschaften mit sich brachten. So 
zeigen Nikolai Huke und Olaf Tietje in ih- 
rem Beitrag mit Blick auf Spanien, wie die 
neuen Protestformen die gewerkschaftliche 
Funktion als Alleinvertretung der Arbeit- 
nehmerInnen infrage stellten. Zu welchen 
Entwicklungen dieser Widerspruch führt, 
ob sich daraus Reorientierungs- und Er- 
neuerungsprozesse der Gewerkschaften 
und ihres Protestrepertoirs ergeben, wie 
Huke und Tietje es derzeit in Spanien be- 
obachten, oder gar gänzlich neue Innova- 
tionsschübe an der Schnittstelle zwischen 
Organisation und Bewegung, wird zueiner 
zentralen Frage für die langfristige Bewer- 
tung des aktuellen Protestzyklus gehören. 


Ein Schritt nach vorne, zwei zurück? 


Aktuell, Ende 2014, sind die großen Pro- 
testbewegungen der vergangenen Jahre 
auf den Straßen und Plätzen kaum noch 
präsent oder ebben zumindest wieder 
ab. Im Rückblick wird deutlich, dass die 
Proteste - von wenigen eindeutigen Fällen 
abgesehen - zunächst keinen tief greifen- 
den progressiven Politikwechsel erreichen 
konnten. Im arabischen Raum sind De- 
mokratisierungsprozesse von herrschender 
Seite weitgehend blockiert worden. In vie- 
len Ländern wurden die Proteste ausgeses- 
sen, auch die Austeritätspolitik innerhalb 
der EU konnte nicht gestoppt werden. 
Trotz massiver Kritik angesichts der ri- 
gorosen Sparprogramme konnten sich die 
etablierten Parteien an der Macht halten 
und wurden oft sogar wiedergewählt. 

Die Platzbesetzungen erschöpften sich 
vielfach in der Durchsetzungihrer eigenen 
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Ansprüche: Die horizontalen, direktdemo- 
kratischen und konsensorientierten Ent- 
scheidungsfindungsprozesse haben sich 
oft als zeit- und kraftraubend erwiesen. 
Die „präsentische Demokratie“ (Lorey 
2013), die sich der Logik der Repräsenta- 
tion verweigern möchte, führte zu neuen 
Ausschlüssen, da nur jene mitbestimmen 
können, die in der Lage sind, möglichst viel 
und oft vor Ort zu sein. Gerade subalterne 
Gruppen, die nicht über die nötige Zeit, 
die psychische oder physische Konstitu- 
tion oder die räumliche Nähe verfügen, 
an den Besetzungen teilzunehmen, konn- 
ten nicht einbezogen werden (Candeias/ 
Völpel 2014: 208). Dies wirft unweigerlich 
auch die Frage auf, inwiefern beispielsweise 
der Slogan „We are the 99%“ selbst einen 
Anspruch auf Repräsentation erheben 
konnte. Jedenfalls hatten viele Bewegun- 
gen Schwierigkeiten, gleichzeitigdie Logik 
der Repräsentation abzulehnen und einen 
Umgang mit dem Problem zu finden, dass 
sie selbst immer wieder medial re-präsen- 
tiert wurden - zum Beispiel, indem David 
Grabers Buch Schulden: Die ersten 5000 
Jahre als‘Manifest‘ der Occupy-Bewegung 
verhandelt wurde. 

Wie Azzelini in seinem Beitrag in die- 
sem Heft argumentiert, wäre es jedoch 
übereilt, diese Entwicklung als Scheitern 
zu interpretieren. Vielmehr haben sich die 
Bewegungen 'reterritorialisiert: von den 
zentralen Plätzen in die Stadteile und die 
Alltagskämpfe der Menschen. In Spanien 
entstand die breite Bewegungder Plattform 
der Hypothekenbetroffenen (Plataforma 
de Afectados por la Hipoteca, PAH), die 
das Ziel verfolgt, Delogierungen zu verhin- 
dern und Wohnraum zu vergesellschaften 
(Kasiske 2012). Auch in den USA kam es 
zu breitem Widerstand gegen Zwangsräu- 
mungen, zur Strike-Debt!-Bewegungsowie 
zu einer weitverzweigten solidarischen 
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Sandy. In Griechenland etablierten sich 
neue aktivistische Netzwerke, Nachbar- 
schaftszentren und Solidaritätskliniken 
(vgl. Benos 2014). 

Vor diesem Hintergrund, und inspiriert 
durch den bolivarianischen Prozess in Ve- 
nezucla, wird insbesondere in Spanien über 
einen 'konstituierenden Prozess’ diskutiert 
(vgl. arranca 2013): Dieser beschreibt das 
Projekt, alternative Normen und Instituti- 
onen von unten zu entwickeln, mit denen 
sich die Bevölkerung außerhalb des staatli- 
chen Terrains organisiert und so sukzessive 
die gesellschaftliche Organisationsmacht 
des Staates untergräbt. Doch bleibt das 
Problem, wie verhindert werden kann, dass 
die Solidaritätsnetzwerke lediglich jenes 
Vakuum der sozialen Sicherung füllen, 
das die austeritätspolitischen Angriffe auf 
die öffentliche Infrastruktur hinterlassen 
haben; wie also der Gefahr vorgebeugt 
werden kann, dass zivilgesellschaftliches 
Engagement zur Stütze neoliberaler Kri- 
senbearbeitung wird - ein Projekt, das 
(nicht nur) in Großbritannien unter Premi- 
erminister Cameron mit dem Schlagwort 
Big Society von herrschender Seite gezielt 
vorangetrieben wird (Dowling 2013). 

Gegen eine normativistisch-positive 
Vorstellung von der Zivilgesellschaft 
stellt sich daher auch die Frage, wie die 
Bewegungen in die Mechanismen der 
Aneignungund Verteilungdes materiellen 
Reichtums eingreifen können. Das berührt 
den Umgang mit staatlicher Macht und 
Parteipolitik. Auch hier finden Prozesse 
der Verstetigung der Bewegungen statt, 
wie die aus der 15M-Bewegung hervorge- 
gangene Partei Podemos in Spanien oder 
die Initiative für den demokratischen So- 
zialismus in Slowenien (Korsika/Mesec 
2014). In Griechenland stand den sozialen 
Bewegungen mitSYRIZA von vornherein 
eine Partei an der Seite, die ihre Strategie 
aufdem parlamentarischen Terrain inden 
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Kontext eines breit angelegten gesellschaft- 
lichen Transformationsprojcektes stellt und 
eine organische Verbindung mit außerpar- 
lamentarischen Kräften sucht (Neumann 
2014). Als aktuell stärkste Partei verfügt 
SYRIZA über eine reale Perspektive, in 
den kommenden Jahren die Regierung in 
Griechenland zu übernehmen und sich den 
Auflagen der Troika entgegenzustellen. 
Entscheidend wird aber sein, ob es SY- 
RIZA in einem solchen Szenario gelingt, 
angesichts der zahlreichen Übertritte von 
Mitgliedern der sozialdemokratischen 
Pasok in die Partei ihren klaren Kurs ge- 
gen die Austeritätspolitik beizubehalten 
und die Bindungzu den Bewegungen nicht 
abreißen zu lassen. 

Wenn oben konstatiert wurde, dass 
viele Bewegungen derzeit kaum noch 
durch öffentlichen Protest sichtbar sind, 
so gilt es gleichzeitig festzustellen, dass sie 
sich oftmals in einem Prozess von Trans- 
formation und Verstetigung befinden und 
neue, weniger spektakuläre Initiativen 
verfolgen. Dies trifft freilich nicht nur auf 
emanzipatorische Strömungen innerhalb 
der globalen Proteste zu. Auch reaktionäre 
Kräfte reorganisieren sich derzeit mit er- 
staunlicher Geschwindigkeit und konn- 
ten bereits deutlich an Terrain gewinnen 
— sowohl im arabischen Raum als auch in 
Europa. In Ägypten wurde die Bewegung 
fast vollständigim Machtkampf zwischen 
den Muslimbrüdern und dem Militär 
zerrieben, im syrischen Bürgerkrieg in 
den militärischen Auseinandersetzungen 
zwischen den Regierungstruppen des 
Assad-Regimes und islamistischen Kampf- 
einheiten. In Spanien entwickelte sich eine 
breite konservative Kampagne gegen die 
Abtreibung, in Frankreich entstanden 
Massenproteste gegen die gleichgeschlecht- 
liche Ehe, durch die sich insbesondere der 
Front National profilierte. Felix Jaitner 
geht in seinem Beitrag in diesem Heft 


PROKLA-Redaktion 


der Frage nach, warum sich einerseits in 
Bosnien-Herzegowina eine progressive Be- 
wegung gegen die Austeritätsprogramme 
entfaltete, während sich andererseits im 
Nachbarland Kroatien das national-kon- 
servative Spektrum als Opposition zum 
neoliberalen Gesellschaftsmodell etab- 
lieren konnte. Er zeichnet nach, wie das 
national-konservative Lager in Kroatien 
auf eine direktdemokratische Initiative 
zurückgriff, um sein zentrales Projekt, die 
Verhinderung der gleichgeschlechtlichen 
Ehe, durchzusetzen. Es scheint sich um 
eine allgemeinere Tendenz zu handeln, 
die zwei Elemente miteinander verbindet: 
Zum einen wirdein Kulturkampfentfacht, 
in dessen Zentrum der Kampfgegen männ- 
liche und weibliche Gleichgeschlechtlich- 
keit und damit verbundene Lebensformen, 
gegen Sexualaufklärung oder Abtreibung 
und weitere bevölkerungspolitische Ziele 
stehen; zum anderen wird die Krise der 
Repräsentation rechtspopulistisch ausge- 
nutzt, um parlamentarisch oder mit dem 
verfassungsförmigen Instrumentarium 
des Referendums, dem der Charakter von 
plebiszitärer Demokratie verliehen wird, 
die Demokratie selbst zu schwächen (vgl. 
Oppenhäuser in PROKLA 171). Das lässt 
sich mittlerweile in großen Teilen in Euro- 
pas beobachten. 

Neben dem Erstarken reaktionärer 
Kräfte lassen sich auch eine Brutalisierung 
beim Einsatz staatlicher Gewaltmittelund 
eine Aussetzung bzw. schleichende Aus- 
höhlung rechtstaatlicher Elemente beob- 
achten (vgl. Oberndorfer/Caceres 2013 für 
Spanien). Sebastian Schipper untersucht in 
seinem Beitrag in diesem Heft, wie in Is- 
rael von staatlicher Seite - und jenseits des 
Einsatzes harter Repression —- weitgehend 
erfolgreich versucht wurde, die Bewegung 
zu absorbieren und ihre Forderungen in- 
nerhalb eines neoliberalen, marktkonfor- 
men Narrativs zu reinterpretieren. 


Editorial 
Kontinuität und Bruch 


Fraglich bleibt, ob sich im Zuge des ak- 
tuellen Protestzyklus auch ein neuer kol- 
lektiver Akteur herausgebildet hat, wie 
Michael Hardt und Antonio Negri es mit 
ihrer Analyse der Multitude nahe gelegt 
haben. Es lässt sich insofern von einem 
Protestzyklus sprechen, als die einzelnen 
Protestereignisse über lokale Konflikte 
in den jeweiligen Ländern hinauswiesen 
und sie sich in ihrer Selbstpräsentation wie 
auch in ihrer medialen Repräsentation zu 
einem übergreifenden Protestzusammen- 
hang verdichteten. Aufgeworfen wird damit 
schließlich auch die Frage von Kontinuität 
und Bruch sowie der Periodisierung von 
Protestzyklen: In welchem Verhältnis 
stehen die Proteste zu den Protesten von 
1968, den Neuen Sozialen Bewegungen der 
1980er sowie zur globalisierungskritischen 
Bewegung der 2000er Jahre oder den viel- 
fach vorhandenen Protesten und Streikbe- 
wegungen, deren historische Konjunkturen 
und wiederkehrende Auseinandersetzung 
Immanuel Wallerstein in seinem Beitrag zu 
diesem Heft nachzeichnet? Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang die Widersprüch- 
lichkeit der Protestdynamiken: Viele der 
Bewegungen strebten nicht nur eine äu- 
Berst breite gesellschaftliche Orientierung 
an, wie es die Parole „We are the 99%“ auf 
den Punkt bringt, sondern gingen oftmals 
- wie oben bereits ausgeführt - auch auf 
Distanz zu traditionellen linken Akteuren 
wie Gewerkschaften und Parteien. Dies er- 
möglichte die Bildung neuer Akteurskons- 
tellationen, die Entdeckung neuer Themen 
und die Erfindung neuer Praktiken. So war 
eine Distanzierung von langanhaltenden 
politischen Konstellation, aber auch die 
Ausklammerung zentraler Konfliktfelder 
wie die Palästinafrage in Israel oder das 
Verhältnis von türkischer Nation und kur- 
discher Bewegung bei der Besetzung des 
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Gezi-Parks eine zentrale Voraussetzung für 
die Breite der Proteste. Allerdings war der 
Preis dafür eine gewisse ‘Geschichtslosig- 
keit’ und Ausblendung der Kräftekonstel- 
lationen. Denn die überkommenen gesell- 
schaftlichen Probleme bleiben ja weiterhin 
vorhanden; auch die Erfahrungen mit den 
eigenen Praktiken wurden nicht im Lichte 
früherer Erfahrungen bewertet. So konnten 
horizontale, direktdemokratische Entschei- 
dungsverfahren vielfach als Innovation der 
neuen Bewegungen behandelt werden, ob- 
wohl doch deren Bedeutung und Probleme 
in Auseinandersetzungen wie Avantgarde 
vs. Massen, Spontaneität vs. Organisierung, 
Bewegungvs. repräsentative Apparate oder 
zivilgesellschaftlicher Kampf vs. Kampf 
innerhalb des Staates bereits seit langem 
Gegenstand linker Diskussion und Praxis 
sind. Vor diesem Hintergrund besteht eine 
zentrale Herausforderung darin, die in den 
Protesten erprobten neuen Praktiken und 
Akteurskonstellationen in der Auseinan- 
dersetzung mit den Erfahrungen früherer 
Kämpfe über sich hinauszutreiben, und 
gleichzeitig ihre Spezifik ernst zu nehmen 
undzu verstehen. Die vorliegende Ausgabe 
der PROKLA möchte einen Beitraghierzu 
leisten. 
Alex Demirovid, Henrik Lebuhn, 
Etienne Schneider (für die Redaktion) 


Kr 


Mitte Oktober 2014 fand die Mitglieder- 
versammlung der Vereinigung zur Kritik 
der politischen Ökonomie e.V. statt, der 
Verein, der die PROKLA herausgibt und 
die Redaktion und den Redaktionsbeirat 
wählt. Markus Wissen verstärkt zukünf- 
tig die Redaktion und Ingo Stützle löst 
Michael Heinrich als geschäftsführender 
Redakteur ab. Sabine Nuss und Stephan 
Lessenich wechseln von der Redaktion 
in den Beirat, der zudem von Wolfgang 
Schöller erweitert wird. 
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Krise und Protest in den Städten' 
Occupy machte sich 2011 auf den Weg um die halbe Welt 


2011 in Madrid: Zehntausende besetzen im Zuge der Proteste gegen die Euro- 
Krise den zentralen öffentlichen Platz, die Puerta del Sol. Im selben Sommer 
kommtesin Israelzu den größten sozialen Protesten in der Geschichte des Landes. 
Tausende AktivistInnen verwandeln den Rothschild Boulevard im Herzen von 
Tel Aviv über Wochen hinweg in ein schillerndes Protest-Camp. Die Occupy- 
Bewegung macht sich im September 2011 von New York aus auf den Weg um 
die halbe Welt. Nur drei Monate später besetzt Occupy Nigeria Straßen, Plätze 
und Parks in mehreren Städten des westafrikanischen Landes, um gegen den 
Wegfall der Benzinpreis-Subventionen und den damit verbundenen Anstieg 
der Lebenshaltungskosten zu protestieren. Tunesien und Ägypten stehen für 
die Umbruchbewegungen in den arabischen Ländern. Nicht zu vergessen: die 
Proteste im Gezi-Park in Istanbul im Sommer 2013, die sich binnen Tagen auf 
die gesamte Türkei ausweiteten. Die Liste ließe sich beliebig verlängern. 

Unter BewegungsforscherInnen und politischen KommentatorInnen herrscht 
weitgehend Einigkeit darüber, dass wir es in den vergangenen Jahren mit einer 
historisch-besonderen Protestkonjunktur zu tun hatten. Der Ökonom Joseph 
Stiglitz (2012: 9) verglich die Proteste von 2011 in ihrer Bedeutung gar mit den 
historischen Umbrüchen von 1848 und 1968. Ausgesprochen schwierig scheint 
allerdings die Frage zu beantworten, worin genau eigentlich das Verbindende 
zwischen den unterschiedlichen politischen Bewegungen und sozialen Unruhen 
in verschiedenen Ländern und Regionen besteht. Zu den politischen Protesten 
und sozialen Unruhen in Ländern und Städten rund um die Welt führen die 
weltweiten Strategien der Neoliberalisierung und insbesondere die brutalen Aus- 
teritätspolitiken der vergangenen Jahre, aber auch autoritäre Regime im globalen 
Süden und die Einschränkungdemokratischer Rechte im globalen Norden - das 
ist der kleinste gemeinsame Nenner. Roland Roth (2012: 22) beobachtet darüber 
hinaus, dass es den AktivistInnen „um die Überwindung autoritärer Herrschaft 
(und) um die fundamentale Umgestaltung ihrer blockierten Gesellschaften“ geht. 


1 Ich danke Bettina Engels für ihre zahlreichen Hinweise und ihre konstruktive Kritik. 
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Darin bestünde auch ein wichtiger Unterschied zu den moderaten Ausläufern 
der Neuen Sozialen Bewegungen. „Die Wiederkehr utopischer, situationistischer 
und radikal kulturkritischer Motive (...) verdient mehr Aufmerksamkeit“, so der 
Bewegungsforscher (ebd.). Doch je genauer man sich die einzelnen Protestbewe- 
gungen anschaut, desto spezifischer erscheinen die Kontexte und Konstellationen, 
und desto vorsichtiger möchte man übergreifende Thesen in Bezug auf mögliche 
Zusammenhänge formulieren. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich mich hier mit einem Leitmotiv der Pro- 
teste der vergangenen Jahre auseinandersetzen, das von vielen BeobachterInnen 
hervorgehoben, aber selten weiter theoretisiert wird: mit der enormen Präsenz 
der unterschiedlichen Bewegungen im öffentlichen Stadtraum. Denn viele der 
Protestbewegungen sind auffällig eng mit spezifischen städtischen Orten, meist 
mit einem zentralen öffentlichen Platz verbunden: Tahrir Square in Kairo, Wall- 
street in New York, Rothschild Boulevard in Tel Aviv, Puerta del Sol in Madrid, 
Gezi-Park in Istanbul, oder auch - wenn man an die jüngsten Flüchtlingsproteste 
in Deutschland denkt - der Oranienplatz in Berlin. 

Dabei soll hier nicht argumentiert werden, dass die Strategie der Besetzungund 
Aneignungöffentlicher Straßen, Plätze, Gebäude und Parks neu wäre. Denn das 
ist sie sicher nicht. Bereits 1969 stellte der Sozialhistoriker Eric Hobsbawm fest, 
dass Städte stets Orte gewesen sind, an denen die marginalisierte Bevölkerung 
sich mit „Demonstrationen, Revolten und Aufständen“ gegen die herrschende 
Klasse wandte (Hobsbawm 1969: 111). Vielmehr sollen die an unterschiedlichsten 
Orten zu beobachtenden Platzbesetzungen und städtischen Unruhen zum Anlass 
genommen werden, darüber nachzudenken, ob eine wichtige Gemeinsamkeit 
aktueller Proteste vielleicht gerade in ihrer urbanen Dimension zu suchen ist: 
Die unterschiedlichen Dimensionen neoliberaler Politik - die Aushöhlung de- 
mokratischer Rechte, der Abbau sozialstaatlicher Sicherungssysteme, die Preka- 
risierung von Arbeitsverhältnissen, die Privatisierung und Kommodifizierung 
öffentlicher Güter usw. -— manifestieren sich insbesondere im städtischen Raum. ° 
Infolgedessen werden soziale Polarisierungen in den Städten zum Auslöser für 
Mobilisierungen; AktivistInnen greifen in unterschiedlichsten Kontexten auf 


2 Eigentlich handelt es sich hierbei um ein Grundproblem der vergleichenden Sozialwissen- 
schaft, in der stets ein Balanceakt zwischen Konkretion und Abstraktion vollzogen wird 
und Gemeinsamkeiten meist nur formuliert werden können, indem von Unterschieden 
abgesehen wird. Zur Systematik der vergleichenden (Stadt-)Forschung Belina/Miggel- 
brink (2010). 

3 Neoliberale Strukturanpassungsprogramme und Austeritätspolitiken haben auch in 
Kleinstädten und ländlichen Regionen weitreichende Effekte. Diese Thematik kann hier 
leider nicht weiter berücksichtigt werden. Siche für den bundesdeutschen Kontext etwa 


die Debatte um „Schrumpfende Städte‘; vgl. Kil (2002). 
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urbane Protestrepertoirs zurück, die von Platz- und Gebäudebesetzungen über 
Protestcamps und Nachbarschaftsinitiativen bis zu Aktionsbündnissen gegen 
Zwangsräumungen und Hypothekenüberschuldungen reichen. Eine wichtige 
Rolle spielen darüber hinaus autoritäre und post-politische Konstellationen, in 
denen demokratische Formen der politischen Beteiligung derart unterdrückt 
oder ausgehöhlt wurden, dass der Unmut breiter Bevölkerungsschichten sich 
nun sprichwörtlich ‘auf der Straße’ entlädt. 

Im Folgenden soll zunächst ein kurzer Einblick in die Debatten innerhalb der 
Stadtforschunggegeben werden, die sich mit dem systematischen und historischen 
Zusammenhang zwischen kapitalistischer Entwicklung, Prozessen der Urba- 
nisierung und sozialen Widerständen befassen. Im Anschluss daran diskutiere 
ich Neoliberalisierungund Austeritätspolitik als strukturellen Hintergrund für 
die aktuellen Proteste. Danach fokussiere ich aufurbane Protestrepertoires, um 
abschließend auf die je spezifischen Akteurskonstellationen einzugehen. Kurso- 
tische Bezüge zu unterschiedlichen Protesten sollen das theoretische Argument 
plausibel machen und illustrieren. Den Anspruch, den urbanen Charakter aktu- 
eller Krisenproteste im globalen Kontext empirisch und im Detail nachzuweisen, 
kann und will ich freilich nicht erheben. 


Kapitalismus, Urbanisierung und soziale Widerstände 


Eine Auseinandersetzung mit der Besetzung öffentlicher Plätze und Parks sollte 
mit dem Hinweis daraufbeginnen, dass die Herausbildung der öffentlichen und 
d.h. vor allem auch der politischen Sphäre im modernen Sinne untrennbar mit 
dem Prozess der Urbanisierung zusammenhängt. Für die moderne Bedeutung 
von Öffentlichkeit sind zunächst zwei Bedeutungsschwellen zentral (Hölscher 
1975: 413): Im Laufe des 17. Jahrhunderts nahm „öffentlich“ infolge der Aus- 
bildung des modernen Staatsrechts die Bedeutung von „staatlich“ an. Seit dem 
Ende des 18. Jahrhunderts bekam „öffentlich“ mit der Herausbildung eines 
„räsonierenden Publikums“ (Habermas) die Bedeutung eines staatsfernen und 
kritischen Diskursraumes. Dieser materialisierte sich, wie Richard Sennet in 
seiner großen historischen Erzählung The Fall ofPublic Man eindrucksvollzeigt, 
vor allem im Alltag des Stadtlebens, also auf öffentlichen Plätzen, Parks und 
Straßen, in Theatern und Salons (Sennett 2002), sowie an gegenhegemonialen 
Orten der proletarischen Öffentlichkeit (Negt/Kluge 1972). Systematisch wurde 
der Zusammenhangzwischen Öffentlichkeit und Stadtraum vor allem von dem 
Soziologen Hans-Paul Bahrdt bearbeitet (Herlyn 1998). Ähnlich wieschon Georg 
Simmel (1903) argumentiert er, dass die auf Handel, Tausch und Marktbeziehun- 
gen basierende Stadtökonomie zu einer ‘unvollständigen sozialen Integration’ der 
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(Stadt-)BewohnerInnen führt. Das wiederum bildet überhaupt erst die Voraus- 
setzung für soziale Distanz und Heterogenität, versachlichte Interaktionen und 
schließlich die Entstehung von Öffentlichkeit. Mit Blick auf den historischen 
Prozess der Entstehung zentralisierter Territorialstaaten gilt es hinzuzufügen, 
dass es meist Großstädte sind, in denen die regionalen und nationalen politischen 
Institutionen und symbolischen Repräsentationen von Macht und Herrschaft 
physisch präsent sind: Parlamente, Regierungssitze, Präsidentenpaläste oder auch 
nationale und internationale Unternehmen. Diese stellen bis heute die zentralen 
(geografischen und symbolischen) Orte dar, an denen politische Forderungen 
‘von unten’ an die gesellschaftlichen Eliten adressiert werden. 

Aus einer Perspektive der politischen Ökonomie lässt sich darüber hinaus 
eine enge Verbindung zwischen kapitalistischer Entwicklung und Prozessen der 
Urbanisierung konstatieren. David Harvey zeigt in seinen Arbeiten, dass „Städte 
als Form der räumlichen Konzentration des gesellschaftlichen Mehrprodukts (...) 
sowie als physisch-materielle und soziale Knotenpunkte für die Zirkulation dieses 
(Waren-)Überschusses im Raum“ fungieren (Wiegand 2014: 32). In Momenten 
kapitalistischer Krise kommt der gebauten Umwelt zudem die Funktion eines 
‘sekundären Kapitalkreislaufs’ zu (vgl. Harvey 2013: 7f£.): Findet das Kapital im 
Bereich der Produktion von normalen’ Waren, die ihren Wert schnell realisieren 
müssen (primärer Kapitalkreislauf), auf Grund von Überakkumulation keine 
rentablen Anlagemöglichkeiten, Hießt es - oftmals durch staatliche Infrastruk- 
turnachfrage stimuliert - in die Stadtentwicklung und den Immobilienscktor. 
Dies reicht von großen öffentlichen Bauprojekten bis zum privaten Eigenheimbau 
(Harvey 1982). Diese Dynamik ist seit den 1980er Jahren mit der Vermittlung 
von Investitionen in den Städtebau durch internationale Finanzmarktinstrumen- 
te noch einmal rasant beschleunigt und zugleich auch erheblich destabilisiert 
worden. In den USA führte dies 2007/2008 zum Zusammenbruch zentraler 
Finanzmarktplayer auf dem Sektor des schuldenfinanzierten Wohnungsbaus 
(Gotham 2009). 

Folgt man Harveys Argument, dann produziert Urbanisierungim Sinne einer 
spezifischen Verwertungsdynamik des Kapitals immer auch Klassenwidersprü- 
che, gesellschaftliche Konflikte und soziale Proteste. Marxistische Stadtforscher 
wie Manuel Castells, Henri Lefebvre oder eben David Harvey haben ihren Blick 
daher bereits in den 1960er und 1970er Jahren auf den Stadtraum und aufurbane 
Widerstandspraktiken als Ausdruck kapitalistischer Vergesellschaftunggerichtet 
(für einen Überblick über diese Debatten siehe Holm 2014). Im Gegensatz übri- 
gens zur Bewegungsforschung, für die Raum oder Stadtraum bis heute kaum eine 
relevante Kategorie darstellt. Mit diesen theoretischen Vorüberlegungen soll im 
Folgenden der Blick aufden globalen Krisen- und Protestzyklus der vergangenen 
Jahre gerichtet werden, bzw. auf die spezifisch urbanen Dynamiken. 
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Neoliberalisierung, Austerität und Krise in der Stadt 


Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat in Kooperation mit der Columbia University in 
New York in einer Studie im Zeitraum von 2006 bis 2013 insgesamt 843 Protes- 
tereignisse in 87 Ländern untersucht (Ortiz et al. 2013). Über die Hälfte der in 
der Studie erfassten Proteste richten sich explizit gegen Strukturanpassungs- und 
Austeritätspolitiken. Diese Politiken betreffen den globalen Norden wie Süden 
gleichermaßen, auch wenn sie sich lokal, national und sozial unterschiedlich 
artikulieren. Die bis heute umfangreichste Studie über „Austeritätsproteste“ 
wurde Anfangder 1990er Jahre von John Walton und David Seddon angefertigt. 
Darin beschreiben die Autoren diese als „large-scale collective actions inclu- 
ding political demonstrations, general strikes, and riots, which are animated by 
grievances over state policies ofeconomicliberalization, implemented in response 
to the debt crisis and market reforms urged by international agencies“ (Walton/ 
Seddon 1994: 39). Diese Definition schließt unterschiedliche Protestformen 
und -repertoires institutionalisierter und nicht institutionalisierter Akteure ein, 
was auch für den gegenwärtigen Protestzyklus sinnvoll und wichtig erscheint, 
wie im Folgenden deutlich werden soll. Einen direkten Bezug auf Städte weist 
die Definition zunächst nicht auf.* Dennoch soll hier argumentiert werden, 
dass es kein Zufall ist, dass viele der aktuellen Austeritätsproteste sich auf Städte 
konzentrieren und dabei die Besetzung zentraler Orte, oft Plätze oder Parks, zu 
den geteilten und (medien-)wirksamsten Formen des Protests zählt. Denn Städte 
bzw. Urbanisierungsprozesse haben in den vergangenen Jahrzehnten eine zent- 
rale Rolle im Prozess der Neoliberalisierung gespielt. Die Auswirkungen rigider 
Spar- und Umverteilungspolitiken sind oft in besonderem Maße auf städtische 
Räume gerichtet bzw. werden von der nationalen Ebene ‘nach unten’ an die Stadt- 
und Lokalpolitik weitergegeben. Von den oftmals massiven Entlassungen und 
Mittelkürzungen im öffentlichen Dienst sind vor allem urbane Mittelschichten 
wie LehrerInnen, SozialarbeiterInnen, Angestellte im Gesundheitswesen und 
in den Verwaltungen wie auch Lehrende und Studierende an den Hochschulen 
betroffen. Der Abbau und die Privatisierung städtischer Infrastruktur, etwa im 
öffentlichen Nahverkehr, im Bildungsbereich und im Gesundheitswesen, trifft 


4 Im Kontext der Strukturanpassungsprogramme der 1980er Jahre identifizierten Walton 
und Ragin allerdings Urbanisierung als stärksten Einflussfaktor, infolge dessen Aus- 
teritätsproteste wahrscheinlich werden (Walton/Ragin 1990: 887). Im vergangenen 
Jahrzehnt hätten sich die Proteste im Globalen Süden vom Land in die Städte verlagert, 
so die Autoren damals - eine Folge strukturellen ökonomischen Wandels. Die in diesem 
Zusammenhang neu entstandenen städtischen Gruppen organisierten sich in Nachbar- 
schaftsinitiativen, Kirchen, Jugendverbänden und Gewerkschaften, die zu kollektivem 
Handeln mobilisierten und damit die Wahrscheinlichkeit für Protest erhöhten. 
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insbesondere sozial marginalisierte städtische Bevölkerungsgruppen. Und auch 
die massenhafte Überschuldung von HausbesitzerInnen, gefolgt von Zwangsräu- 
mungen und Verdrängungsprozessen bis hin zur Obdachlosigkeit, ist vor allem 
ein (sub-Jurbanes Phänomen. 

In einer Untersuchungder US-amerikanischen Krisenpolitik, die aufden Wall- 
Street-Crash von 2008 folgte und den spezifischen Rahmen für den Ausbruch 
der Occupy-Proteste bildete, kommt Jamie Peck (2012) daher zu dem Ergebnis, 
dass die Stadt- und Kommunalpolitik als zentrales Moment für die Durchsetzung 
des Austeritätsdogmas angesehen werden muss (vgl. Mayer 2011a). Neoliberale 
Austeritätspolitiken sind sowohl in sozialer als auch in skalarer Hinsicht ‘nach 
unten’ gerichtet, so Peck. Lokalpolitische Finanzrestriktionen werden auf dem 
Wege extralokaler Disziplinierungsmechanismen unnachgiebig durchgesetzt 
und die dabei entstehenden sozialen und ökologischen Kosten auf die Städte 
und Kommunen abgewälzt. Ökonomische Marginalisierung kombiniert mit 
einem Rückzug des Staates führen zur Konzentration der Lasten am unteren 
Ende der sozialen Hierarchie (Peck 2012: 650f.). Margit Mayer (201la: 260f.) 
schildert die drastischen Auswirkungen dieser Politik, die seit der Finanzkrise 
von 2008 in US-amerikanischen Städten und Gemeinden zu beobachten sind: 
Die Städte schließen 


‘entbehrliche’ öffentliche Einrichtungen, kürzen ihnen obliegende soziale Dienstleis- 
tungen, erhöhen kommunale Gebühren (...); der Thermostat in den Behörden wird auf 
niedrigere Temperaturen eingestellt, alte Polizeiautos im Internet zum Verkaufangeboten, 
Gefängnisangestellte in unbezahlten Urlaub geschickt; in den Rathäusern wird die Vier- 
Tage-Woche eingeführt; die Preise für den öffentlichen Nahverkehr in St. Louis, Boston, 
Atlanta, und San Francisco wurden erhöht und gleichzeitig das Angebot verringert. (...) 
[Alllein im September 2010 wurden 76.000 Angestellte im öffentlichen Scktor entlassen, 
zwei Drittel davon an Schulen. (...) Viele öffentliche Einrichtungen werden ganz geschlos- 
sen: Bibliotheken, Sport- und kulturelle Einrichtungen, Angebote für Jugendliche wie 
Ältere. Sogar Polizisten werden entlassen (in Newark 13% der Polizeikräfte) und Feu- 
erwehren geschlossen. (...) Maywood, eine 50.000-Einwohner-Stadt südöstlich von Los 
Angeles, hat sämtliche städtischen Angestellten entlassen und alle Aufgaben an Private 
und Nachbarkommunen vergeben. 


Auch in Europa haben Austeritätspolitiken, die der Euro-Krise auf dem Fuße 
folgten, speziell für die urbane Bevölkerungzu heftigen Exklusionserfahrungen 
geführt. Besonders krass sind die Auswirkungen der EU-Troikapolitik in Grie- 
chenland zu spüren. In Athen, wo fast die Hälfte der elf Millionen EinwohnerlIn- 
nen des Landes leben, sind die Entbehrungen dermaßen dramatisch geworden, 
dass tausende vor allem junger GriechInnen entweder in ländliche Regionen 
abwandern oder gleich ganz ins Ausland migrieren (vgl. Smith 2011). In Spanien 
wurde die Wirtschaft in den 1990er und frühen 2000er Jahren (unter anderem 
im Zuge des EU-Beitritts) extrem stark auf den Bau- und Immobiliensektor 
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ausgerichtet und geriet ab 2006 auf Grund der Krise des Immobiliensektors an 
den Rand des Zusammenbruchs (Löpez/Rodriguez 2012). 2011 führte dies unter 
anderem zur Entstehungder Protestbewegungder Indignados bzw. M15. In Israel, 
einem weiteren 'neoliberalen Vorzeigeschüler’, entzündeten sich die Proteste im 
Sommer 2011 zunächst an der Prekarisierung der Lebensbedingungen in Tel 
Aviv, vor allem an dem mangelnden Schutz für MieterInnen, den explodierenden 
Kosten für Wohnraum und Lebensmittel bei gleichzeitiger Entsicherung der 
(Lohn-)Arbeit und dem Abbau der sozialen Sicherungssysteme (Eizenberg 2011, 
vgl. Sebastian Schipper in dieser Ausgabe). 

Auch viele arabische Länder durchliefen in den vergangenen Jahrzehnten einen 
Prozess tiefgreifender Neoliberalisierung, der wiederum mit gravierenden sozialen 
Polarisierungen in den Städten einherging. „Mit der schrittweisen Implementie- 
rung der Strukturanpassungsprogramme im Nahen Osten und in Nordafrika in 
den 1990er Jahren zogen sich die chemals volksnahen und sozialistischen Staaten 
zunehmend aus der öffentlichen Versorgung und der kollektiven Wohlfahrt 
zurück“, stellt etwa Asef Bayat (2014: 79) fest. 

Bayat spricht in diesem Zusammenhangvon der Entstehungder „nach außen 
gekehrten Stadt“: Die Informalisierung und Prekarisierung der Arbeitsverhältnis- 
se, die Kommodifizierungdes Stadtraums und die Vernachlässigung des sozialen 
Wohnungsbaus treiben Millionen von Marginalisierten buchstäblich aufdie Stra- 
ße. Der öffentliche Raum wird zu einem „unabdingbaren Vermögenswert, zum 
Kapital für Menschen, um zu überleben, zu handeln und sich zu reproduzieren. 
(...) Wenn man mitten an einem Arbeitstag durch die Straßen von Kairo, Teheran 
oder Amman schlendert, ist die überwältigende Präsenz so vieler Menschen, die 
auf den Straßen ihren Geschäften nachgehen, kaum zu überschen: sie arbeiten, 
stehen, sitzen, rennen herum, verhandeln oder fahren.“ (Ebd.: 81) 

Hand in Hand mit der Neoliberalisierung arabischer Städte ging oftmals eine 
Verschärfung autoritärer politischer Strukturen auf nationaler Ebene einher. In 
der Folge begann der „authoritarian populist social contract“ (Omar Dahi), der 
viele arabische Gesellschaften zusammengchalten hatte, ab den 1990er Jahren zu 
bröckeln. Denn materielle (Um-)Verteilungsspielräume wurden immer kleiner, 
ohne dass dabei demokratische Zugeständnisse gemacht wurden.’ In den späten 


5 Hierin besteht auch ein auffälliger Unterschied zur Verarbeitung der Schuldenkrise 
der 1980er und 1990er Jahre in Afrika, Lateinamerika und Osteuropa. Viele Länder 
durchliefen damals parallel zu den Strukturanpassungsprogrammen einen Prozess der 
formalen Demokratisierung (Einführung von Mehrparteiensystemen, Wahlreformen, 
usw.) In zahlreichen chemals autoritär regierten Staaten wurden wesentliche Verbesse- 
rungen auf der Ebene politischer Institutionen und bürgerlicher Rechte erreicht - teils 
erkämpft durch oppositionelle Bewegungen, teils gebunden an internationale Kredit- 
vergaben. Eine redistributive Politik auf materieller Ebene fand dabei freilich nicht statt. 
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2000er Jahren waren die arabischen Staaten „faktisch zu Oligarchien mit einer 
isolierten und verhassten herrschenden Elite“ geworden (Dahi 2011: 6). 

Anders als der Mainstream der westlichen Medienberichterstattung, in der 
die Proteste in den arabischen Ländern vor allem als Demokratiebewegungen 
bzw. im Kontext religiöser Bewegungen und sogenannter ethnischer Konflikte 
behandelt wurden, stellen Autoren wie Asef Bayat (2014), Omar $. Dahi (2011) 
oder Jörg Gretel (2014) die aktuellen Umbruchprozesse in den arabischen Län- 
dern daher explizit in den polit-ökonomischen Kontext globaler Strategien der 
Neoliberalisierung. 

Dabei stellen sie insbesondere auch auf die urbane Dimension von Krise und 
Protest ab. In Kairo etwa gilt das historische Viertel Bulaq im Zentrum der 
Stadt und in unmittelbarer Nachbarschaft zum Tahrir Square seit vielen Jahren 
als höchst umkämpft. Im Rahmen des Stadterneuerungsprojekts Cairo 2050 
sollte hier unter der Regierung Mubarak eine international attraktive Geschäfts- 
und Tourismuszone entstehen. Die lokale Bevölkerung sollte dazu in periphere 
Satellitenstädte umgesiedelt und die historische Bebauung abgerissen werden 
(Sharp 2012; ausführlich zur Stadtenwicklung in Kairo vgl. Sims 2010). Der 
Stadtforscher und Nahost-Experte Deen Sharp (2012: 4) stellt fest, dass lokale 
Konflikte wie dieser im Januar 2011 eine zentrale Rolle bei der schnellen und 
massenhaften Mobilisierung gegen das Mubarak-Regime gespielt hätten. Bei 
den Demonstrationen zum Tahrir Square, und bei dessen Besetzung, sei es das 
„non-movement“ der von Verdrängung und Enteignung bedrohten „urban poor“ 
gewesen, das in der ersten Reihe lief. 

Ein ähnliches Muster konnte bei den Gezi-Protesten im Sommer 2013 in 
Istanbul beobachtet werden. Dort begannen die landesweiten Unruhen und 
Proteste gegen die AKP-Regierung zunächst mit einem stadtpolitischen Konflikt 
um die geplante Bebauung des zentral gelegenen Gezi-Parks. Dieser wiederum 
hatte seine hohe symbolische Bedeutung im Kontext der neoliberalen Stadtpolitik 
in Istanbul und speziell im Zuge der massiven und gezielten Aufwertungs- und 
Stadterneuerungsprozesse im historischen Stadtteil Beyoglu erlangt. Binnen 
kürzester Zeit weiteten sich die lokalen Proteste am Gezi-Park thematisch und 
geographisch aus und wurden zu einer Plattform für breite politische Widerstände 
gegen die Regierung von Recep Tayyip Erdogan. Die stadtpolitischen und lokal 


So stellten Dirmoser et al. (1991: 1) fest: „Die Welle der Demokratisierungsprozesse 
in Lateinamerika in den achtziger Jahren erscheint jetzt im nachhinein und auf dem 
Hintergrund der Veränderungen in Europa (und Afrika) als Ausdruck einer Tendenz 
zur weltweiten Verwirklichung eines funktionierenden Doppelsystems von Demokratie 
und Marktwirtschaft.“ 
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fokussierten Proteste verschmolzen dabei mit der angestauten Wut über die 
wertkonservative, religiöse und autoritäre Ausrichtung der AKP (Babacan 2013). 

Allerdings entzündeten sich die Proteste in Istanbul weniger an austeritäts- 
politischen Maßnahmen. Das türkische Wachstumsmodell setzt im Urbani- 
sierungsprozess auf die staatliche Förderung privaten Kapitals, was in der Bos- 
perusmetropole zu brachialen Stadterneuerungsprojekten, zur Schaffung von 
Luxusenklaven und zu sozialer Verdrängung führt. In diesem Sinne stellen die in 
vielen Ländern unter dem Austeritätsparadigma zu beobachtenden Kürzungen im 
Sozialbereich zwar die eine Seite der 'Krisenmedaille’ dar. Aber auch in Städten 
wie Istanbul, die eine expansive Phase durchleben, erhöht sich der ökonomische 
Druck, sich im interurbanen Wettbewerb als attraktiver Investitionsstandort zu 
behaupten, und die öffentlichen Mittel für die Wirtschaftsförderung auszugeben. 
Die sozialen Spaltungen in den Städten sind also keinesfalls nur kriseninduziert, 
sondern gehören vielmehr zu einem Strukturmerkmal postfordistischer Stadt- 


politik (Harvey 1989; Mayer 1994). 


Der Protest auf der Straße 


Im Zeitraum von 2006 bis 2012 stellten Demonstrationen die häufigste Form 
des Protests dar, so die bereits zitierte Studie der Friedrich-Ebert Stiftung und 
der Columbia University. Oft waren sie eingebunden in ein Protestgefüge, das 
auch Aktionen des zivilen Ungehorsams und direkte Aktionen wie Straßen- 
blockaden und Besetzungen von öffentlichen Plätzen einschloss (Ortiz, et al. 
2013). Von den 843 ausgewerteten Protestereignissen ordnet die Studie 219 der 
Kategorie ‘Besetzung eines öffentlichen Platzes’ zu, also über ein Viertel (cbd.). 
Der Protestforscher Roland Roth zählte im Frühjahr 2011 „weltweit in 706 
Städten acampadas“ (Roth 2012: 23) und stellte fest, dass sich ihre Zahl und 
thematische Vielfalt mit den Occupy-Protesten noch einmal deutlich gesteigert 
haben dürften (ebd.). Und Sebastian Schipper berichtet (in dieser Ausgabe), 
dass israelische AktivistInnen allein im Sommer 2011 mehr als 60 Zeltstädte 
auf Straßen und Plätzen errichteten, Großdemonstrationen mit bis zu 500.000 
TeilnehmerInnen organisierten und sich auf dem Protesthöhepunkt im Sep- 
tember 2011 etwa zehn Prozent der erwachsenen Bevölkerung an landesweiten 
Kundgebungen beteiligten. 

In der Stadtforschung wurde die Bedeutung städtischer Proteste in den ver- 
gangenen Jahren vor allem im Rahmen der Righr-to-the-City-Debatte diskutiert 
(Mayer 2011b). Nachdem es hier lange Zeit um das Recht auf Stadt im engeren 
Sinne ging (also: Proteste gegen Gentrifizierung, Stadterneuerung, Privatisierung 
öffentlicher Räume, etc.), haben Walter Nicholls und Floris Vermeulen (2012) 
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jüngst mit dem Begriff Right through the City experimentiert und stellen damit 
explizit auf Proteste ab, die sich nicht auf urbane Problemlagen beschränken. 
Dabei spielen lokale Konflikte eine wichtige Rolle. Doch haben sie politische 
und rechtliche Implikationen weit über die Grenzen der Stadt hinaus, was in 
den betreffenden Protesten wiederum deutlich artikuliert wird. 

In diesem Sinne speisen sich Right-through-the-City-Proteste zwar aus urba- 
nen Netzwerken, Institutionen und Akteurskonstellationen, sind jedoch engmit 
anderen Politikebenen verschränkt. Vor allem mobilisieren sie für eine Agenda 
von regionaler, nationaler oder gar globaler Bedeutung. Dabei erweist sich der 
Stadtraum mit seinem dichten und heterogenen Geflecht an Initiativen und 
Organisationen, mit ‘kurzen Wegen’ und der Möglichkeit zur Face-to-Face- 
Kommunikation gerade für schwach institutionalisierte und ressourcenarme 
Akteure sowie für die Entstehung neuer Netzwerke und Bündnisse als höchst 
funktional. In den Großstädten findet sich zudem die ‘kritische Masse’, die es für 
eine erfolgreiche Mobilisierung benötigt, und die symbolischen und historisch- 
umkämpften Orte (wie Regierungspaläste, Parlamente oder spezifische Erinne- 
rungsorte), an denen Protest öffentlichkeitswirksam werden kann. 

Im aktuellen Protestzyklus wurden Proteste zudem oft massenmedial insze- 
niert, mit sofortiger und globaler Verbreitung wirkmächtiger Bilder, bzw. von 
den AktivistInnen durch die Nutzung partizipativer Medien wie Indymedia und 
leicht zugänglicher Technologien wie dem Handy-Foto selbst inszeniert. Welche 
Rolle Soziale Medien und vor allem das Internet für die Organisierung und 
Mobilisierung von Protesten gespielt haben - ob deren Nutzung der Status einer 
zentralen Proteststrategie zukommt (siehe etwa AlSayyad/Guvenc 2013) oder ob 
sie cher als eine von vielen Kommunikationsformen eingeschätzt werden muss, 
die den klassischen Aktivismus unterstützen (siehe etwa Aouragh 2012) - bleibt 
freilich umstritten. Der aktuelle Protestzyklus hat jedoch deutlich gemacht, dass 
die neuen Technologien die Funktion der Stadt als Bühne und Protestressource 
erheblich steigern können; dass sie in der Lage sind, die regionale oder gar globale 
Bedeutung lokaler Kämpfe im Kontext von Right-through-the-City-Protesten 
schnell und bildgewaltig zu vermitteln. 

Im Gegensatz zu ländlichen Protesten, wo Überlandstraßen, Schienentras- 
sen, Bergbau-Unternehmen und Landwirtschaftsbetriebe oft komplett blockiert 
werden können, beziehen urbane Proteste in den rhizomartigen Netzwerken der 
Stadt ihre Stärke cher aus ihrer (nicht weniger effektiven) symbolischen Wirkung. 
Eine Platzbesetzung legt keine Stadt lahm - aber sie sorgt für immense politische 
Unruhe und Aufmerksamkeit. Ähnliches gilt auch für urbane Aufstände - kurz: 
Riots -, wie jüngst in London, Manchester, Stockholm oder auch in den Pariser 
Banlieues (zum politischen Charakter urbaner Aufstände vgl. Bareis/Bojadzijev 
2010). Auch diese bezichen ihr politisches Drohpotenzial weniger aus dem ma- 
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teriellen Schaden, den sie gegebenenfalls anrichten, sondern aus dem kollektiven 
und öffentlich aufgeführten Bruch mit dem Rechts- und Eigentumsregime und 
der Missachtungdes staatlichen Gewaltmonopols. Riots brechen mit den gesell- 
schaftlich und politisch etablierten und akzeptierten Institutionen von Protest, in 
denen formell und informell geregelt ist, wer welche Forderungen in welcher Form 
(d.h. auch unter Rückgriff auf welche Protestrepertoires) artikulieren darf (vgl. 
Liebig 2014): Gewerkschaften dagegen verhandeln mit Arbeitgeberverbänden 
und streiken innerhalb des vorgegebenen gesetzlichen Rahmens, wenn sie ihre 
Ziele in den Verhandlungen nicht erreichen; NGOs organisieren Petitionen und 
Demonstrationen und bewegen sich dabei meist im Rahmen des jeweiligen Ver- 
sammlungsrechts bzw. berufen sich auf das Recht auf freie Meinungsäußerung. 

Die Konsequenzen, die ein solcher Regelbruch im Hinblick auf die Verände- 
runggesellschaftlich-politischer Diskurse und die Reaktionen staatlicher Akteure 
nach sich zieht, können freilich sehr unterschiedlich sein. Denn die diskursive 
Delegitimierung von Protest und die Stärkung von Law-and-Order-Argumenten 
auf der einen Seite und die Thematisierung sozioökonomischer und sozialräu- 
mlicher Ungleichheit und die Repräsentation marginalisierter Gruppen auf der 
anderen Seite sind gesellschaftlich umkämpft. Häufig antworten nationale wie 
lokale Regierungen und Sicherheitskräfte mit ‘hartem Durchgreifen’ und der 
gewaltsamen Niederschlagung von Protest. In anderen Fällen kommt es jedoch 
auch zu Zugeständnissen seitens der gesellschaftlichen Eliten. So gehen Regice- 
rungen unter anderem auf die Forderungen von Gewerkschaften und anderen 
organisierten zivilgesellschaftlichen Gruppen ein, weilsie im Moment der Krise 
in ihnen zumindest VerhandlungspartnerInnen erkennen (vgl. Engels 2013). 
Politischer Protest funktioniert dann ‘arbeitsteilig’ zwischen radikalen versus 
reformerischen/stark organisierten versus bewegungsorientierten/kompromiss- 
losen versus verhandlungsbereiten Gruppen - auch wenn das von den beteiligten 
und oftmals rivalisierenden Akteuren nicht so intendiert sein muss. 

Für Engin Isin (2009) ist in diesem Kontext der Begriff der (verweigerten) 
‘Bürgerschaft’ zentral. Das ‘öffentliche Sprechen’ der AktivistInnen - also die 
Benennung politischer Probleme oder die Artikulation von Forderungen durch 
Proteste - muss mit einem politischen und performativen Akt einhergehen, der 
die herrschende Ordnung stört, der nicht einfach ignoriert werden kann. Denn 
“die Ausgeschlossenen’ müssen sich überhaupt erst wieder einen Platz im öffent- 
lichen Diskurs erkämpfen. Genau das findet bei der Besetzungeines öffentlichen 
Platzes oder auch bei Riots unmittelbar und schr materiell statt. Isins Figur des 
Activist Citizen’ bezieht seine Legitimität dabei - im Sinne Hannah Arendts - 
aus dem ‘Recht, Rechte zu haben”. Den Moment des Rechte-nehmens’ beschreibt 
Engin Isin als ‘act’, in dem sich Subjekte selbst faktisch zu BürgerInnen machen. 
Das Besondere an Isins Begriff des ‘act’ ist also, dass er sich vom “bürgerlichen 


488 Henrik Lebuhn 


Protest’ gerade durch den Bruch mit der bestehenden Ordnung unterscheidet. Die 
Subjekte halten sich nicht an ein vorgeschenes Skript, sondern konstituieren den 
(ihnen verweigerten) BürgerInnenstatus, indem sie sich der (sie ausschließenden 
und marginalisierenden) Ordnung verweigern (vgl. Hess/Lebuhn 2014). 

Vor diesem Hintergrund verweist das Phänomen der öffentlichen Platzbeset- 
zung und der Errichtung aktivistischer Camps auf Plätzen und Boulevards wie 
in Tel Aviv, New York, Athen, in Kairo oder auch in Istanbul darauf, dass es sich 
bei den aktuellen Protesten um Reaktionen auf eine politische Krise handelt, in 
der etablierte Formen demokratischer Beteiligung und Partizipation blockiert 
sind (und nicht ‘nur’ auf eine Wirtschaftskrise). Die ökonomische Exklusion 
geht Hand in Hand mit politischer Exklusion, mit massenhafter Erfahrung der 
Machtlosigkeit. Insbesondere in der Tarif- und in der Beschäftigungspolitik 
wurden tripartistische und korporatistische Verhandlungsstrukturen im Zuge 
neoliberaler Reformen gezielt ausgehöhlt und abgebaut. Die für den Fordismus 
typische (temporäre) Befriedungvon Klassenkonflikten wurde damit tendenziell 
unmöglich gemacht. Besonders deutlich wurde dies bei den Massenprotesten im 
US-Bundesstaat Wisconsin im Vorfeld der Occupy-Bewegung. Dort hatte der 
republikanische Gouverneur Scott Walker im Februar 2011 mit dem sogenannten 
Wisconsin budget repair bill einen Gesetzesentwurf vorgelegt, der nicht nur 
massive Kürzungen bei den Sozialleistungen für Staatsbedienstete vorsah, son- 
dern mit dem auch starke Einschränkungen im Tarifrecht durchgesetzt werden 
sollten (Krätke 2011). In der Folge zog Walkers Gesetzesinitiative monatelange 
politische Konflikte inklusive einer Besetzung des Kapitols von Wisconsin und 
öffentliche Massenproteste mit bis zu 100.000 DemonstrantInnen nach sich. 

Auch inanderen Ländern und Regionen spielten Konflikte mit Gewerkschaf- 
ten bzw. gewerkschaftliche Mobilisierungen und Streiks eine wichtige Rolle, 
etwa bei den Generalstreiks in Griechenland und Italien, dem Streik in der 
Textilindustrie im ägyptischen Mahalla-al-Kubra oder auch beim Streik der 
BergarbeiterInnen im tunesischen Ghafsa (vgl. den Beitrag von Torsten Bewer- 
nitz in dieser Ausgabe; speziell zur Rolle der Gewerkschaften im arabischen 
Frühling vgl. Schmidinger 2013). Charakteristisch war aber auch dort, dass die 
Arbeitskämpfe meist in breitere Bündnisse und Proteste eingebettet und mit 
anderen Protestformen kombiniert waren. Von den politischen Eliten konnten 
sie daher gerade nicht als Auseinandersetzungen in einzelnen Unternehmen oder 
bestimmte Branchen gerahmt und eingedämmt werden, sondern entwickelten 
sich als Teil breiter politischer Proteste. 
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Wie oben deutlich geworden sein sollte, waren langjährig aufgebaute politische 
Strukturen wie Gewerkschaften, politische Initiativen und Nachbarschaftszent- 
ren im aktuellen Protestzyklus von großer Bedeutung. In den arabischen Ländern 
gehörten religiöse Bewegungen zu den zentralen Einflussgrößen; und auch in 
europäischen Ländern engagierten sich in vielen Städten progressive und sozial 
engagierte Kirchengemeinden im Rahmen von Occupy- und Flüchtlingsprotes- 
ten.° Gerade die öffentlichen Massenproteste rekrutierten sich dabei aus einem 
schr heterogenen Spektrum. So schloss das Profil der DemonstrantInnen in un- 
terschiedlichen regionalen Kontexten sowohl Angehörige sozial marginalisierter 
Gruppen als auch Mittelschichtsangehörige, Jugendliche und SeniorInnen sowie 
AktivistInnen mit und ohne Organisationshintergrund ein (Ortiz, et al. 2013). 
Im Hinblick auf Akteurskonstellationen zeichnete sich der aktuelle Protestzyklus 
also - bei aller Vorsicht vor generalisierenden Aussagen über Bewegungsakteure 
und -konstellationen - durch seine soziale Breite (die berühmten 99 Prozent der 
US-amerikanischen Occupy-Bewegung) und darüber hinaus durch das Zusam- 
menspiel zwischen stark und schwach institutionalisierten Akteuren aus. 

Eine zentrale Rolle spielten in diesem Kontext die in vielen Städten aus Platz- 
besetzungen entstandenen Protestcamps. Sie boten gerade für Protestierende, die 
keiner politischen Organisation angehörten, eine Anlaufstelle. Sie schafften Zeit 
und Raum für gemeinsame Diskussionen, Bündnispolitik und einen Verständi- 
gungsprozess zwischen Individuen und Gruppen, die ansonsten keine gemein- 
same Politik machen oder sogar miteinander rivalisieren. Und sie schufen einen 
materiellen Erfahrungsraum für Kollektivität und Solidarität - ein in Zeiten neo- 
liberaler Individualisierungsprozesse wohl kaum zu unterschätzender Aspekt (vgl. 
Dario Azzelini in dieser Ausgabe). So beschreibt Heiko Niebur in seiner Studie 
über die Gezi-Proteste, dass dort unter anderem KurdInnen und KemalistInnen, 
rivalisierende Fangruppen der drei großen Fußballvereine Istanbuls sowie antika- 
pitalistische MuslimInnen und LGBT-AktivistInnen gemeinsam protestierten 
(Niebur 2014: 24). Unter Rückgriff auf Henri Lefebvres Raumtheorie bezeichnet 
Niebur das Protestcamp im Gezi-Park daher als ‘Heterotopie’ (Lefebvre 1972), 
als „einen Gegenraum, der schon im Hier und Jetzt auf das Mehr‘ des urbanen 
Versprechens verweist“, als gelebte und kollektive Widerstandspraxis, gewachsen 
aus „den Begehren, aus den Erfahrungen und Wünschen der Menschen im All- 


6 taz.de (10.1.2012) zitierte dagegen den Theologen Franz Segbers, der in Deutschland eine 
generelle Zurückhaltung der Kirche gegenüber Occupy konstatierte: Die Kirchen seien 
„nicht nur in vielfältiger Weise in das Finanzsystem eingebunden, sondern haben sich 


auch von ihm abhängig gemacht.“ (www.taz.de/!85269/, Zugriff: 2.9.2014) 
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tag.“ (Niebur 2014: 27) Ähnlich argumentieren Peter Mortenböck und Helge 
Mooshammer in ihrem Buch über die Occupy-Bewegung: 
Die Camps der Occupy-Bewegung, mit ihren improvisierten Foren, Ritualen, Rhythmen 
und Architekturen, gleichen in dieser Linie einer Politik, in der das Produzierte stets 
ein Potential für eine Reihe weiterer Bewegungen und Erscheinungen ist. Die kollektive 
Artikulation des Lagers in den vielen Versammlungen, Hilfeleistungen, gemeinsam or- 
ganisierten Events und Planungen der Occupy-Bewegung ist so ein fortlaufender Prozess, 


in dem die Möglichkeit einer sozialen und politischen Bewegung des 21. Jahrhunderts 
ergründet wird. (Mörtenböck/Mooshammer 2012: 51) 


Was hier als Stärke der Protestcamps hervorgehoben wird, nämlich ihre Offen- 
heit und Fluidität, erweist sich im Hinblick auf eine Verstetigung der Proteste 
allerdings gerade als Schwäche. Denn die Camps korrespondieren cher mit der 
Figur der „temporären autonomen Zone“ (Bey 2003), als dass sie dauerhafte 
politische und organisatorische Strukturen für den langwierigen Kampf um die 
Hegemonie radikaler Gesellschaftskritik und utopischer Gegenentwürfe schaffen 
würden. Politisch ist daher vor allem auch die Frage nach dem Verhältnis schwach 
institutionalisierter Akteure, Netzwerke und ‘'non-movements’ zu etablierten 
Bewegungsakteuren, politischen Parteien und Organisationen zentral (ausführ- 
lich dazu Candeias/Völpel 2014). Welchen Einfluss haben Kooperation und 
Austausch aufdie Rolle und das Selbstverständnis ‘traditioneller’ Protestakteure? 
Was kommt nach den Straßenprotesten und Platzbesetzungen? Entstehen neue 
Formen von Organisation und Protest? 

Für den spanischen Fall stellen Nikolai Huke und Olaf Tietje (in diesem Heft) 
in diesem Zusammenhangfest, dass die breiten und konfrontativen Proteste „auf 
der Straße“ einerseits die Legitimität der Gewerkschaften, bzw. ihren Anspruch 
auf die Interessenvertretung der ArbeitnehmerInnen geschwächt hätten. Ande- 
rerseitsbeinhalteten die basisdemokratischen Ansprüche und unkonventionellen 
Proteststrategien der 15M-Bewegungaber auch ein starkes Erneuerungspotential 
für die etablierten Bewegungsakteure. Vor allem beiden kleineren und regionalen 
Gewerkschaften, wie zum Beispiel der andalusischen SAT”, ließen sich im Gefolge 
der Krisenproteste neue und bewegungsnahe Praxisansätze beobachten (siehe 
den Beitrag von Nikolai Huke und Olaf Tietje in dieser Ausgabe). 

Auch zwischen Bewegungen und Parteien haben sich im Anschluss an die 
Massenproteste in vielen Ländern neue Annäherungsprozesse entwickelt - trotz 
der oftmals expliziten Distanz vieler Protestbewegungen zu den etablierten poli- 
tischen Akteuren und Formen der repräsentativen Politik. So wurde im Frühjahr 
2014 aus Teilen der spanischen M15-Bewegung heraus die linke Partei Podemos 
(„Wir können!“) gegründet. Nur wenige Wochen nach ihrer offiziellen Gründung 


7 Sindicato Andaluz de Trabajadores: Andalusische Gewerkschaft der ArbeiterInnen. 
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erreichte sie bei den Europawahlen 7,97 Prozent der Stimmen und insgesamt 
54 Parlamentssitze. Damit fuhr sie das viertbeste Stimmenergebnis unter den 
politischen Kräften Spaniens ein. In Israel traten prominente AktivistInnen 
bereits kurz nach dem Höhepunkt der Massenproteste als KandidatInnen für die 
Knesset-Wahlen an und fungieren mittlerweile als Abgeordnete der Arbeitspartei.® 
Sebastian Schipper argumentiert jedoch, dass dies cher zu einer Schwächung 
und Spaltung der israelischen Protestbewegung beigetragen hätte, als zu einer 
erfolgreichen Transmission der sozialen Forderungen vom Sommer 2011 in die 
formalpolitische Arena (siche den Beitragvon Sebastian Schipper in dieser Aus- 
gabe). Ein weiteres Beispiel für das Zusammenwirken sozialer Bewegungen und 
linker Parteien ist Griechenland. Dort schlossen sich 2012 zahlreiche linke und 
linksradikale Gruppen und Parteien zu der bewegungsnahen und EU-kritischen 
Partei Syriza zusammen. Bei den Parlamentswahlen am 17. Juni 2012 konnte 
diese ihren Stimmanteil auf 26,89 Prozent erhöhen und ist mit 71 Mandaten 
im Parlament die derzeit zweitstärkste Partei Griechenlands. 

Gerade in Griechenland lässt sich darüber hinaus beobachten, wie die Kri- 
senproteste sich auch zu einem Experimentierfeld alltagspolitischer Praktiken 
weiterentwickeln. So registrieren BewegungsforscherInnen in Athen derzeit die 
Neugründung zahlreicher Graswurzel-Netzwerke und Nachbarschaftszentren 
(Vaiou 2013). Diese spielen zum einen bei der sozialen Bewältigung der Krisen- 
effekte der Troika-Politik eine wichtige Rolle, zum anderen machen vor allem 
junge Menschen beim Aufbau solidarischer Stadtteilorganisationen wichtige 
Politisierungs- und politische Mobilisierungserfahrungen. Ob und wie sich das 
Verhältnis dieser neuen Mikrostrukturen zu Gewerkschaften und Parteien - linken 
wie rechten - wie auch zum lokalen Staat gestalten wird, ob sich daraus wider- 
ständige Praktiken entwickeln oder eine höchst funktionale zivilgesellschaftliche 
Abfederung der brutalen Sparmaßnahmen, ist bislang jedoch noch offen. 


Anstelle eines Fazit 


Die These, dass sich globale Dynamiken von Krise und Protest aktuell vor al- 
lem durch eine gemeinsame urbane Dimension auszeichnen, konnte hier nur 
skizzenhaft entwickelt werden. Auch die Frage, was das für Protestrepertoirs 
und Akteurskonstellationen bedeutet, und welche Herausforderungen an eine 
politisch durchsetzungsfähige Organisierung daraus erwachsen, bleibt nur an- 
gedeutet. Um diese Fragen weiter zu bearbeiten, braucht es eine - vor allem auch 


8 Siche etwa das Interview mit Stav Shafhır in Zeit Online vom 16.5.2013; URL: http:// 
www.zeit.de/2013/21/rettung-stav-shafhr-israel-sozialprotest (Zugriff: 3.9.2014) 
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empirisch informierte und vergleichend angelegte - Auseinandersetzung mit 
Protestdynamiken in unterschiedlichen Settings. 

Dabei tauchen jedoch zwei Probleme auf: Zum einen gibt es mittlerweile 
zwar eine Vielzahl von Einzelfallstudien, die sich mit spezifischen Orten und 
Strategien des Protests beschäftigen. Doch fall- oder gar regionenübergreifende 
Studien, wie sie eigentlich notwendig wären, um den transnationalen Charakter 
der Proteste im Sinne eines Zyklus zu untersuchen, sind (zeit)aufwändig und 
anspruchsvoll in ihrer Durchführung und daher schwer zu finden. Nicht zuletzt 
hat dies mit der Neoliberalisierung der Forschungsinstitutionen selbst zu tun, die 
auf eine schnelle und publikationsfähige Produktion von Ergebnissen hinwirkt 
- ganz zu schweigen vom Problem der ‘fundability’ kritischer Protestforschung. 
Zum anderen ist es der — oft auch innerhalb der kritischen Sozialwissenschaft 
weiter vorherrschende - disziplinäre Blick, der ein weitergehendes Verständnis 
des aktuellen Protestzyklus verstellt. Denn wenn es sich, wie hier argumentiert, 
um eine Verdichtung unterschiedlicher Krisen- und Protestdynamiken im ur- 
banen Raum handelt, dann braucht es Ansätze, die gerade auf die Schnittstellen 
zwischen Gewerkschaftsforschung, Bewegungsforschung, Stadtforschung usw. 
fokussieren, anstatt sich arbeitsteilig zu spezialisieren. 

Offenheit und Interdisziplinarität braucht es - im übertragenen Sinne - 
schließlich auch in politischer Hinsicht. Denn sonst werden die globalen Proteste 
ergebnislos abebben oder staatlich kooptiert, wie dies in vielen Fällen bereits zu 
beobachten ist. Eine transformatorische Bewegung mit langem Atem’ muss die 
Formen horizontaler Demokratie und radikaler Gesellschaftskritik, wie sie in 
vielen Protestcamps praktiziert wurden, mit Strategien der Organisierung und 
Institutionalisierung und den kollektiven Erfahrungen aus der ArbeiterInnen- 
bewegungverbinden. Für ein solches Projekt ist ‘die Stadt’, wie David Harvey in 
seinem Buch ‘Rebel Cities’ feststellt: „a great place to begin“! 
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Dario Azzellini 


Ein Epochenbruch 
Die neuen globalen Proteste zwischen 
Organisation und Bewegung 


Seit Ende 2010 hat sich eine Reihe Massenproteste und Revolten in verschiede- 
nen Ländern rund um den Globus ereignet. Trotz aller Unterschiede zwischen 
den diversen Bewegungen und Gesellschaften lassen sind derart viele Parallelen 
zwischen Inhalten, Formen und Akteuren ausmachen, dass von einem globalen 
Phänomen auszugehen ist. Jede dieser Bewegungen hat Demokratie zur prakti- 
schen Frage gemacht. Die Bewegungen verweigern sich der Priorisierung öko- 
nomischer und finanzieller Interessen gegenüber politischen und sozialen. Das 
Aufkommen und die Praxis dieser neuen Bewegungen stellen einen Bruch mit 
vormals dominanten Formen der Organisierungund Mobilisierung sowie sozialer 
Beziehungen dar. Im folgenden Beitrag wird argumentiert, dass es sich um einen 
Epochenbruch handelt. Es entstehen neue Formen der Organisierung und neue 
kollektive Subjektivitäten, die nicht mehrheitlich von bestehenden Praktiken, 
Organisationen und Institutionen absorbiert werden, wie in den vergangenen 
Jahrzehnten. Die daraus resultierenden gesellschaftlichen Veränderungen sind 
tief greifend und weitreichend. 


1. Epochenbruch 


In diversen historischen Epochen sind neue Impulse und Ideen, Praktiken 
und Hoffnungen in massiver Weise über den Globus gefegt und haben nahezu 
überall (über kurz oder lang) Parameter des Denkens und der gesellschaftlichen 
Verfasstheit verändert. Dies war der Fall mit den Revolutionen und Revolten 
Mitte des 19. Jahrhunderts, den Arbeiterkämpfen und Revolutionen im frühen 
20. Jahrhundert und den enormen politischen und kulturellen Verschiebungen 
und antikolonialen Kämpfe in den 1960er Jahren - um nur drei Beispiele zu 
nennen. Heute stehen wir wieder am Beginn einer bedeutenden historischen 
Epoche, die gekennzeichnet ist durch eine wachsende globale Ablehnung li- 
beraler Demokratie und der mit ihr verbundenen Repräsentationslogik, was 
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gleichzeitig die Ablehnung des in den vergangenen Jahrzehnten hegemonial 
angebotenen Rahmens sozialer, politischer und ökonomischer Emanzipation 
bedeutet. Diese Ablehnung geht mit einer Selbstorganisierung von zuvor nicht 
organisierter Bevölkerung einher, die auf der Grundlage direkter demokrati- 
scher Vorgehensweisen neue kollektive Formen des Zusammenseins entwi- 
ckelt. Die Konsistenz in Umfang, Reichweite, Inhalt, politische Ausrichtung 
und Form, die dabei an den Tag tritt, ist mindestens seit den 1960er Jahren 
unbekannt. 

Die häufig gerade in Medien, aber auch in den Wissenschaften geäußerte 
Kritik, die Bewegungen der vergangenen Jahre hätten nicht viel erreicht, Occupy 
Wall Street (OWS) sei „wirkungslos“ geblieben (Demirovid 2014: 419), folgt 
einem verengten Blick auf institutionelle Politik und misst den vermeintlichen 
Erfolg oder Misserfolg der Bewegungen entlang der Parameter der liberalen 
Demokratie, gegen die sich die Bewegungen formiert haben. Es gilt aber vielmehr 
mit Gramsci den Verschiebungen im popularen Alltagsverstand nachzugehen - 
und die sind bei genauer Betrachtung enorm. 

Jenseits konkreter Erfolge, die zahlreich sind, aber von Medien und For- 
scherInnen weitgehend ignoriert werden, sollte der Blick vorwiegend auf die 
Auswirkungen der neuen Bewegungen auf die bisher dominanten Organisa- 
tions- und Protestformen gerichtet werden. Die neuen Bewegungen haben seit 
2010 Praktiken vorgegeben, an denen niemand mehr vorbeikommt. Seitdem 
neu aufkommende Proteste - selbst traditioneller Organisationen, wie Gewerk- 
schaften - sind vielerorts an den Organisations- und Protestformen der neuen 
Bewegungen orientiert. „Nichts ist so wie vorher“, ist von der Türkei bis in die 
USA, von Ägypten bis Spanien von allen an den Mobilisierungen beteiligten 
Menschen zu hören. In der Türkei heißt es, der „Gezi Ruhu“, der Geist von Gezi 
gehe um, und in Spanien ist von der DNA der M15-Bewegung die Rede, die in 
die neuen Proteste eingeschrieben sei. 

Die Bewegungen eint, dass sie die Logik der politischen Repräsentation ab- 
lehnen, weil sie als undemokratisch erlebt wird. Dies betrifft sowohl die eigene 
Erfahrung, kaum oder keinen Einfluss auf wichtige Entscheidungen nehmen zu 
können, als auch den Mechanismus der politischen Repräsentation bezüglich der 
eigenen Praktiken und Ziele, was sich in der Entwicklungund Anwendungalter- 
nativer, direktdemokratischer, horizontaler und konsensualer Entscheidungsme- 
chanismen ausdrückt. Die meisten der neuen Bewegungen praktizieren Formen 
direkter Demokratie in öffentlichen Räumen, vom Tahrir-Platz in Kairo bis zu 
den Plätzen und Parks in Spanien, Griechenland und der Türkei, in Brasilien und 
in den USA, oder bis zu den Bürgerversammlungen in Bosnien-Herzegowina. 
Direkte und partizipative Demokratie ist strukturierendes Grundprinzip, das von 
niemandem infrage gestellt wurde, und ist eines der offensichtlichsten Charak- 
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teristika der neuen globalen Bewegungen.! Diese Praxis ist auch in Stadtteilen, 
an Arbeitsplätzen und in sonstigen Räumen, in denen sich die Bewegungen 
ausgebreitet haben, präsent (Sitrin/Azzellini 2014). Ganz ähnlich in Form und 
Inhalt sind viele der lateinamerikanischen Bewegungen seit den frühen 1990er 
Jahren gewesen, wie die Zapatistas in Mexiko, die Bewegung der Landlosen in 
Brasilien (Movimento dos sem terra, MST), die Aufstände und die Organisierung 
in Argentinien, die Basisorganisierung in Venezuela, die indigenen Bewegungen 
von Mexiko über Kolumbien und Bolivien bis Ecuador - um nur einige davon zu 
nennen. Diese erste Welle „antirepräsentativer Proteste“ wird als unmittelbarer 
Vorläufer der aktuellen Proteste geschen und ist dem lang gezogenen Epochen- 
bruch hinzuzurechnen (Sitrin/Azzellini 2014: 14ff.).? 

Wie es bei gesellschaftlichen Entwicklungen in der Regel der Fall ist, sind 
diese nicht gradlinig. Sie erfolgen auch nicht überall parallel und in gleicher 
Form und sie enthalten auch stets gegenteilige Tendenzen. Ebenso lassen sich 
nicht alle Bewegungen in allen Ländern in den vergangenen Jahren als Beleg für 
den Epochenbruch heranziehen. Es kann aber auch nicht um eine „Check-Liste“ 
gehen, gemäß derer Bewegungen aufihre „Zugehörigkeit“ zu den neuen globalen 
Phänomenen überprüft werden (auch „1968“ verlief nicht überall gleich), sondern 
um die Darlegung eines breiten Repertoires von Charakteristika der Transforma- 
tion, die in unterschiedlichen Konstellationen auftreten und insgesamt eine neue 
Qualität aufweisen, wenn sich daraufauch keine Zukunftsprognose ableiten lässt. 


1 Im vorliegenden Beitraggeht esvorwiegend um Beispielein Europaund Nordamerika (und 
teilweise im mediterranen Raum). Als Beginn oder Vorläufer des neuen globalen Zyklus 
wird aber in Lateinamerika ausgemacht. Proteste und Bewegungen im subsaharischen 
Afrika und in Asien wurden angesichts mangelnder eigener Erfahrungen vor Ort nicht 
miteinbezogen. Dennoch ist von globalen Bewegungen die Rede, um die Dimension der 
Verschiebungen zu verdeutlichen. Im Rückblick auf die Aufstände und Revolutionen 
Anfangdes 20. Jahrhunderts zeichnet sich ein ähnliches Bild ab: Bis auf die mexikanische 
Revolution wurden alle anderen sozialen Experimente jenseits Europas nicht nur sofort 
mit Kriegund Repression zerschlagen, sondern sind auch bis heute weitgehend abwesend 
in der Geschichtsschreibungund im linken Bewusstsein (von der Kommune von Shanghai 
bis zur sozialistischen Stadtrepublik in Marokko). 

2 Historisch geschen ist eine Vorreiterrolle Lateinamerikas bezüglich gesellschaftlicher Ent- 
wicklungen nicht neu. Folgte die haitianische Revolution unmittelbar aufdie Französische 
Revolution, so war sie doch viel radikaler (und errichtete die erste Republik ehemaliger 
SklavInnen). In Lateinamerika wurden die meisten Länder weit vor den Ländern des 
alten Europas zu Republiken; die erste erfolgreiche Revolution des 20. Jahrhunderts fand 
1910 in Mexiko und nicht 1917 in Russland statt; der Neoliberalismus wurde zuerst in 
Lateinamerika eingeführt und dort wandten sich auch zuerst Regierungen wieder von 
ihm ab. Insofern kann Lateinamerika als gesellschaftliches Laboratorium bezeichnet 
werden. 
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2. Stop that train... 


Weltweit standam Anfangder Mobilisierungen die Unerträglichkeit der Abwäl- 
zung der Krisenkosten auf die Mehrheit der Bevölkerung, die Ablehnung und 
das Unverständnis gegenüber einem System, das die Rettung von Banken der 
Rettung von Menschen vorzog, verknüpft mit der Feststellung, keinen Einfluss 
auf Entscheidungen der Politik zu haben: „Le llaman democracia pero no lo es“ 
- „Sie nennen es Demokratie aber das ist es nicht“, lautete einer der prominen- 
ten Slogans zu Beginn der Proteste in Spanien. „Das allgemeine Gefühl ist das 
eines Wirbelsturms, der Krise genannt wird, um ihm einen Namen zu geben, 
und die Krise geht weiter, trifft Entscheidungen über dein Leben, über das du 
überhaupt keine Kontrolle mehr hast“, so Ana Möndez aus Madrid (zit. nach 
Sitrin/Azzellini 2014: 40).? 

Die globale Ähnlichkeit der Mobilisierungen ist auch Folge der Vereinheit- 
lichung der Lebens- und Ausbeutungsbedingungen durch den globalisierten 
Kapitalismus und die massive „Akkumulation des Kapitals durch Enteignung“ 
(Harvey 2003; 2004). Der Kapitalismus ist nicht mehr auf die Ausbeutung von 
Arbeitskraft beschränkt. „Die Akkumulation von Reichtum erfolgt zunehmend 
durch die Enteignung des Besitzes anderer“ und es gibt einen Konzentrations- 
prozess, „der einer kleinen Gruppe von Leuten die effektive Kontrolle über alle 
Ressourcen verleihen wird, die das Blühen gesellschaftlichen Lebens ermöglichen“ 
(Harvey 2014: 2). Auch ohne Thomas Piketty ist klar, dass Reichtumskonzentra- 
tion und Ungleichheit nach jeder Krise größer sind als zuvor: Das Finanzmagazin 
Forbes zählte 2008 weltweit 1.125 Milliardäre mit einem Nettoreichtum von 4,4 
Billionen US-Dollar. Nach einem Absacken auf 793 Milliardäre in 2009 stieg 
ihre Anzahl wieder stetig auf 1.645 Milliardäre in 2014 mit einem Gesamtnet- 
toreichtum von 6,4 Billionen US-Dollar (Harvey 2014: 1). 

Walter Benjamin schrieb einst: „Marx sagt, die Revolutionen sind die Lokomo- 
tiven der Weltgeschichte. Aber vielleicht ist dem gänzlich anders. Vielleicht sind 
die Revolutionen der Griff des in diesem Zuge reisenden Menschengeschlechts 
nach der Notbremse“ (1991: 1232). Die neuen Bewegungen tun genau das, sie 
ziehen die Notbremse. Ganz ähnlich wie bei den Revolten in Lateinamerika - so 
wie das jYa Basta! („Esreicht“) der Zapatistas 1994 oder die {Que Se Vayan Todos! 
(„Sie sollen alle gehen”) während der Rebellion in Argentinien, die Ende 2001 
mehrere Regierungen zum Abdanken zwang - tönte esin Ägypten laut Kefaya! 
(„Es reicht!”) und auf dem Syntagma-Platz in Athen verkündeten Banner auf 
Spanisch das jYa Basta! der Zapatistas. In der Türkei hieß es „Wir haben genug, 


3 Ana Mendez de Andes, Observatorio Metropolitano, Madrilonia, Traficantes de Sueüos, 
Madrid, Spanien, Interview von April 2012. 
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wir haben die Schnauze voll“ und in Brasilien Eles Näo Nos Representam! („Sie 
repräsentieren uns nicht“), so wie auch in Spanien oder Russland. In Portugal 
wurde die Troika zum Teufel gewünscht und verkündet „die Menschen müssen 
regieren“. In die gleiche Richtung ging auch die Losung jDemocracia Real Ya! 
(„Echte Demokratie jetzt!“) in Spanien oder das allseits bekannte „Wir sind die 
99 Prozent“ der Occupy-Bewegung in den USA. 


3. Selbstorganisierung statt Repräsentation 


Der erste und deutlichste Ausdruck eines Bruchs mit der Vergangenheit ist darin 
zu beobachten, dass die Proteste nirgendwo von den „traditionellen“ politischen 
Organisationen (Parteien und Gewerkschaften) initiiert wurden. Diese schlossen 
sich bestenfalls den Protesten an, als diese sich schon breit entfaltet hatten. Gerade 
das Scheitern der Gewerkschaften ist offensichtlich: „Überall, im Spanischen 
Staat, in den Vereinigten Staaten usw. hat die Bewegung der Indignad@s und 
der Occupier den Schluss gezogen, dass die Gewerkschaften seit Ausbruch der 
Krise unfähig gewesen sind, eine dauerhafte Dynamik des Protests auszulösen, 
eine radikale Kritik zu äußern, die breite Schichten der Bevölkerung anspricht, 
und neue Ideen und innovative und anregende Parolen zu entwerfen - kurz 
gesagt die bleierne Resignation zu beenden und die politische Landschaft mit 
einem Federstrich zu verändern.“ (Antentas/Vivas 2014: 81). 

Die Ablehnung der althergebrachten Interessensvertretungen erfolgte nicht 
überall in der gleichen Intensität. So ist z.B. in den USA, wo kleinere Gewerk- 
schaften in den vergangenen Jahren zahlreiche offensive Arbeitskämpfe geführt 
haben, für Occupy von Beginn an eine Kooperation mit verschiedenen Gewerk- 
schaften und Arbeitskämpfen wichtiggewesen, während in europäischen Ländern 
mit korporativistischer Gewerkschaftstradition, in denen die Gewerkschaften in 
den vergangenen Jahren die Verschlechterungder Lebensbedingungen meist aktiv 
mitverhandelt haben, die Ablehnung besonders stark war. Mit Unterschieden 
und Abstrichen war und ist die Ablehnung von traditionellen repräsentativen 
Organisationen Merkmal der Identität der neuen globalen Bewegungen (An- 
tentas/Vivas 2014: 81) und auch organisatorische Realität. „Wir sind glücklich, 
dass die Bewegung von den Leuten initiiert wurde und nicht durch politische 
Parteien. Es waren die Leute selbst, die die Bewegung gestartet haben. Sie wollen 
in Frieden leben‘, schreibt Gülsah Pilpil‘, eine junge Teilnehmerin der Proteste 
in Istanbul. Ähnliches ist auch aus den USA, aus Ägypten, Spanien, Portugal 


4 Persönliche Mitteilung vom 6. Juni 2013. 
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usw. zu hören. Vielerorts wurden Fahnen und Banner von Gewerkschaften und 
Parteien über lange Zeit gar nicht zugelassen, so etwa auf den Plätzen Spaniens, 
oder in eine Ecke des Platzes verbannt, wie in Athen. Die Ablehnung richtete 
sich gezielt gegen die Organisationen, nicht gegen ihre Mitglieder, die z.B. in 
Spanien, Griechenland und den USA willkommen geheißen wurden, unter der 
Bedingung, für sich selbst zu sprechen. Die Aversion gegen vor allem gegen linke 
Parteiorganisationen beruhte nicht nur aufderen manifester Unfähigkeit auf die 
Krisenfolgen zu reagieren (wenn sie nicht sogar Kürzungen mitgetragen hatten), 
sondern auch auf der Erfahrung, dass Parteiangehörige sich häufig ihrer Partei 
gegenüber stärker verpflichtet fühlen als den Versammlungen, an denen sie lokal 
teilnehmen. Dadurch besteht Unklarheit über ihre tatsächliche Agenda. Die 
Erfahrung aus den Nachbarschaftsversammlungen in Argentinien, die häufig 
versteckten Kooptationsversuchen von linken Kleinst-„parteien“ zum Opfer 
fielen, wiederholte sich ähnlich auch andernorts. In Spanien, Griechenland und 
sogarin den USA, wo kaum von linken „Parteien“ die Rede sein kann, versuchten 
nicht offen agierende Anhänger diverser linker Parteien die Versammlungen 
für die Strategien ihrer Parteiorganisationen zu manipulieren. In Griechenland 
besuchten KP-Angehörige Nachbarschaftsversammlungen in Bezirken, in denen 
sie eine institutionelle Vertretung haben, und teilten den Versammlungen mit, sie 
bräuchten sich nun nicht mehr zu treffen, dader KP-Abgeordnete ihre Interessen 
vertreten würde. 

Durch die Abwesenheit der traditionell organisierten Demonstrationsbetei- 
ligung von Parteien und Gewerkschaften hatten auch die Demonstrationen ein 
anderes Erscheinungsbild und eine andere Form als bis dato üblich. Die folgende 
Beschreibungder Proteste in Brasilien 2013 könnte ebenso aus Spanien, den USA 
oder Griechenland stammen oder die Revolte 2001 in Argentinien beschreiben: 
„Ein Manko an Fahnen, allseits bekannten Gesängen, Lautsprecherwagen mit 
Musik, Straßenverkäufern und vorher festgelegten Routen und Treffpunkten ... 
Die Gesänge waren Stadiongesänge, die vor Ort erfunden wurden. ... Viele der 
Leute, die zum ersten Mal auf die Straße gingen, sind nicht klassifizierbar und 
die Proteste werden immer noch erfunden“ (Schavelzon 2013). 

Die neuen globalen Bewegungen erkennen sich auch international gegenseitig 
wieder, benutzen und entleihen Slogans und kommunizieren auf der symboli- 
schen Ebene und real miteinander, in Spanien und Kairo fanden jeweils Live- 
Übertragungen von den Plätzen des anderen Landes statt; die Bewegung um 
den Gezi-Park in Istanbul nannte sich „Occupy Gezi“ und kommunizierte über 
Transparente und Schilder mit der sich zeitgleich entfaltenden Bewegung in 
Brasilien (die sich ebenfalls entlangvon Fragen nach der Nutzungdes öffentlichen 
Raums bildete); die ArbeiterInnen des besetzten Kouta-Stahlwerkesin Ägypten 
schickten eine Solidaritätsbotschaft an die ArbeiterInnen der ehemaligen Fab- 
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rik für chemische Baustoffe Vio.Me, als sich diese entschieden ihren Betrieb zu 
besetzen (Kouta Steel Factory Workers 2013). 

Es gelang traditionellen Organisationen auch nicht, im Verlauf der Proteste 
zum zentralen Faktor der Mobilisierungzu werden. Dies gilt für nahezu alle Kon- 
texte, von den USA, von Spanien, Griechenland, Portugal, Italien und Bosnien, 
über Teile des arabischen Raums bis hin zu den neueren Bewegungen in Brasilien 
und Mexiko. Gewerkschaften und Parteien konnten die Kämpfe und Proteste 
gleichfalls nicht - wie so oft in der Vergangenheit - kooptieren. Dies zeigt deutlich 
das Versagen der grundlegenden gesellschaftsstrukturierenden Mechanismen der 
repräsentativen Demokratie und das weitverbreitete tiefe Misstrauen und die 
Ablehnung der Repräsentationslogik durch die Bevölkerung. Historisch hat es 
selbstverständlich immer wieder Formen und Praktiken gegeben, wie sie in den 
neuen globalen Bewegungen praktiziert werden. Dies war z.B. bei der „Anti- 
Globalisierungsbewegung“ der Fall. Allerdings war sie wesentlich ein Bündnis 
von Gruppen, Organisationen und NGOs, die zwar miteinander demokratisch 
diskutierten, intern jedoch cher selten horizontal organisiert waren. Die Mobi- 
lisierung verlief häufig von oben nach unten und die Bewegung hatte vor allem 
im globalen Norden kaum Anknüpfungspunkte an eine konkrete politische 
Alltagspraxis. Erstmals nun sind die horizontalen und direktdemokratischen 
Praktiken Mehrheitspraxis in den Bewegungen, die Mobilisierung kommt von 
unten und die Bewegungen finden breiten gesellschaftlichen Anklang und Par- 
tizipation, weil sie an konkreten Alltagsproblemen anknüpfen. Neu ist auch, 
dass die Bewegungen nicht durch hierarchische und/oder institutionalisierte 
Kräfte erneut neutralisiert wurden wie so häufig zuvor. Im Gegenteil ist über- 
greifend zu beobachten, wie die Organisations- und Aktionsformen der neuen 
globalen Bewegungen ausstrahlen und traditionelle Organisationen und vor 
allem ihre Basis beeinflussen. Nachfolgende Bewegungen übernehmen Slogans, 
Organisations- und Protestformen der neuen Bewegungen. So organisierten sich 
in Spanien mehrere Protestwellen, die als Mareas („Fluten“) bekannt wurden, 
wie die 15M-Bewegung in Basisversammlungen, auf denen die Entscheidungen 
getroffen wurden. Besetzungen und Blockaden fanden ebenfalls Einzug in das 
Protestrepertoire (vgl. Nikolai Huke und Olaf Tietje in diesem Heft). Dies war der 
Fall für die Bewegungen im Gesundheitssektor („Weiße Flut“), im Bildungssektor 
(„Grüne Flut“) und bei der neuen feministischen Mobilisierung („Lila Flut“). 
Rentner und Rentnerinnen aus den beiden Traditionsgewerkschaften CC.OO 
(Comisiones Obreras, der Kommunistischen Partei nahestehend) und UGT 
(Uniön General de Trabajadores, der sozialdemokratischen PSOE nahestehend) 
gründeten selbstorganisiert die Yayoflautas, die mittlerweile über Basisgruppen 
in zahlreichen Städten verfügen. In den Yayoflautas organisieren RentnerInnen 
direkte Aktionen. Bekannt wurden die sie vor allem durch ihre Besetzungen von 
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Bankfilialen. Ähnliches lässt sich auch für die USA, die Türkei oder Griechenland 
sagen. Die Arbeit von Occupy Sandy, dem mit Occupy gegründeten und selbst 
organisierten Netzwerk zur Nothilfe nach dem Wirbelsturm Sandy in New 
York und Teilen New Jerseys, stellte die offizielle Nothilfe in den Schatten. In 
den USA ist zu beobachten, wie diverse meist kleinere Gewerkschaften inspiriert 
von Occupy lokale Arbeitskämpfe in die Wege geführt haben, teilweise auch 
stadtübergreifend wie etwa der erste Fast Food Workers‘ Strike in New York 2013, 
der mittlerweile in eine US-weite Koordination von Fast Food ArbeiterInnen 
mündete, die für einen Mindestlohn von 15 US-Dollar die Stunde kämpfen 
(siehe strikefastfood.org). In Seattle wurde im Juni 2014 vom Stadtrat bereits 
die stufenweise Erhöhung des Mindestlohnes von 9,32 auf 15 US-Dollar für alle 
Arbeitsverhältnisse verabschiedet. 

Das Prinzip der Selbstorganisation hat sich verallgemeinert. So berichtet 
Alexandros von der Zografou-Stadtteilversammlung in Athen über die Folgen 
der Proteste gegen die Ermordung des 15-jährigen Alex Grigeropoulos durch 
die griechische Polizei am 6. Dezember 2008, die allgemein als entscheidender 
Vorläufer der Krisenproteste gelten: „Wir haben jahrelang über Selbstorganisie- 
rung gesprochen, aber nur unter uns. Wir haben sie in unseren Gruppen und 
Besetzungen praktiziert, aber sie wurde nie von größeren Gruppen übernommen. 
Mit dem Dezemberaufstand fühlten sich viele von uns in einer seltsamen Position 
— so viele Leute in so vielen sozialen Räumen, Arbeitsorten, Universitäten usw. 
organisierten sich horizontal. Selbstorganisierung begann zu einer Art Instinkt 
der Leute zu werden - du beginnst einen Kampf und er ist ganz gewiss selbstor- 
ganisiert und nichts anderes. Für viele von uns hörte die Selbstorganisierung auf 
ein ideologischer Bezug oder ein politisches Projekt zu sein und wurde zu einer 
tagtäglichen Erfahrung in unseren Kämpfen im Alltag. Als wir sahen, wie es 
nahezu instinktiv von den Leuten kam, dachten wir, dass die ganzen jahrelangen 
Debatten, wie denn Selbstorganisierung sein soll, wann ist sie revolutionär und 
wann reformistisch usw., im konkreten Kampf keine Rolle mehr spielten. Was 
wirklich bedeutend ist, ist kollektive Ergebnisse zu haben. Die Leute haben uns 
beigebracht, dass Ergebnisse mittels eines kollektiven und direktdemokratischen 
Prozesses das Wichtigste sind. Und das haben wir alles in Syntagma wiederge- 
funden“ (Sitrin/Azzellini 2014: 94). 

Die Sichtbarkeit der neuen Bewegungen und das sich darin Wiedererken- 
nen von vielen Menschen, auch in anderen Ländern, eröffnet neue Perspektiven 
und Möglichkeiten in anderen Sektoren. Rund um das Mittelmeer und in den 
USA sind im Zuge der Krise erstmals seit Jahrzehnten wieder Fabriken von 
ArbeiterInnen besetzt worden, um sie unter Arbeiterkontrolle weiter zu führen 
(jeweils mindestens zwei in Italien, Frankreich, Ägypten und der Türkei und 
jeweils eine in den USA und in Griechenland). Sie beziehen sich alle direkt auf 
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die Erfahrungen in Lateinamerika, vor allem in Argentinien und auf die neuen 
Bewegungen. Die türkische Textilfabrikfabrik Kazova beteiligte sich an den 
Gezi-Versammlungen, Republic Windows and Doors aus Chicago kooperier- 
te eng mit Occupy Chicago während der Besetzung, Ri-Maflow aus Mailand 
gründete für die politische Arbeit und kulturelle Aktivitäten die Vereinigung 
„Occupy Maflow“, und Vio.Me im griechischen Thessaloniki arbeitet eng mit 
den aus den Krisenprotesten entstandenen Alternativstrukturen und sozialen 
Zentren zusammen (Azzellini 2015). 

Die Bewegungen zeichneten sich auch überall durch die Teilnahme einer 
großen Anzahl von „Protestneulingen“ aus. Wichtige vorangehende kollektive 
Protest- und Organisierungserfahrungen hat es überall gegeben. Nirgendwo sind 
die Proteste - selbst wenn es in den Medien häufig so dargestellt wurde - vom 
Himmel gefallen. Dennoch ist zusammen mit einigen Aspekten der multiplen 
Krise (Krise des Produktions- und Reproduktionsmodells und Krise der politi- 
schen Repräsentation) auch eine ganz neue Subjektivität entstanden. 


4. Demokratie, Inklusion und neue soziale Beziehungen 


Die Entscheidungsmechanismen der neuen globalen Bewegungen sind an direkter 
Demokratie, an Versammlungen und am Konsensprinzip (das je nach Ort und 
Versammlung spezifische eigene Regeln und Maßstäbe haben kann und nicht 
„Einstimmigkeit“ bedeutet; vgl. Sitrin/Azzellini 2014) orientiert. Es geht um ein 
Verständnis von Demokratie als Prozess. Zugleich waren die Versammlungen 
in Ägypten, Spanien, Bosnien, Brasilien, Griechenland, den USA und andern- 
orts geprägt von einer großen Sorge um die demokratische Partizipation aller 
und die Entwicklung entsprechender Mechanismen, diese zu fördern und zu 
gewährleisten. Wie Amador Fernändez Savater, Teilnehmer des 15M in Madrid 
erklärt: „Demokratie wird beginnen, so etwas zu beinhalten, einen offenen Raum 
für jeden, nicht ein privatisierter Raum für jene, die über wirtschaftliche oder 
politische Macht verfügen, und ganz sicher nicht ein privatisierter Raum für 
professionelle Politiker oder Aktivisten ... Demokratie würde heißen, sicher zu 
stellen, dass dieser Raum immer allen offen steht.“ (Zit. nach Sitrin/Azzellini 
2014: GAR). 

Wenn die Parole „We are the 99%“ als Verklärung wesentlich komplexerer 
Machtverhältnisse kritisiert wird (Kastner 2012: 67f., 72£., 75), so wird dies der 
Zusammensetzung der Bewegung und dem vorhandenen Bewusstsein zu den 
existierenden Spaltungs- und Unterdrückungsverhältnissen nicht gerecht. Wer 
auch nur einmaleine den regelmäßigen öffentlichen Versammlungen besucht hat, 


die im Anschluss an OWS in über 1.000 Ortschaften in den USA stattfanden, 
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konnte erleben, wie jenseits des Slogans der 99 Prozent in all diesen Versamm- 
lungen über komplizierte Redelisten, in Arbeitsgruppen und in Diskussionen 
immer wieder diesen wesentlich komplexeren Machtverhältnissen Rechnung 
getragen wurde (Juris et al. 2012). 

Das bedeutet nicht, Widersprüche oder Konflikte überwunden zu haben 
oder zu negieren. Horizontalität - wie sie von BewegungsteilnehmerInnen von 
Argentinien und Venezuela über die USA bis nach Griechenland betrieben wurde, 
ist kein Zustand, sondern ein Bündel von Praktiken, die einen Raum eröffnen, 
indem sie weitest mögliche Partizipation ermöglichen (Sitrin 20125; Sitrin/Az- 
zellini 2014). In diesen Räumen spielt die Fürsorge für den und die Anderen eine 
grundlegende Rolle. Die erzeugten sozialen Beziehungen stehen im Gegensatz 
zu den gesellschaftlich dominant propagierten Werten und stellen eine konkrete 
Alternative zu den kapitalförmig geregelten sozialen Beziehungen des Alltags 
dar. Dadurch wird das soziale Vertrauen erzeugt, das für die Kontinuität der 
Bewegungen ganz wesentlich ist. Dabei fällt konsensualen Entscheidungsme- 
chanismen für den Aufbau sozialen Vertrauens in Bewegungen eine besondere 
Rolle zu (Polletta 2001). Brachte die Forschung der Bedeutungvon Affekten und 
„affective politics“ in sozialen Bewegungen lange Zeit kaum Interesse entgegen 
(Polletta/Amenta 2002), so findet das Thema rund um die neuen Bewegungen in 
den vergangenen Jahren verstärkt Beachtung (Hardt/Negri 2010: 192ff., 383ff.; 
Sitrin 2007; 2013a; 2013b: 83ff.). 

Die hohe Bedeutung des Aufbaus neuer sozialer Beziehungen und von soli- 
darischer Gemeinschaft wird von TeilnehmerInnen aller bisher genannten Be- 
wegungen bestätigt. Isabel Lorey (2012: 45) stellt zu OWS - was aber durchaus 
verallgemeinerbar ist - zutreffend fest: 


Diese politische Bewegung, die bestehende Formen von Demokratie herausfordert und 
mit ihnen bricht, die auf den Praxen des Versammelns, des Miteinander-sprechens und 
des Sich-Zuhörens beruht, hat eine entscheidende, wenn nicht die entscheidende Kom- 
ponente in jenen Bereichen, die traditionell zumindest konzeptionell aus Demokratie als 
Herrschaftsform verbannt wurden, weil sie als schwer oder gar nicht regierbar galten ... : 
eine zirkulierende und sich ausweitende neue Ökonomie der Affekte. Auf eine grundle- 
gende Weise bringt nicht nur die Occupy-Bewegung, sondern auch die 15M-Bewegung 
in Spanien, Affekte als Grundlage des Sozialen - gegenseitige Unterstützung, Respekt, 
gegenseitiges Achten aufeinander - zurück in das Politische und das Ökonomische. 


5. Gekommen, um zu bleiben 


Viele AutorInnen machten schon wenige Monate nach der Entstehung der Be- 
wegungen ihre „Niederlage“ aus - vor allem in Spanien und den USA. Jenseits 
dessen, dass die Bewertung von Erfolgund Niederlage keine objektive ist, und sich 
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die Kriterien der TeilnehmerInnen der Bewegungen von denen, die über sie sch- 
reiben, unterscheiden (zu der Diskussion um „Erfolg“ vgl. Sitrin 2012a), scheint es 
zunächst einmalnotwendigdaraufhinzuweisen, dass die Selbstorganisation und 
Mobilisierung keineswegs verschwunden ist, nur weil die Plätze geräumt wurden 
und die Bewegungen nicht mehr in den Medien auftauchen. Wenn festgestellt 
wird, die Bewegungen „entstanden unerwartet heftig, und aufverblüffende Weise 
vergingen sie, ohne dass sie für eine gesellschaftliche Opposition die Grundlage 
für eine langfristigangelegte Politik gelegt hätten“ (Demirovic 2014: 419), so wird 
dabei übersehen, welche Breite an Kämpfen, welche Organisierung und wie viele 
ökonomische, soziale und kulturelle Projekte es gab, die aus den Bewegungen 
entstanden oder durch diese gestärkt wurden. In den Ländern, in denen ganze 
Gesellschaften von den neuen Bewegungen erfasst wurden, ist ein weit gefächertes 
Netz demokratischer Selbstermächtigung entstanden. In all diesen Initiativen, 
Bewegungen und Projekten multiplizieren sich die Praktiken und die Form der 
neuen globalen Bewegungen sowie die Vorstellung, gemeinsam unter Gleichen 
eine andere Gesellschaft aufzubauen. Wie Gramsci aber schon feststellte, kann 
in einer Situation wie der aktuellen die Frage nach dem Stand des revolutionären 
Prozesses nicht mit Blick auf die Organisationen und Institutionen beantwortet 
werden, die zum bürgerlichen und repräsentativen System gehören: „Während der 
ökonomischen und politischen Vorherrschaft der bürgerlichen Klasse vollzieht 
sich die Entwicklung des revolutionären Prozesses unterirdisch, im Dunkel der 
Fabrik und im Dunkel des Bewusstseins der unendlichen Massen, die der Kapi- 
talismus seinen Gesetzen unterwirft“ (Gramsci 1967: 65). 

Die physische Besetzung des öffentlichen Raums zu Beginn der Bewegun- 
gen war zwar das medial am stärksten wahrgenommene Moment, doch waren 
die Platzbesetzungen nicht das Ziel der Bewegungen, sie dienten vielmehr dem 
Zweck, einen Kristallisationspunkt für eine Suchbewegung zu erzeugen und 
Raum für öffentliche Debatte zu schaffen. Ein möglichst breiter Austausch 
aller Stimmen, die sich nicht von Parteien vertreten fühlen und sich nicht in 
den Medien wiederfinden, sollte Wege für das weitere Vorgehen eröffnen. Schon 
auf den Plätzen beschäftigte sich eine Reihe von Arbeitsgruppen mit materiellen 
Problemen des Alltags, wie Zwangsräumungen oder Arbeitskämpfen. In New 


5 Auchhierwird eine globale Parallele deutlich: Der Neoliberalismus hat so viel öffentlichen 
Raum privatisiert und mit Konsumzwang verknüpft, dass ein Raum für eine öffentliche 
Debatte ohne Druck zum Konsumieren erst erobert werden muss. Ganz zu schweigen 
davon, dass auch global lokale Verordnungen es häufig verbieten, dass sich mehr als eine 
begrenzte Anzahl von Personen öffentlich „versammeln“. So ist beispielsweise in den 
USA jede Menschenansammlung von mehr als 25 Personen in öffentlichen Parks und auf 
öffentlichen Plätzen verboten. Occupy setzte sich bewusst darüber hinweg und konnte 
diese Versammlungsfreiheit auch nachhaltig durchsetzen. 
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York entstanden zahlreiche Occupy-Nachbarschaftsversammlungen schon vor 
der Räumung des Zuccotti Parks, in Madrid und in Athen wurde die Aufteilung 
auf Nachbarschaftsversammlungen und andere Initiativen aufden Plätzen Puerta 
del Sol und Sytagma organisiert (Sitrin/Azzellini 2014). 

Die „Reterritorialisierung“ der Bewegungen von den Plätzen in die Stadtteile, 
Arbeitsplätze und Studienorte verlief entlangmaterieller Bedürfnisse. Versamm- 
lungen, Arbeitsgruppen und Initiativen wurden fortgesetzt bzw. neu begonnen. 
„Seit Gezi Park geräumt wurde, treffen sich die Leute in anderen Parks um zu 
sprechen, zu teilen und neue Ideen zu produzieren. Das geschieht in Universi- 
tätsforen und auf Versammlungen, dievon AkademikerInnen, Studierenden und 
ArbeiterInnen organisiert wurden“, so Gülsah Pilpil aus Istanbul.‘ 

Wie bereits skizziert, sind eine Vielzahlvon Gruppen und Bewegungen in den 
verschiedenen Ländern entstanden. Der Selbstorganisierung gegen Zwangsräu- 
mungen und mittlerweile auch für Besetzungen kommt in diversen Kontexten eine 
wichtige Rolle zu. Die Anti-Foreclosure-Bewegungin den USA ist in hunderten 
Orten präsent und verhinderte tausende Zwangsräumungen und Zwangsversteige- 
rungen, außerdem erreichte sie Neuverhandlungen der Schulden und den Schul- 
denerlass durch Banken. Daraus entstand zunächst, Familien bei der Besetzung 
der Häuser, aus denen sie geräumt wurden, zu unterstützen, und in einigen Orten, 
so z.B. in manchen Vierteln von Chicago, werden Familien bei der Besetzung 
leer stehender Häuser unterstützt. In Spanien existiert mit 250 Ortsgruppen die 
PAH (Plataforma de Afectados por la Hipoteca, Plattform der von Hypothek 
betroffenen), die ebenfalls versucht, Räumungen zu verhindern, konstanten Druck 
auf Banken mit ständigen Protesten aufrecht hält, Besetzungen organisiert und 
landesweit schr gut koordiniert ist. In Italien sind es cher Massenbesetzungen von 
Wohnblöcken durch arme Familien, MigrantInnen und Studierende, vor allem 
in Städten wie Mailand, Turin, Neapel und Rom. Selbst in Deutschland sind in 
verschiedenen Städten Bewegungen gegen Zwangsräumungen entstanden. 

Ein weiteres Beispiel ist Sunset Park, Brooklyn, New York, USA - ein kon- 
kretes Territorium unter vielen, in dem sich „der Geist von Occupy“ manifes- 
tiert. In dem armen Viertel mit einem hohen Anteil an Latin@-Bevölkerung 
hat sich im Laufe von OWS eine schr aktive Stadtteilversammlung gebildet, 
und es entstand ein Mietstreik in einem Wohnblock, darüber hinaus werden 
kulturelle, politische und soziale Aktivitäten organisiert. Vier Produktiv- bzw. 
Dienstleistungsgenossenschaften sind gegründet worden, darunter ein Fahr- 
service. Im Mai 2014 begleitete die Community einen Hausmeisterstreik mit 
Solidaritätsdemonstrationen. Die verschiedenen Aktivitäten fließen zusammen 


6 Persönliche Mitteilung, 16. August 2013 
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und werden insgesamt in einem größeren gesellschaftlichen Kontext als Schritte 
zum Aufbau einer anderen Gesellschaft betrachtet. 

Andere Praktiken direkter Aktion sind z.B. in Griechenland die Besetzung 
von Zahlstellen in Krankenhäusern durch Stadtteilversammlungen, um die kos- 
tenlose Behandlung von PatientInnen zu gewährleisten oder die Verhinderung, 
dass Haushalten der Strom abgedreht wird. Dort sind darüber hinaus Solida- 
ritätskliniken gegründet worden, die selbstverwaltet und über Spenden und 
Partizipation kostenlose Gesundheitsversorgunganbieten. In den USA, Spanien, 
Griechenland und Italien sind KonsumentInnen-ProduzentInnen-Netzwerke 
und hunderte Genossenschaften entstanden. 

Die neuen globalen Bewegungen fallen schnell aus dem Blickfeld von Medien 
und WissenschaftlerInnen heraus, weil sie nicht dem traditionellen Muster von 
Forderung _ Bewegung — Protest — Institutionalisierung entsprechen. Regierung 
und repräsentative Institutionen sind für sie jedoch nicht der primäre Referenz- 
punkt. Das heißt nicht, wie teilweise unterstellt wird, dass die Bewegungen keine 
Ziele hätten, sondern dass nicht darauf gewartet wird, RepräsentantInnen oder 
Institutionen würden als Antwort auf einen einfachen Protest gewisse Forde- 
rungen erfüllen. Demgegenüber stehen die Selbstorganisierung und die direkte 
Aktion im Mittelpunkt. „Goals without demands”, „Ziele ohne Forderungen“, 
nennt dies Gopal Dayaneni von Occupy Farms in Berkeley (Kalifornien, USA), 
und fügt hinzu: „Ich kann mir allerhand Ziele ohne Forderungen vorstellen, die 
wirklich transformativ sind“ (zit. nach Sitrin/Azzellini 2014: 181). 

Gigi Malabarba, Arbeiter und einst Abgeordneter von Rifondazione Comu- 
nista, heute beteiligt an der besetzten Fabrik RiMaflow in Mailand, erklärt: „Wir 
hätten gerne Gesetze, die den Arbeitern das Recht zusprechen, die Fabrik zu 
verwalten, wenn der Fabrikbesitzer abgehauen ist. Von wem sollen wir es fordern? 
Von einer politischen Partei? Von denen, die im Parlament sitzen? Von Premier 
Renzi? Von wem sollen wir es fordern? Wir müssen eine Bewegung von unten 
schaffen, die das erzwingen kann.“ (Azzellini/Ressler 2014). Die Herangehens- 
weise erläutert Massimo Lettieri, Arbeiter der RiMaflow, „Gesetze werden in 
Parlamenten gemacht und... normalerweise regeln sie etwas, das schon geschicht. 
... Es muss normal werden, dass sich die Arbeiter die Produktionsmittel aneignen 
und dann wird schon jemand kommen, ein Gesetz verabschieden und es wird eine 
legale Sache. ... Wir haben begonnen diesen Weg zu ebnen, das ist unser Ziel.” 

Tatsächlich finden sich auch weltweit konkrete Erfolge, die das bestätigen. 
Dazu gehören etwa städtische Verordnungen gegen Zwangsräumungen, wie in 
Spanien, lokale Verordnungen zur Unterdrückungdes automatischen Einzugs der 


7 Interview, 31. Januar 2014. 
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Wohnungssteuer über die Stromrechnungin Griechenland, die Nicht-Räumung 
von besetzten Wohnkomplexen und Fabriken wie vielerorts in Europa oder das 
Nicht-Einschreiten von lokalen Autoritäten oder der Polizei bei Hausbesetzungen 
in einigen US-amerikanischen Städten, wie etwa in bestimmten Bezirken von 


Atlanta oder Chicago. 


6. Die Rückkehr der Klasse 


Mag die zentrale Losung der Occupy-Bewegung in den USA „We are the 99%“ 
nicht der tatsächlichen Verteilung von Reichtum gerecht werden, so kommt sie 
ihr doch ziemlich nahe. In 2010 besaß das oberste eine Prozent in den USA 35,4 
Prozent des privaten Reichtums und die folgenden vier Prozent verfügten über 
weitere 27,7 Prozent allen privaten Reichtums des Landes. Insgesamt besaß die 
oberste Gruppe 20 Prozent fast 90 Prozent des Reichtums, während die „unteren“ 
80 Prozent ihren Anteil durch die Krise stark reduziert sahen, von 15 Prozent in 
2007 aufetwa 11 Prozent in 2010. Im Jahr 2012 lebten 46 Millionen der ofhziell 
313 Millionen US-AmerikanerInnen von staatlichen Lebensmittelmarken - 
2007 waren es noch 26,3 Millionen gewesen (Edelmann 2012). 

Der Slogan „We are the 99%“ ruft immer wieder in Erinnerung, dass all die 
verschiedenen Betroffenen gemeinsam eine andere Gesellschaft wollen, in der 
Differenz keine Machtasymmetrien produziert und keine soziale oder ökonomi- 
sche Hierarchisierungzur Folge hat. Die Kraft, die in diesem Slogan steckt, liegt 
darin, diese andere Gesellschaft allein schon wegen der Mcehrheitsverhältnisse 
möglich erscheinen zu lassen. Die Parole überwindet die postmoderne Spaltungin 
unterschiedliche Betroffenengruppen, wie sie für linke Politik in den vergangenen 
Jahrzehnten in den USA so charakteristisch gewesen ist (Rehmann 2012: 902f.). 
Ganzähnlich verliefes auch in anderen Ländern. Überall zeichneten sich die Be- 
wegungen dadurch aus, massiv verschiedenen Identitäten und Realitäten zu einer 
gemeinsamen Suche nach gesellschaftlicher Veränderung zusammenzubringen. 
Dies entsprach nicht nur dem Begehr der Beteiligten, sondern machte für viele 
TeilnehmerInnen auch ganz wesentlich den Reiz und die Überzeugungskraft der 
Mobilisierungen aus. In einem Bericht aus Istanbul kurz nach der Räumung. des 
Parks heißt es: „Gezi Park hat uns viel gelehrt, wir wurden wieder daran erinnert, 
dass wir Geschwister sind. Die Kurden, Türken, Gläubigen und Atheisten, die 
LGBT, Sozialisten und Nationalisten usw., wir sind vereint. Wir haben unsere 
Etiketten abgeschüttelt, wir haben uns schon vereint und wir wissen, der Staat 
wird uns nicht trennen können.“® 


8 Gülsah Pilpil, Persönliche Mitteilung vom 6. Juni 2013. 
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Die Losung „Wir sind die 99%“ war nie als ideologische Aussage gemeint, 
sondern stets als griffiger Slogan gedacht. Er verkörpert die Rückkehr der Klas- 
senfrage, und zwar marxistischer - Arbeit gegen Kapital - als je zuvor in dieser 
Breite in den vergangenen Jahrzehnten. Wie Antentas/Vivas (2014: 70f) richtig 
bemerken, ist die Formel „99 Prozent gegen ein Prozent“ zwar kein Klassenbegriff, 
birgt aber 

implizit doch einen Klassengehalt, da sie ihre Opposition zur Finanzbourgeoisie ausdrückt, 

die die Welt kontrolliert. Darüber hinaus bezeichnet sie eine politische Polarisierung, 

die mit der Rhetorik ‚die Mittelklasse retten’ bricht, an die die nordamerikanischen Ge- 
werkschaften und ein großer Teil des fortschrittlichen Liberalismus gekettet bleiben. Die 

Bewegung steigt aus Jahrzehnten der Zersetzung des Klassenbewusstseins der Arbeiter- 


klasse auf ... Sie ist ein Ausgangspunkt, kein Endpunkt. Sie eröffnet neue, noch nicht 
verwirklichte Möglichkeiten. 


Wie schnell und breit die Parole nicht nur inden USA aufgenommen wurde, zeigt 
deutlich, dass es den Menschen um ein anderes gesellschaftliches Projekt geht. 

Politische Organisierung stellt global zunehmend die Verteidigung von Le- 
bensgrundlagen dar und kann auch im Norden und Westen der Welt heute 
nicht mehr „Interessensvertretung“ oder Heilsversprechen für die Zukunft sein. 
Sie muss die materielle Frage angehen - so die praktische Antwort, die aus den 
Dynamiken der vergangenen Jahre abgeleitet werden kann. Die konkrete Organi- 
sierungund die konkreten Kämpfe verlaufen weltweit entlangder grundlegenden 
Themen wie: Wohnen, Strom, Wasser, Arbeit, Essen, Gesundheitsversorgung, 
usw. soziale Gerechtigkeit und Zugang zu Ressourcen sind zu Überlebensfragen 
geworden, die keinen Aufschub erlauben. Dabei sind die sozialen Bewegungen 
implizit und zum Teil explizit antikapitalistisch. Sie lehnen die kapitalistische 
Verwertungslogik ab und stellen ihr andere soziale Beziehungen entgegen, auch 
wenn sie dies zum Teil nicht explizit als antikapitalistisch bezeichnen. In ihren 
Diskursen und Praktiken lehnen die Bewegungen die Trennungvon Ökonomie, 
Politik und Sozialem in unterschiedliche Sphären ab.? 

Es geht den Bewegungen auch nicht um die bloße Diskussion oder den Reiß- 
brettentwurf einer sozio-ökonomischen und politisch-organisatorischen Al- 
ternative. Die andere Gesellschaft, die andere Ökonomie, die anderen sozialen 
Beziehungen werden bereits in den Versammlungen, auf den Plätzen, im Alltag 
und vielen neu eröffneten Räumen praktiziert. Die neuen Bewegungen sind hoch 
produktiv. Sie produzieren nicht nur eine Vielzahl neuer und neuartiger sozialer 
Beziehungen, sondern es bilden sich in und mit ihnen eine Reihe von Projekten 


9 Die Trennung ist ein grundlegendes strukturierendes Element, das dem Kapital und der 
bürgerlichen Gesellschaft zu Grunde liegt. Das Kapital reproduziert diese Trennung 
kontinuierlich, während der Staat sie reguliert. 
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ökonomischer, sozialer und kultureller Art. Diese reichen von Tauschringen, 
Lesegruppen, diversen Kursen bis zu Konsumentengenossenschaften wie auch 
produktiven Kooperativen und Betriebsbesetzungen. Dadurch entsteht, was 
Walter Benjamin „Jetztzeit“ nannte (Benjamin 1965: 90): eine Zeit der Vorweg- 
nahme und Verdichtung von Möglichkeiten und Gefahren für die Emanzipati- 
on. Die konkrete Gemeinschaft, die eine Vorwegnahme oder eine Ahnung der 
klassenlosen Gesellschaft geben kann, ist die Klasse als im Kampf konstituierte 
Gemeinschaft der Verschiedenheit und Pluralität statt der traditionellen Vor- 
stellung der Synthese und Homogenisierung, 

Dem häufig geäußerten Vorwurf, die neuen Bewegungen seien gescheitert, 
da sich die veränderten gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse nicht gleich ins- 
titutionell niedergeschlagen haben, ist mit Arrighi, Hopkins und Wallerstein 
(1989: 97) entgegenzuhalten: „Es hat nur zwei Weltrevolutionen gegeben. Eine 
fand 1848 statt. Die zweite fand 1968 statt. Beide scheiterten historisch. Beide 
transformierten die Welt.“ (Vgl. Wallerstein in diesem Heft) In diesem Sinne 
deutet vieles darauf hin, dass die Auswirkungen der neuen globalen Bewegun- 
gen angesichts ihrer neuen Qualität und des politisch-ökonomischen globalen 
Kontexts als ein Epochenbruch zu deuten sind. 

Die These des Epochenbruchs stellt die Frage in den Raum, welche politische 
Form die neuen globalen Bewegungen annehmen sollen und werden, um die 
breite soziale Ablehnung von Austerität, Ungleichheit, mangelnder Demokratie 
und Kapitalismus auch in politische, soziale und ökonomische Veränderung zu 
verwandeln. Die neuen globalen Bewegungen haben bisher noch keine Ant- 
wort auf die Frage der Organisation des Protests und der Selbstorganisierung 
in einem gesellschaftlichen Alternativprojekt. Einige AutorInnen haben hier 
den nicht besonders originellen Vorschlag der Partei als „Verdichtung“ (Porcaro 
2013; Rehmann 2011; 2013; Wainwright 2012). Doch warum sollten die neuen 
Bewegungen ihre Kräfte daraufausrichten, ausgerechnet dic historisch offensicht- 
lich überkommenen Strukturen zu stärken, zu erneuern oder neu aufzubauen, 
die nicht in der Lage sind, Antworten und Kämpfe auf der Höhe der Zeit zu 
entwickeln und deren Ablehnung zum Kern ihres Selbstverständnisses gehört? 

Ob von Bewegungsbündnissen getragene lokale Kandidaturen wie in Chi- 
cago und einigen anderen Ortschaften in den USA oder die alternativen Wah- 
linitiativen in Spanien!” eine Übergangslösung zur wirksamen institutionellen 
Einflussnahme sein können, bleibt noch abzuwarten. 


10 Für die Kommunalwahlen Ende Mai 2015 bereitet in Spanien die neue Basisliste Ganemos 
(„Wir gewinnen“) Kandidaturen im gesamten Land vor, in Barcelona kandidiert die 
bekannte chemalige Sprecherin der PAH, Ada Colau, mit dem katalanischen Pendant 
Guanyem für das Bürgermeisteramt. Die neue spanische Wahlgruppierung Podemos 
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Seit den Protesten Ende der 1980er Jahre und der 1990er Jahre hat es in La- 
teinamerika ein bis anderthalb Jahrzehnte gedauert, bis eszu einem konsistenten 
politischen Ausdruck kam, der zu einigen Regierungswechseln in die Richtung 
von linken und Mitte-Links-Regierungen geführt hat, die zwar die materielle 
Situation und soziale Versorgung der Bevölkerung verbesserten, aber in den 
meisten Fällen weder das Produktionsmodell noch die Einkommensverteilung 
strukturell veränderten. „Die Leute wollen partizipative Demokratie, aber wir 
wissen noch nicht genau, was passieren wird. Wir brauchen mehr Zeit, um da- 
rüber zu reden. Aber ich kann dir versichern, dass die Suche nach Demokratie 
und Freiheit weiter gehen wird“, schreibt Gülsah Pilpil aus Istanbul." Bei aller 
Notwendigkeit einer Veränderung institutioneller Kräfteverhältnisse und eines 
politischen Richtungswechsels, die Ungeduld hilft nicht weiter. Die konstituie- 
rende Macht braucht Zeit, um die neuen Formen zu entwickeln. Die angemessene 
Form der Organisierungund demokratischen kollektiven Praxis kann immer nur 
von den Beteiligten selbst aus der eigenen spezifischen Realität heraus entwickelt 
werden. Die Grundlagen dafür sind gelegt. 
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Torsten Bewernitz 


Globale Krise - globale Streikwelle? 
Zwischen den ökonomischen und demokratisch-politischen 
Protesten herrscht keine zufällige Gleichzeitigkeit 


In die weltweiten Krisenproteste gliedern sich seit geraumer Zeit zahlreiche 
Streiks ein, die jedoch in Form und Inhalt schr unterschiedlich sind. Dass das 
Streikgeschehen als Krisenprotest wahrgenommen wird, hängt mit dem Phä- 
nomen der südeuropäischen Generalstreiks zusammen, in denen dieser Zusam- 
menhang eindeutig hergestellt wird. In gewissem Sinne hat sich in den sozialen 
Bewegungen, bei linken Parteien und auch in den kritischen Gesellschaftswis- 
senschaften zwischenzeitlich eine Generalstreik-Euphorie breitgemacht, die 
manchmal an die Massenstreikdebatte zu Beginn des 20. Jahrhunderts erinnert 
(vgl. Bewernitz 2013). 

Nun muss ein Krisenprotest keineswegs nur der Protest sein, der einen inhaltli- 
chen Bezugzu der Krisc herstellt und in Form politischer Demonstrationsstreiks 
Forderungen bezüglich der politisch-administrativen Krisenbewältigung stellt. 
Die Vermutung, dass mit der Krise eine globale Streikwelle einherginge, impli- 
ziert zwei Prämissen, die es zu überprüfen gilt: Erstens stellt sich die Frage, ob 
tatsächlich ein quantitativer Anstieg von Streikgeschehen zu verzeichnen istund 
zweitens ist zu fragen, ob es einen qualitativen Zusammenhang zwischen dem 
Krisengeschehen und den stattfindenden Streiks gibt. Diesen beiden Fragen 
möchte ich, soweit von der Datenlage und in der gebotenen Kürze möglich, im 
Folgenden auf den Grund gehen. In einem ersten Schritt soll kurz die Quantität 
der aktuellen Streiks seit Krisenbeginn thematisiert werden, um sie dann in 
einem Hauptteil exemplarisch zu klassifizieren und sie abschließend in Bezug 
zu den sonstigen verschiedenen Krisenprotesten zu stellen. Ein kurzer Blick auf 
die Datenlage soll es erleichtern, die Frage zu beantworten, inwieweit momentan 
eine globale Streikwelle stattfindet. Der Hauptteil des Beitrags ist jedoch den 
inhaltlichen Aspekten der Streiks und Proteste gewidmet, um das Verhältnis 
zwischen Krisengeschehen, Streikgeschehen und sozialer Bewegung näher be- 
stimmen zu können. Dabei ist eine definitorische Trennung der verschiedenen 
Protestformen - einschließlich der verschiedenen Streikformen vom „wilden“ 
Streik über Tarifauseinandersetzungen bis hin zu (politischen) Generalstreiks - 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 177, 44. Jg. 2014, Nr. 4, 513 - 529 


514 Torsten Bewernitz 


und Protestmotivationen in der Schärfe, wie sieim Folgenden aufscheint, lediglich 
ein Hilfsmittel, um sich der keineswegs immer eindeutig zu beantwortenden 
Frage nach einem Zusammenhang von den Formen des Streiks und Motivatio- 
nen analytisch zu nähern.' Es bedarf einer empirischen Untersuchung, um ein 
Bewusstsein über Krisenzusammenhänge in den globalen Protesten tatsächlich 
zu erfassen. Doch auch jenseits der Empirie soll dieser Beitrag - wenn auch bei 
Weitem nicht vollständig - die Vielfalt der aktuellen Proteste veranschaulichen, 
die bei aller Differenz in den aktuellen globalen ökonomischen Prozessen eine 
gemeinsame strukturelle Ursache haben und deshalb als ein globaler Protest 
gefasst werden können. Dabei ist für die Mehrheit der Proteste zu zeigen, dass 
sie zwar anfangs unterschiedliche Motivationen und Formen haben, sich aber 
- quasi durch einen globalen Erfahrungsaustausch - einander annähern und 
bereichern. Die „Bewusstheit“ eines gemeinsamen und dennoch heterogenen 
globalen Protests kann erst im Verlaufdieser Proteste und durch die Interaktion 
und Kommunikation entstehen. 


1. Streik als kollektiver Krisenprotest? 


Steven Colatrella (2011) behauptet in seinem Beitrag „In unseren Händen liegt 
eine Macht“, dass sich der globale Krisenprotest als globale Streikwelle bündelt. 
Als Argument listet er akribisch das Streik- und Protestgeschehen des 21. und 22. 
Oktobers 2010 auf. So beeindruckend diese Liste ist, so kann sie doch keine Streik- 
welle belegen. Der knappe Zeitabschnitt könnte ebenso auf einen inzidentellen 
Charakter dieser Streiks hinweisen. Dass sich eine globale Streikwelle anhand von 
Streikstatistiken kaum belegen lässt, liegt vor allem an den marginal geführten 
nationalen Statistiken: Kurt Vandaele hat auf die sinkende Verfügbarkeit und 
Zuverlässigkeit von Streikdaten in Europa hingewiesen: Griechenland erhebt 
seit 1998 keine Streikdaten mehr, Belgien seit 2002, Italien seit 2007. In ande- 
ren Staaten sind die Erhebungsmethoden unzuverlässig (Vandaele 2014: 346). 
Arbeitet man trotz dieser Einschränkungen mit den bestehenden Statistiken, so 
komme man für Westeuropa zu dem Schluss, dass „das Streikaufkommen [seit 


1 Ein nordeuropäischer Tarifkonflikt oder ein wilder Streik gegen die Arbeitsbedingun- 
gen bei Foxconn in China sind sicherlich deutlicher auch realpolitisch von Platzbeset- 
zungen und Massendemonstrationen zu unterscheiden als etwa die südeuropäischen 
Generalstreiks, die ihrerseits oftmals schlicht Massendemonstrationen sind und in sehr 
engem Zusammenhang mit Platzbesetzungen und militanten Konfrontationen mit der 
Staatsgewalt stehen (vgl. für Griechenland Kritidis 2014: 10f.). Es ist aber - dies gilt 
insbesondere für die fernasiatischen Beispiele - alles andere als ausgeschlossen, dass auch 
die Arbeitskonflikte jederzeit in demokratische Bewegungen umschlagen können. 
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den 1990er Jahren] eher auf niedrigem Niveau stagniert“ ist und „die Ära der 
Austeritätspolitik zunächst offenbar keinen rasanten Anstieg im Streikvolumen 
ausgelöst“ hat (Vandaele 2014: 346f.). 

Angesichts der Datenlage ist, darauf macht auch Vandaele aufmerksam, dieses 
Ergebnis durchaus fragwürdig - immerhin fehlen die Daten der südeuropäischen 
Staaten, die von der Austeritätspolitik der Troika am massivsten betroffen sind. 
Auch diesbezüglich sind schr unterschiedliche Interpretationen möglich, je nach- 
dem, ob die Zahl der Streiktage, der Streikbeteiligten oder schlicht die Zahl 
der Streiks gezählt wird. Bezüglich einer einfachen Zählung der Generalstreiks 
etwa lässt sich ein deutlicher Unterschied ausmachen: Zwischen 1980 und 2011 
fanden in Europa 118 Generalstreiks statt, davon lediglich 18 in den 1980er 
Jahren (Hamann/Johnston/Kelly 2012: 107), während allein in Griechenland 
zwischen 2008 und 2012 16 Generalstreiks stattfanden, in Europa 36 (Gallas/ 
Nowak 2012: 39). 

Allein politische Demonstrationsstreiks in Südeuropa machen noch keine 
globale Streikwelle - und folglich erweitert sich das Datenproblem cher noch. 
So weichen etwa die nach dem Erscheinen von Beverly Silvers Untersuchung 
Forces of Labor (2003, dt. 2005) zahlreicher werdenden Studien zu „labor unrest“ 
in China mangels offizieller Streikstatistiken auf Statistiken und Berichte über 
Straßenunruhen aus, die berechtigt als in Verbindung mit Streiks stehend be- 
trachtet werden können (vgl. Jay 2013: 84ff.). Beverly Silver selber nutzt in ihrer 
Studie die Tageszeitungen Londoner Times und New York Times, die die World 
Labor Group gesammelt hat (Silver 2005: 235ff.). Auch dieses Vorgehen hat das 
Manko, dass bestimmte Streikformen kaum vorkommen können: Peter Birke 
hat darauf aufmerksam gemacht, dass die militanteren und radikaleren - bzw. 
illegaleren - Arbeitskampfformen oftmals gar nicht Thema der Tageszeitungen 
oder Printmedien sind. Gerade spontane und kleine Streiks mit wenigen Teil- 
nehmenden finden schon deswegen keine Erwähnung, weil es nicht im Interesse 
der Streikenden liegt, erwähnt zu werden - und oftmals auch nicht im Interesse 
des betroffenen Unternehmens (Birke 2007: 39f.). Ferner sind solche kleineren 
Streiks im Sinne einer „Nachrichtenwerttheorie“ oft keine berichtenswerte Mel- 
dung. Nichtsdestotrotz ist die Zunahme solcher Protestformen für die Definition 
einer globalen Streikwelle, gerade wenn es um deren inhaltliche Qualität geht, 
von Relevanz - Mut zur Illegalität, Radikalität oder Militanz lässt schließlich 
Rückschlüsse auf ein kollektives Selbstvertrauen zu. 

Eine globale Streikwelle kann also letztlich nur gut begründet vermutet wer- 
den. Trotz aller Mängel und Heterogenität der Daten lässt das Zahlenmaterial 
nur zwei Schlüsse zu: Entweder sprechen zumindest alle Indizien für eine ten- 
denzielle Zunahme von Streikaktivitäten oder aber das Interesse am Phänomen 
„Streik“ ist stark gestiegen. 
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2. Das „Rätsel der Gleichzeitigkeit” 


Wir können, wie skizziert, mit Steven Colatrella durchaus eine globale Streikwelle 
unterstellen, deren Quantität im Vergleich zu früheren Streikwellen allerdings 
etwas im Dunklen bleibt. Es drängt sich sofort die zweite Frage auf, ob und 
wie sich diese zum globalen Krisengeschehen verhält. Colatrella geht von einer 
„kohärenter werdenden globalen Kapitalistenklasse mit gleichen Zielen und 
abgestimmten Handeln, also einer zielgerichteten Strategie ihres nationalen und 
globalen Klasseninteresses“ aus und erklärt die Streikwelle „zum unmittelbarsten 
und eindrucksvollsten Hindernis für die Sparprogramme“ (Colatrella 2011: 54). 
Demgegenüber steht die These, die Heiner Dribbusch und ich als Fazit aus den 
Beiträgen des von uns koordinierten WSI-Hefts „Streiks und soziale Konflikte“ 
gezogen haben, dass die globalen Streiks als „multikausal und pluralistisch“ be- 
schrieben werden müssen: „Nicht alles, was gleich aussicht, ist auch gleich. Streik 
und sozialer Protest sind voraussetzungsvoll, und Streikende wie Protestierende 
haben [...] meist ein pragmatisches Verhältnis zu den Auseinandersetzungen, die 
sie führen“ (Bewernitz/Dribbusch 2014: 336). 

Qualitativ stehen wir also vor der Frage, ob es sich bei Streiks chinesischer 
Wanderarbeiter, Protesten prekär Beschäftigter in Indien, Streiks südafrika- 
nischer Bergarbeiter, südeuropäischen Generalstreiks und US-amerikanischen 
Mindestlohnkampagnen, aber auch bei „Riots“ von Athen bis Stockholm und 
den Platzbesetzungen von Madrid bis New York um dasselbe Phänomen handelt 
- oder ob wir vor einem „Rätsel der Gleichzeitigkeit“ stehen. 

Den Begriff des „Rätsels der Gleichzeitigkeit“ hat Marcel van der Linden 
(2008) auf die Streik- und Protestwelle um 1968 angewendet. Aus diversen Grün- 
den erscheint es sinnvoll, van der Lindens Erklärungsversuch dieses „Rätsels“ 
auf heute anzuwenden. Auch um 1968 wurde eine globale Streikwelle diagnos- 
tiziert. Die wesentliche Untersuchung dazu ist Ernesto Screpantis Long Cycles in 
Strike Activity (1987), der, parallel jeweils nach dem Höhepunkt kondratieffscher 
Wirtschaftszyklen, die großen Streikwellen des Kapitalismus von 1869 bis 1875, 
1910 bis 1920 und 1968 bis 1974 ausmacht. Van der Linden benennt noch einen 
zweiten Aspekt, der mit der heutigen Situation vergleichbar ist: Die Gleichzei- 
tigkeit der studentischen Proteste und der Streikwelle, die wir - mit Abstrichen 
- mit den gleichzeitigen Streiks einerseits und meist von Jugendlichen getragenen 
Platzbesetzungen und basisdemokratisch geprägten Krisenprotesten andererseits 
vergleichen können. Van der Linden (2008: 25) bietet fünf Erklärungen an, von 
denen er die ersten beiden - Zufälligkeit und Zeitgeist - als unwahrscheinlich 
bzw. unbefriedigend ablehnt. Es bleiben als strukturelle Ursache „Verschiebungen 
in der Weltökonomic“ (ebd.: 24), „externe“ Ereignisse wie die kubanische Revolu- 
tion, die chinesische Kulturrevolution oder der Vietnamkrieg sowie gegenseitige 
Beeinflussung durch direkte Kontakte. 
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Bezüglich des aktuellen Streikgeschehens kann man die „Verschiebungen in 
der Weltökonomie“ alsgemeinsame Ursache verstehen, wenn auch in regional schr 
unterschiedlicher Weise. Aufeine wahrscheinliche geographische Verschiebung 
des Streikgeschehens nach Asien und insbesondere nach China hat Beverly ]. 
Silver mehrfach hingewiesen (Silver 2005: 91£.; Silver/Zhang 2010). Der Hinter- 
grund dieser geografischen Verschiebung sind die entsprechenden geografischen 
Verschiebungen der Produktion, wogegen das Streikgeschehen etwa im Maghreb 
eng mit Hungerprotesten zusammenhängt und entsprechend auch in anderen 
Branchen stattfindet. Die südeuropäischen Generalstreiks wiederum basieren 
nicht auf einer Änderung in der Produktion, sondern auf Veränderungen in 
der Politik und haben entsprechend auch eine andere Form, die des politischen 
Demonstrationsstreiks. Abgeschen von einer ähnlichen Tradition - die Berufung 
aufden Begriff „Streik“ - und dergleichen Ursache „Weltökonomie“, die in Zeiten 
der Globalisierung gleichzeitige Tendenzen cher impliziert als je zuvor, scheinen 
diese Phänomene nicht unbedingt viel gemeinsam zu haben. 


3. Direkte ökonomische Streiks 


Ernesto Screpantis Analyse der globalen Streikwellen weist den kleinen Schön- 
heitsfehler auf, dass er für seine Analyse lediglich die Industriestaaten USA, 
Frankreich, Deutschland, Italien und Großbritannien ausgewählt hat (vgl. Scre- 
panti 1987: 101). Selbst für das 19. Jahrhundert kann eine solche Auswahl keine 
globale Streikwelle abbilden - ein Vergleich mit den entsprechenden Statistiken 
bei Beverly Silver (2005: 128f., 161ff.) verdeutlicht, dass die Streikwellen, schließt 
man die Staaten des Trikonts ein, jeweils leicht verzögert stattfinden - ein wei- 
terer Beleg für die These Silvers und Zhangs: „Wo das Kapital hingeht, folgt der 
Konflikt zwischen Arbeiterklasse und Kapital bald nach“ (Silver/Zhang 2010: 
605). Das bedeutet, dass Streiks in nur zwei Staaten, etwa Indien und China, rein 
quantitativ ein deutliches Indiz für eine Streikwelle sein können. 

Eric Hobsbawm (1995: 365) hat die Neuzusammensetzung der Klassen in 
China im letzten halben Jahrhundert als „größte Umwälzung von Klassenver- 
hältnissen seit der Jungsteinzeit“ bezeichnet. Allein die Zahl in den 1980er und 
1990er Jahren proletarisierten ehemaligen Landbewohner_innen wird auf 100 
bis 200 Millionen geschätzt (Pam 2005: 17). Für das Jahr 2003 berichtet die Asia 
Times von 58.000 Bauernunruhen, Streiks und subversiven Aktivitäten (ebd.: 17). 
Das chinesische Ministerium für öffentliche Sicherheit benennt eine Erhöhung 
von 8.700 kollektiven Protesten im Jahr 1993 auf 32.000 im Jahr 1999 (ebd.: 
20). Ching Kwan Lee nutzt die Zahl der Schlichtungen aus den Labor and Social 
Security Statistical Yearbooks, um auf die steigende Zahl der Arbeiterunruhen 
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rückzuschließen: Gab es 1994 noch 1.482 Schlichtungen kollektiver Konflikte, 
so waren es 2006 bereits 13.000 - in den Jahren zuvor lagen die Zahlen jeweils 
noch etwas höher (2004: 19.000; 2005: 14.000) (Kwan Lee 2010: 201). FürChen 
Chih-Jou Jay ist 2005/2006 ein Wendepunkt, an dem sich die Zahl der Proteste 
und Protestteilnehmer_innen vervielfachte (Jay 2013: 99). 

Einen vorläufigen, auch in Europa medial wahrgenommenen, Höhepunkt 
erreichten in China von Mai bis Juli 2010 die Streiks in der Automobilindustrie, 
vor allem bei Honda, die sich im Juni auch auf weitere Branchen ausweiteten (vgl. 
FreundInnen von gongchao 2008). Im Anschluss wurden vor allem die Streiks 
bei dem Elektronik-Hersteller Foxconn im Westen verfolgt (vgl. Chan u.a. 2013, 
Ruckus 2013). Im April 2014 streikten geschätzte 50.000 Arbeiter_innen bei 
dem Sportschuhhersteller Yue Yuen (Ruckus 2014b: 16). Zwischen 2011 und 
2013 sind aufgrund dieser Streikwelle die Fabriklöhne um 50 Prozent gestiegen 
(Ruckus 2014a). 

Die Streiks in China werden bis heute als lokale Arbeiterunruhen beschrie- 
ben, was auch daran liegt, dass ihnen zwar nachgegeben wird, sie aber ofiziell 
nicht vorkommen und jegliche aus dem Streik resultierende unabhängige Orga- 
nisierung jenseits der offiziellen Einheitsgewerkschaft unterbunden wird. Aus 
ähnlichen Gründen ist keinerlei Thematisierung oder Kritik des politischen 
Systems dokumentiert - der politische Charakter der Streikbewegungen wird 
somit oft unterschätzt (Pam 2005: 20, Silver/Zhang 2010: 607). Dass zwischen 
den wirtschaftlichen Forderungen und einer demokratischen Bewegung kaum 
ein Zusammenhang feststellbar ist, liegt dabeisicherlich auch an der autoritären 
Regierungsform. Ähnlich wie in der Streikwelle von 1969 bis 1974 weisen die 
Streikgründe auch heute in China daraufhin, dass das Geschehen in den Fabriken 
keineswegs rein ökonomisch motiviert ist, sondern sich zwangsläufig mit einer 
Auseinandersetzung mit dem chinesischen Staat vermischen muss (vgl. Chan 
u.a. 2013: 201£.; Jay 2013: 79). 

Betrachtet man die indischen Streikstatistiken (Ahuja 2014: 357), so stellt 
man auf den ersten Blick einen permanenten Abfall der Streikquote seit Mitte 
der 1980er Jahre fest. Ravi Ahuja hebt jedoch hervor, dass dieses Sinken der 
Streikquoten mit ofliziellen Verboten und der extremen Informalisierung des 
sowieso bereits vergleichsweise kleinen formellen Arbeitssektors zusammenhängt: 
Das Sinken oflizieller Streiks weist somit vielmehr auf „eine besorgniserregende 
Zunahme gewaltsamer Arbeitskonflikte“ (ebd.: 357) hin - die von Ahuja diag- 
nostizierte „Brutalisierungder Arbeitsbezichungen“ (ebd.: 358f.) geht dabei von 
Arbeitenden, Unternehmen und auch Staatskräften aus. 

Die Beispiele Chinas und Indiens weisen darauf hin, dass Streikwellen schlicht 
auch mit Proletarisierungs- und Prekarisierungsprozessen verbunden sind, d.h. 
zusammenhängen. Daszeigen auch Beispiele aus Bangladesch und Kambodja, die 
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südafrikanischen Bergarbeiterstreiks oder die medial nur wenig präsenten Streiks 
in Osteuropa (zu Slowenien vgl. Wildcat 2013). Die Prozesse sind durchaus mit 
der europäischen Industrialisierung des frühen 19. Jahrhunderts vergleichbar. 
Das gilt auch für die Arbeitskampfformen, die entsprechend unreguliert sind 
und oft als „primitiv“ oder „archaisch“ beschrieben werden (vgl. Ahuja 2014).? 


4. Die südeuropäischen Generalstreiks gegen die 
Austeritätspolitik 


Während sich in einigen Weltregionen bisher noch keine direkte gegenseitige Be- 
einflussung von Streiks und Bürgerrechtsbewegungen erkennen lässt, so mehren 
sich woanders doch die Beispiele dafür, dass Streik und Protest in einem Zusam- 
menhang stehen. Dies ist bei den Generalstreiks in Südeuropa, insbesondere in 
Griechenland und vor allem Spanien offenkundig (vgl. den Beitrag von Nikolai 
Huke und Olaf Tietje in diesem Heft). Allerdings halten sich die direkten Kon- 
takte doch erstaunlich stark in Grenzen. Holm-Detlev Köhler und Jose Pablo 
Calleja Jimenez erläutern für den spanischen Fall die spontane „Bildung vieler 
ziviler Oppositionsgruppen insbesondere unter den Jugendlichen“, denen die 
„explizite Ablehnungaller etablierten Gruppen und Symbole“, einschließlich der 
Gewerkschaften, immanent sei (Köhler/Jimenez 2014: 373£.). Für Griechenland 
betont Markos Vogiatzoglou die eigenständigen Mobilisierungen von Autonomen 
und Antiautoritären nach dem Vorbild des Arabischen Frühlings und der spa- 
nischen M15-Bewegung als dezidierte Folge der erfolglosen gewerkschaftlichen 
Generalstreiks (Vogiatzoglou 2014: 363f.). In beiden Fällen offenbart sich ein 
Misstrauen gegen Gewerkschaften als Teil des Establishments. Damit tut sich das 
Dilemma auf, dass die Generalstreiks u.a. gerade deswegen scheitern mussten, weil 
den Gewerkschaften alsihren Trägern nicht getraut wurde. Dass andererseits ein 
Generalstreik, zu dem weniger etablierte und kleinere Organisationen aufrufen, 
schon in der Durchführung kaum Erfolgschancen hat, verschärft das Dilemma. 

Es ist mehrfach angemerkt worden, dass politische Generalstreiks überall 
dort vermehrt in Erscheinung treten, wo die Zahl der „traditionellen“ Streiks in 
Form eines ausgetragenen Konfliktszwischen Arbeiter_innen und Unternehmen 
aufgrund schwindender Erfolgschancen abnehmen. Entsprechend sind die Teil- 
nehmer_innen der Generalstreiks nicht die Mehrheit der Arbeitenden, sondern 
zunehmend handelt es sich gerade in Griechenland nur noch um Angestellte 


2 Edward P. Thompson (1987: 636f.) hat wohl als erster darauf verwiesen, dass die Be- 
schreibungen als „archaisch“ oder „primitiv“ auch auf die frühe Arbeiterbewegungkaum 
zutreffen. 
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des Öffentlichen Dienstes, einige Dienstleister_innen und Akademiker_innen. 
Die Generalstreiks sind somit der Versuch, eine fehlende strukturelle Arbeiter- 
macht (Produktions- und Marktmacht) zu kompensieren und stellen insofern 
die Kehrseite der zunehmenden ökonomischen Streiks in Asien bzw. China dar, 
wo sich die „Verhandlungsmacht zugunsten der Beschäftigten verschoben hat“ 
(Silver/Zhang 2010: 608). Zum Misstrauen gegenüber den Gewerkschaften, der 
geringen Teilnahme kommt ein drittes Element: die zuvor geplante zeitliche Be- 
schränkung, die den Charakter als politische Demonstration verdeutlicht. Diese 
weitgehende Wirkungslosigkeit der Generalstreiks lässt sich verallgemeinern.? 

Ganz wirkungslos waren die Generalstreiks allerdings nicht: Die sie beglei- 
tende Öffentlichkeitsarbeit hat dazu beigetragen, dass 2009 in Griechenland 
die konservative Partei Nea Demokratika die Regierungsmehrheit nicht mehr 
halten konnte (vgl. Kritidis 2014: 55).*2011 war in Spanien die Reaktion ein 
gewaltiger Stimmverlust für die sozialdemokratische PSOE, was zeigt, dass in 
der Krise nicht eine politische Richtung abgestraft wird, sondern die jeweils 
regierende Partei, die für die Umsetzung der Austeritätspolitik verantwortlich 
gemacht wird. Gerade Griechenland ist nicht nur „Krisenlabor“ (Hartmann/ 
Malamatinas 2011), sondern auch Labor der Revolten: von ökonomischen Streiks 
und Demonstrationsstreiks über Platzbesetzungen und ‚Riots’ bis hin zu Experi- 
menten von Solidarökonomie, die allerdings hierzulande häufigallzu euphorisch 
als bewusste Alternative zum Kapitalismus interpretiert werden. Tatsächlich 
sind sie oftmals eher aus der Not geboren und daher zeitlich begrenzt angelegt, 
in der - vielleicht trügerischen - Hoffnung, dass die übernommenen Aufga- 
ben nach Überwindung der Krise wieder an einen rekonstruierten Sozialstaat 
zurückdelegiert werden könnten (vgl. Vogiatzoglou 2014: 367). Die Tendenz 
zur Selbstverwaltung ist daher ambivalent einzuschätzen: Einerseits zeigt sich 
hier durchaus eine Alternative zum marktwirtschaftlichen System, andererseits 
gehorcht diese Entwicklung aber auch dem Diktum des Neoliberalismus, das 
Soziale nicht zu verwalten, sondern als Schmied des eigenen Glückes selbst in 
die Hand zu nehmen. 

Festzuhalten bleibt, dass die Generalstreiks eine wesentliche Funktion erfüllen, 
auch wenn sie Forderungen aktuell nicht durchsetzen können - als politische 
Versammlungen in der Öffentlichkeit sind sie, ähnlich den Platzbesetzungen 
von Ägypten bis zur Wall Street, Foren des Austauschs, der Mobilisierung und 
Inspiration für weitere Aktivitäten. 


3 Aurora Trif (2014: 381) stellt sie etwa für Rumänien dar. 
4 Ichdanke Gregor Kritidis für die Zurverfügungstellung des Manuskripts vor Erscheinen 
und weitere wertvolle Hinweise. 
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5. Arbeitsunruhen als Protestinitiierung und Folge von Protesten 


Über die direkt auf die Krisenpolitik bezogenen politischen Demonstrations- 
streiks hinaus gibt es in der globalen Bewegungslandschaft zahlreiche Streiks, 
die einen Bezug zu der Krise aufweisen und in einem konkreten Kontext zu 
den (basis)demokratisch geprägten Protesten stehen. Dies gilt vor allem für die 
demokratischen Revolten in Ägypten und Tunesien, wo die Relevanz der soge- 
nannten sozialen Netzwerke Ala Facebook, Twitter und Co. Überschätzt werden. 

Nur wenig thematisiert wird im Zusammenhang mit der Weltwirtschafts- 
krise die globale Steigerung der Preise für Nahrungsmittel 2008 als Folge der 
zunehmenden Spekulation auf Lebensmittel. Mit Beverly Silver können wir diese 
als „financial fix“ (Silver 2005: 205f.) des Immobilien- und Derivatenmarktes 
verstehen. Die Verteuerung von Lebensmitteln war Hintergrund sogenannter 
Food Riots, die in den Jahren 2007 und 2008 in 39 Staaten stattfanden (Pedersen 
2010: 1). Bei genauerer Betrachtung ist festzustellen, dass nicht wenige dieser 
„Riots“ zum globalen Streikgeschehen gehören: Im Februar 2008 in Kamerun 
handelte essich um einen Streik junger Moped-Taxifahrer_innen, die ohne Orga- 
nisation agierten; Ende desselben Monats kumulierten die Lebensmittelproteste 
in Burkina Faso in einem Generalstreik am 8. und 9. April 2008; am 17. April 
riefen die Gewerkschaften in Honduras angesichts der Lebensmittelpreise zu 
einem „nationalen Streiktag“ auf (Pedersen 2010: 2). 

Diese Beispiele weisen aufzweierlei hin: Zum einen heißt es, vorsichtig zu sein, 
wenn mediallediglich von „Riots“ die Rede ist - das wirft auch ein anderes Licht 
auf die Unruhen der letzten Jahre in den Industrienationen, wie in den Pariser 
Banlieues 2005, den von Tottenham ausgehenden „Riots“ in England 2011 (vgl. 
Liebig 2014) oder in Rinkeby-Kista/Stockholm 2013. Zum anderen verweist 
der Ursprung zahlreicher Streiks, die die Lebenserhaltung und den Konsums 
zum Gegenstand hatten, auf die Rolle der Reproduktion und zeigt, ähnlich wie 
die südeuropäischen Generalstreiks, dass Streik durchaus kein exklusives Mittel 
lohnarbeits- oder produktionsspezifischer Forderungen ist. 

Zu den Food Riots gehörte auch der Streik der Textilarbeiter_innen in Mahalla 
al-Kubrä in der staatlichen Weberei Misr, der größten Industrieanlage Ägyptens. 
Bereits seit 2006 fand in Ägypten eine nationale Streikwelle statt, die im Frühjahr 
2008 nach massiven Preiserhöhungen auf Nahrungsmittel mit dem Streik der 
Textilarbeiter_innen ihren vorläufigen Höhepunkt hatte. Die Streikbewegung 
dehnte sich über Mahalla hinaus aus: Motiviert durch den Sieg der streikenden 
Textilarbeiter_innen von Mahalla „folgten immer mehr Belegschaften inanderen 
Fabriken dem Beispiel [...]. Betroffen waren vor allem die gesamte Textilbranche, 
das Baugewerbe, die verarbeitende Industrie, sowie auch der Personennahverkehr 
in der Hauptstadt Kairo“ (Taghian 2011). In Solidarität mit den streikenden 
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Textilarbeiter_innen’ gründete sich die „Jugendbewegungdes 6. April“, benannt 
nach dem ersten Streiktagin Mahallaal-Kubrä, die entscheidend zur ägyptischen 
Revolution von 2011 beitrug (vgl. ausführlich Azad/Jahaver-Haghighi/Noshadi 
2013: 43f.). 

In der Woche vor dem Rücktritt Mubaraks nahmen Streiks und Arbeitskämpfe 
zu. „Mubarak hätte noch schr viel länger an der Macht bleiben können, wenn 
die Arbeiterstreiks nicht ausgebrochen wären‘, betonte der ägyptische Journalist 
Hossam al-Hamalawy (nach Fütterer 2012: 24). Auch dem militärischen Sturz 
Mursis 2013 gingeine glaubhafte Generalstreik-Drohung der Tamarod-Bewegung 
am Anfang Juli 2013 voraus. In Tunesien kam es ebenfalls bereits 2008 zu einer 
relevanten Streikbewegung und zu einer sozialen Revolte in der Bergarbeiter- 
stadt Gafsa. Zwar wird diese weit weniger als der Streik in Mahalla al-Kubrä 
mit der „Arabellion“ in Verbindung gebracht worden, dennoch entwickelten 
sich auch in Tunesien bereits hier die oppositionellen Dynamiken, die zu der 
Jasmin-Revolution führten (Fütterer 2012: 33f.). 

Das Zusammenspielvon ökonomischem Streik und politischem Protest in der 
arabischen Welt - die weit über die bekannten Beispiele hinausgeht‘ - verweist 
direkt auf die inter- und transnationale Ebene der sich entfaltenden Dynamik. 
Eine Bewegung wie Occupy Wall Street (OWS) wäre nicht denkbar gewesen 
ohne die vorherigen Proteste in Wisconsin gegen die Gesetzesvorhaben des Gou- 
verneurs Walker, die insbesondere die Beschränkung von Gewerkschaftsrechten 
zum Ihema hatten. Bereits bei der Besetzungdes Kapitols von Wisconsin tauchte 
die Parole „Walk like an Egyptian“ auf. Die US-amerikanischen Soziologen Eric 
Olin Wright und Joäo Alexandre Peschanski stellen fest, dass sich seit Langem 
erstmals wieder so etwas wie ein Klassenbewusstsein gezeigt habe: „Für die 
Protestlandschaft der USA war besonders auffällig, dass sich in der Sprache der 
Proteste durchgängig Begriffe wie Klasse und sogar Klassenkampf befanden“ 
(Wright/Peschanski 2011: 32). Bedeutsam ist das vor allen Dingen, weils einen 
Bruch mit der US-amerikanischen nationalen Erzählung seit 9/11 offen legt - 
die globale ähnliche Klassenlage rückt zum ersten Mal seit 2001 wieder in den 
Vordergrund (vgl. Colatrella 2011: 57). 

Blumenkranz (u.a. 2011), die Autor_innen und Herausgeber_innen von Oceu- 


py! An OWS-Inspired Gazette, verstehen auch die Parole „Wir sind die99 Prozent“ 


5 Gerade dasägyptische Beispiel weist aufdie Rolle der Frauen in den sozialen Protesten und 
Streiks hin, auf die leider in diesem begrenzten Rahmen kaum näher eingegangen werden 
kann (vgl. Fütterer 2012: 45ff., Azad/Jahaver-Haghighi/Noshadi 2013: 44ff.). Ähnliches 
gilt - wie am Beispiel Chinas feststellbar - für die Rolle von Bauern und Bäuerinnen. 

6 Vgl.etwazu den Protesten in den Golfstaaten Wildcat 2012: 21ff., zu Syrien und Libyen 
Azad/Jahaver-Haghighi/Noshadi 2013 und für Israel und Palästina Schmid 2011: 86ft.. 
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als Indiz für ein erwachendes Klassenbewusstsein in den USA: „Indem sie ihre 
Klageschriften mit der Formel ‚Ich bin die 99 % (manchmal auch ‚Wir sind die 
99%‘) abschließen, tun jene, die ihr postindustrielles Elend im Netz öffentlich 
machen, etwas, das Amerikanern früherer Generationen stets widerstrebt hat: Sie 
stellen so etwas wie ein Klassenbewusstsein her“, formuliert Marco Roth (ebd.: 
40). Dabei ist gerade die Parole von den 99 Prozent in dieser Hinsicht umstritten 
(vgl. etwa Ates 2012: 109, Kastner 2012: 67ff.). Alex Demirovic und Thomas 
Sablowski dagegen stellen fest, dass der „populäre Slogan der Occupy-Bewegung 
[...] nicht einfach aus der Luft gegriffen [ist], auch wenn der virtuelle Block der 
99% aus verschiedenen Klassen und Klassenfraktionen besteht.“ (Demirovid/ 
Sablowski 2011: 80). Entsprechend lassen sich auch im Verlauf der Occupy-Be- 
wegung globale und regionale Streikbezüge finden: So war die Umbenennung 
des New Yorker Zucotti-Park in „Liberty Park“ eine deutliche Reminiszenz 
an die ägyptische Bewegung. Neben der Unterstützung einzelner Streiks war 
auch die tatsächliche Debatte der Methode „Generalstreik“ mehrfach Thema der 
Bewegung (vgl. Spivak 2012). Am konkretesten und praktischsten wurde diese 
Debatte wohl in der „Kommune von Oakland“ (vgl. Et al. 2012). 

„Occupy“ istaber auch ein Beispiel dafür, wie der Zusammenhangvon sozialen 
und demokratischen Bewegungen den globalen Diskurs in die andere Richtung 
beeinflussen kann: Die Bewegung der Platzbesetzungen warf soziale Fragen auf 
und führte dazu, dass gewerkschaftlich orientierte Fragestellungen in den USA 
wieder wahr und ernst genommen werden: Seit 2013 hat Seattle erstmals seit 1916 
mit der indischstämmigen Kshama Sawant eine sozialistische Abgeordnete. Ihren 
Erfolg hat sie auch einer breiten Bewegung für einen Mindestlohn zu verdanken 
und erklärt dies mit den Kampagnen und Streiks der Fast-Food-Arbeiter_innen 
sowie dem Einfluss der Occupy-Bewegung (Grill 2014: 63). 

Eines der jüngsten Beispiele dieser globalen Dynamik ist medial unter dem 
Eindruck der Ereignisse in der Ukraine weitgehend untergegangen: Die Rede 
ist von Bosnien-Herzegovina (vgl. den Beitrag von Felix Jaitner in diesem Heft).7 


7 Inwiefern die Proteste vom Maidan in der Ukraine hier einzusortieren sind, müsste 
getrennt untersucht werden. Ebenso darf sicherlich vorsichtig die Ihese aufgestellt wer- 
den, dass der zunehmende, primär kurdische Protest vor allem in der Türkei sowie der 
damit zusammenhängende Widerstand gegen den IS vor allem in Syrien - insofern beide 
von den bisherigen Protesten und den Debatten um die Demokratisierung der Region 
inspiriert wurden - zumindest in Zusammenhangmit den anderen globalen Bewegungen 
gelesen werden kann. Hinsichtlich der kurdischen Region Rojava ist festzustellen, dass 
das Konzept deslibertären Kommunalismus von Murray Bookchin aufgenommen wurde 
und sich die Protagonist_innen in den von der EZLN verwalteten autonomen Gebieten 
in Chiapas/Mexiko fortgebildet haben. Es finden sich also durchaus Gemeinsamkeiten 
mit den globalen Krisenprotesten. 
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Ähnlich wie in Griechenland lassen sich hier in kürzester Zeit sämtliche Formen 
des Krisenprotests - Streik, „Riot“ und basisdemokratische Versammlung - 
finden. Was in den westeuropäischen Medien im Februar und März 2014 meist 
als spontane „Riots“ beschrieben wurde, hatte eine Streik-Vorgeschichte, die zu 
diesem Zeitpunkt teilweise bereits ein Jahr anhielten (Wildcat 2014: 9, Kapovid 
2014). Die Eskalation dieses Krisenprotests entwickelte sich aus wirtschaftlicher 
Not, setzte sich aber unmittelbar in basisdemokratische Formen um. Richard 
Schuberth formuliert sogar die These, dass „am bosnischen Wesen Europa ge- 
nesen“ könne (Schuberth 2014). 


6. Fazit 


Die dargestellten Beispiele verschiedener Arbeitskampf- und Streikformen lassen 
den Schluss zu, dass nicht nur ein - banaler - Zusammenhangzwischen sozialem 
Protest und Wirtschaftslage besteht, sondern dass dieser auch die Form betrifft. 
Je prekärer die kollektive Arbeitssituation ist, desto wahrscheinlicher wird es, 
dass sich die Proteste nicht in Bürgerrechts- und Demokratisierungsforderungen, 
sondern in ökonomischen Streiks ausdrücken. Da diese Wirtschaftslage in Form 
von Informalisierungund Deregulierungder Arbeitsverhältnisse meist mit einer 
juristischen und institutionellen Entmachtungoder nicht vorhandenen Macht der 
Gewerkschaften einhergeht, äußern sich diese Arbeiterunruhen oft in illegalen 
und militanten Formen - ein Aspekt, der auch für die „Riots“ in Westeuropa 
zu bedenken ist. Die Akteur_innen insbesondere der nordeuropäischen ‚Riots’ 
sind jene, die oftmals als „Subproletariat“ oder „Marginalisierte“ bezeichnet 
werden und die Karl Marx als „Überzählige“ bezeichnet hat (MEW 23: 660). 
Als „Lumpenproletariat“ war diese „Schicht“ bezeichnenderweise für Karl Marx 
und Friedrich Engels die „passive Verfaulung der untersten Schichten der alten 
Gesellschaft“ (MEW 4: 28; zur Debatte vgl. Bescherer 2014). 150 Jahre später 
bezeichnet auch Pierre Bourdieus dieses Milieu als „demoralisiert“, „entwurzelt“ 
und „apathisch“ (Lepin/Lorenz 2014: 9; vgl. Bourdieu 1998: 103). Insbeson- 
dere das englische Beispiel weist darauf hin, dass gewaltförmigere Methoden des 
Protests engdamit zusammenhängen, dass den Akteur_innen eine strukturelle 
Macht im Sinne Beverly Silvers fehlt und ihnen die organisatorische Macht - in 
diesem Fall durch die Zerschlagung der Gewerkschaften in der Ära Thatcher - 
genommen wurde. 

Damit soll keineswegs eine Verelendungstheorie wieder aufgewärmt werden, 
die Ausdifferenzierungder Proteste in ‚Riots‘, ökonomische Streiks, Demonstra- 
tionsstreiks und demokratische Platzbesetzungen weistlediglich daraufhin, dass 
das jeweilige kollektive Machtpotenzial die Formen des Protests beeinflusst. Nicht 
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der Protest als solcher, aber seine Form erweist sich als abhängig von der ökonomi- 
schen Situation. Gerade aus militanteren Arbeitskampfformen können - wie in 
Ägypten und Tunesien geschehen - Bürgerrechts- und Demokratiebewegungen 
entstehen, ist doch schon die Forderung nach einer gewerkschaftlichen Koali- 
tionsfreiheit, die diesen Kämpfen immer immanent ist, eine bürgerrechtliche.* 
Am Beispiel der „Arabellion“ wird auch ersichtlich, dass das Mittel Generalstreik 
durchaus eine Erfolg versprechende Option für antisystemische Revolten ist, 
wenn zwei Bedingungen erfüllt sind: Erstens eine ausreichende strukturelle und 
organisatorische Arbeitermacht, die die Androhung des Generalstreiks zu einem 
wirtschaftlichen Faktor macht, und zweitens ein Dialog mit den bürgerrechtli- 
chen und demokratischen Bewegungen. Im Vergleich mit den Streikbewegungen 
in Spanien und Griechenland weisen die Beispiele Ägypten und Tunesien darauf 
hin, dass die Erfolgsaussichten von Generalstreiks dann steigen, wenn sie von 
relativ starken und unabhängigen Gewerkschaften getragen sind, die noch nicht 
vom Regierungssystem kooptiert wurden. Bernard Schmid (2011: 12) betont 
die Verquickung dieses „Gewerkschaftsmilieus mit den Milieus von Frauen- 
rechtlerinnen, widerständigen Anwälten, linken Aktivisten“. Und der ägyptische 
Anarchosyndikalist Jano Charbel fasst zusammen: „mit Protesten auf der Straße 
kann man umgehen, aber wenn es massive Proteste auf der Straße und Streiks der 
Arbeiter gleichzeitiggibt, dann steckst du richtig in der Scheiße.“ (Charbel 2011). 

Charbels Formulierung weist auf einen strukturellen Zusammenhang zwi- 
schen der globalen Krise und den globalen Streiks hin. Strategisch eingesetzt 
sind Streiks immer noch das größte Hindernis einer globalkapitalistischen Ent- 
wicklung. Eine globale Zunahme von Streiks beeinflusst das Krisengeschehen 
in jedem Fall, unabhängig davon, ob das Streikgeschehen sich inhaltlich auf die 
politische Krisenverwaltung bezicht oder nicht. 

Deutlich wird mindestens eine kurzfristige Streikwelle sowie ein gestiegenes 
Interesse an diesen Streiks, das sich durch den Zusammenhang mit dem Krisen- 
geschehen wie auch mit den recht spektakulären Platzbesetzungen und Massen- 
demonstrationen gegen Austeritätspolitik und relative Verelendungerklären lässt. 

In dem Wechselspiel von ökonomischer Streikwelle und demokratisierenden 
Protesten in Form von Platzbesetzungen sind die Erläuterungen wiedererkenn- 
bar, die Rosa Luxemburg 1906 angesichts der Massenstreikdebatte machte: Die 
Trennung in ökonomische und politische Streiks ist insofern nicht sinnvoll, als 


8 Insofern ist auch das marginale Streikgeschehen in Deutschland als Bestandteil einer 
demokratischen Bewegung zu verstehen: Gerade die aktuellen Streiks der sogenannten 
Spartengewerkschaften (GDL, cockpit, UFO u.a.) finden auch vor dem Hintergrund 
der Debatte um eine gesetzliche Tarifeinheit statt und damit um das Grundrecht, sich 
gewerkschaftlich zu organisieren (Koalitionsfreiheit). 
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dass die eine Protestform häufig genug in die jeweils andere umschlägt und sich 
weder die eine noch die andere durch den Aufrufeiner politischen Organisation 
entwickelt: „Der ökonomische Kampfist das Fortleitende von einem politischen 
Knotenpunkt zum andern, der politische Kampfist die periodische Befruchtung 
des Bodens für den ökonomischen Kampf. Ursache und Wirkung wechseln hier 
alle Augenblicke ihre Stellen“ (Luxemburg 1975: 177). 

Eben in diesem Sinne rücken aktuell die „alte soziale Bewegung“ - die Arbei- 
terbewegung- und die zu Unrecht des „Postmaterialismus“ bezichtigten „neuen 
sozialen Bewegungen“ erstmals seitdem krisenhaften Umbruch der frühen 1970er 
Jahre wieder zusammen. Es zeigt sich deutlicher als zuvor der Zusammenhang 
zwischen Neoliberalismus, Globalisierung und globalen Institutionen (WTO, 
IWF, Weltbank, EU-Organe) einerseits sowie Arbeit und Alltag andererseits. 
Bereits die Proteste gegen die W TO-Konferenz 1999 in Seattle hatten eine solche 
neue Verschmelzung sozialer Bewegungen angekündigt: „Truckers and Turtles 
united“ lautete dort eine Parole, die die Zusammenarbeit von Gewerkschafter_in- 
nen und Umweltschützer_innen symbolisierte. Diese im Begriff der Globalisie- 
rung angelegte Themenvielfalt wurde oftmals als „Bewegung der Bewegungen“ 
bezeichnet (Bewernitz 2002: 95; 101). Eine neue Qualität bekommt dieser The- 
men übergreifende Diskurs aufgrund der zwar unterschiedlich, aber dennoch 
gemeinsam erfahrenen Krise, die außerdem neue Strategien nötig macht und 
damit die Akteur_innen der verschiedenartigen Proteste neu zusammensetzt.” 

Dafür spricht das vermehrte Neben-, Mit- und Durcheinander inklusive ge- 
genseitiger Bezugnahme von Arbeiterunruhe einerseits und Platzbesetzungen 
sowie politischen Protesten andererseits. Diese Annäherung findet, begründet 
in den Prekarisierungstendenzen, auch inhaltlich und personell statt. Historisch 
neu ist diese Situation nicht, aber in dieser Form schon fast vergessen. Der Zu- 
sammenhang zwischen wirtschaftlich-sozialen und politisch-demokratischen 
Forderungen wird in der Arbeiterbewegung schon in der Frühindustrialisierung 
offenbar. Der Name „Sozialdemokratie“, der in Deutschland einstmals hegemo- 
nialen Strömung der Arbeiterbewegung, zeugt noch davon - auch wenn sie mit 
den aktuellen Bewegungen gar nichts mehr zu tun hat. In der Wirtschaftskrise, 
die gleichzeitig eine Krise der Demokratie ist, erneuert sich dieser Zusammen- 


9 Insschr deutlicher Tradition der Globalisierungskritik der 1990er Jahre stehen zur 
Zeit die Proteste gegen die Freihandelsverträge CETA und T'TIP, die medial nicht als 
Krisenprotest wahrgenommen werden, obwohl hier dieselben Probleme thematisiert 
werden. In den zahlreichen Petitionen, auf Kundgebungen, Homepages etc. gegen den 
„Freihandel“ werden die Parallelen und Zusammenhänge zu und mit der europäischen 
Austeritätspolitik kaum benannt. Hier scheint wieder das „Rätsel der Gleichzeitigkeit“ 


auf, wobei in diesem Moment allerdings eher die Unvermitteltheit trotz Gleichzeitigkeit 
das Rätselhafte darstellt. 
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hang, Für einen kürzeren historischen Zeitrahmen ist dies sicherlich eines der 
herausstechenden Merkmale des aktuellen Streik- und Protestgeschehens, für 
die Generation der heute unter 60jährigen eine weltpolitische Neuheit. In dieser 
spezifischen Zusammensetzung ist dieses Zusammenspiel der Proteste geeignet, 
den „Zeitgeist“ letztlich doch zu beeinflussen, wenn auch leider noch weit davon 
entfernt, hegemonial zu werden. 
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Gewerkschaftliche Erneuerung in der Eurokrise' 
Neue Organisationsformen der spanischen 
Gewerkschaften während des Protestzyklus ab 2011 


Die spanischen Gewerkschaften sind vor dem Hintergrund der Eurokrise in einer 
schwierigen Situation. In vielerlei Hinsicht zeigt diese die Herausforderungen 
gewerkschaftlicher Politik in der Europäischen Union (EU) insgesamt. Infolge 
von Outsourcing, globaler Standortkonkurrenz und wachsender ‚atypischer‘ 
Beschäftigung verschlechterten sich die Bedingungen klassischer Gewerkschafts- 
politik (vgl. Gago 2013; Gumbrell-McCormick/Hyman 2013: 29): Während 
die ökonomische Krise und ihre austeritätspolitische Bearbeitung die Hand- 
lungsmöglichkeiten der Gewerkschaften im Betrieb, aber auch auf staatlicher 
Ebene bzw. im sozialen Dialog stark einschränkte und Mobilisierungen auf der 
Straße kaum noch Auswirkungen zeigten, verschärften sich der Alltag und die 
Prekarität der Lohnabhängigen. Ein basisdemokratischer Protestzyklus infolge 
der Platzbesetzungen der Bewegung 15M’ verstärkte die Legitimitätskrise der 
als bürokratisch und institutionalisiert wahrgenommenen Gewerkschaften. 
Viele Mitglieder sahen in den Gewerkschaften vor allem einen Dienstleister im 
Umgang mit Arbeitskonflikten und begriffen sich selbst nur begrenzt als Teil 
der Organisation. 

Auf die Herausforderungen folgten gewerkschaftliche Neuorientierungen 
im Spannungsverhältnis zwischen Solidarität, Kooptierung und alltäglichen 
Organisierungsprozessen (vgl. Clua-Losada/Horn 2014: 108). Exemplarisch 
skizzieren wir diese im Folgenden an den Protesten der sogenannten marea verde 
(„grüne Flut“) im Bildungsbereich sowie der marea blanca („weiße Flut“) gegen die 
Privatisierung von Kliniken in Madrid und der veränderten Rolle linksradikaler 
Basisgewerkschaften wie der andalusischen SAT. 


1 Für viele wertvolle Kommentare zu einer früheren Version des Textes bedanken wir uns 
bei Nele Dunsing, Fabian Georgi, Tobias Haas und Julia Lux. 

2 15M steht für die Bewegung 15. Mai, dem Tag, an dem 2011 in ganz Spanien Proteste 
stattfanden, aus denen sich die Bewegung schließlich konstituierte. 


3 SAT, Sindicato Andaluz de Trabajador@s, andalusische Arbeiter_innengewerkschaft. 
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1. Die Krise als Herausforderung für die spanischen 
Gewerkschaften 


Die Gewerkschaftslandschaft bzw. das System der industriellen Beziehungen 
in Spanien ist von zwei großen Mehrheitsgewerkschaften (CCOO und UGT‘) 
geprägt, die bei den Wahlen zu Betriebskomitees gemeinsam einen Anteil von 
über 70 Prozent erreichen und in der Regel als Aktionseinheit agieren. Kenn- 
zeichnend sind darüber hinaus in einigen Regionen (u.a. in Andalusien oder 
im Baskenland) starke regionale Gewerkschaften. Hinzu kommen kleinere 
Gewerkschaften wie die christlich geprägte USO, zahlreiche radikale Minder- 
heitsgewerkschaften (u.a. CNT, CGT°) sowie berufsständische Verbände (vgl. 
Baylos 2012: 84ff.; Köhler/Calleja Jimenez 2014: 371). Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad lag 2010 bei 18,9 Prozent, wobei der öffentliche Dienst mit 
31 Prozent doppelt so stark organisiert war wie der private Sektor (15,1%) (vgl. 
Beneyto 2012: 123). Vergleichsweise niedrigist der Organisationsgrad von Frauen, 
jungen Beschäftigten, Immigrant_innen sowie Hochqualifizierten. Seit 2008 
zeichnet sich durch die Veränderungen in der spanischen Erwerbsbevölkerung 
allerdings eine leichte Verschiebung und Zunahme sich organisierender Frauen 
ab (vgl. Köhler/Calleja Jimenez 2013: 4). Die Tarifabdeckung ist durch eine 
Allgemeinverbindlichkeitsregel noch hoch und liegt bei etwa 80 Prozent aller 
Beschäftigten, weil Tarifverträge für alle Betriebe des gelten, unabhängig von der 
Mitgliedschaft im jeweiligen Arbeitgeberverband. Im Gegensatz zu Deutschland 
ist das Streikrecht nicht an die Gewerkschaften gebunden, sondern als kollektiv 
ausgeübtes und individuelles Grundrecht etabliert. Die Politik der sogenannten 
repräsentativen Gewerkschaften’ ist durch eine starke institutionelle Einbindung 
in politische Verhandlungsprozesse auf unterschiedlichen Ebenen (national, 
regional, lokal, sektoral) und tripartistische Sozialpakte gekennzeichnet (vgl. 
Köhler/Calleja Jimenez 2014). Die Anzahl der Streiktage ist hoch, wobei sich Ten- 
denzen der Ritualisierung (u.a. Verkürzung der Streikdauer) und Tertiarisierung 


4 CCOO, Comisiones Obreros, Arbeiterkommissionen und UGT, Union General de 
Trabajadores, Allgemeine Arbeitergewerkschaft sind die beiden tendenziell sozialdemo- 
kratisch orientierten Mehrheitsgewerkschaften Spaniens. 

5 USO, Union Sindical Obrera, gewerkschaftliche Arbeiterunion. 

6 CNT,; Confederaciön Nacional de Trabajo, Nationale Arbeitskonföderation und die 1979 
aus ihr hervorgegangene stärker reformistisch geprägte CGT, Confederaciön General de 
Trabajo, Allgemeine Arbeitskonföderation. 

7 Damit sie als repräsentativ gelten, müssen Gewerkschaften über 15 Prozent der Stimmen 
bei den Wahlen zu den Betriebskomitees auf Ebene der autonomen Regionen oder 10 
Prozent auf nationaler Ebene erreichen. 
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(Verlagerung in den Dienstleistungsbereich) von Streiks beobachten lassen (vgl. 
Luque Balbona 2013). 

Vor diesem Hintergrund standen die Gewerkschaften in der Krise einer Reihe 
von Problemen gegenüber: Erstens schwächten die krisenhafte Wirtschaftsent- 
wicklung und die steigende Arbeitslosigkeit im Kontext globaler und europäischer 
Standortkonkurrenz unmittelbar die Verhandlungsposition der Gewerkschaften 
aufbetrieblicher Ebene. Die Mitgliederzahlen und der Organisationsgrad gingen 
zurück, u.a., weil Arbeitslosigkeit gleichbedeutend mit einem Ende klassischer 
Gewerkschaftsmitgliedschaft ist (vgl. Köhler/Calleja Jime&nez 2013: 4). Hinzu 
kam, dass es den Gewerkschaften weiterhin nicht gelang, in informellen, prekären 
und umstrukturierten Arbeitsfeldern zu organisieren (ebd.: 4ff.). Einige von 
Schließungen oder massivem Personalabbau bedrohte Belegschaften verlagerten 
ihre gewerkschaftlichen Kämpfe vom Betrieb in den öffentlichen Raum.* Vor 
allem die Werke der großen Automobilkonzerne verfolgten „eine Strategie der 
Konzessionsverhandlungen, um dadurch im internationalen konzerninternen 
Standortwettbewerb neue Modelle zu bekommen und ihre Arbeitsplätze (häu- 
fig auf Kosten anderer Werke in anderen Ländern) zu sichern“ (Köhler/Calleja 
Jimenez 2014: 374). 

Zweitens ging mit dem austeritätspolitischen Krisenmanagement eine fun- 
damentale Veränderung der industriellen Beziehungen in Spanien einher, die 
die Kräfteverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit weiter verschob. Der Kün- 
digungsschutz wurde drastisch reduziert, die Arbeitsverhältnisse zugunsten des 
Kapitals flexibilisiert, ein Vorrang betrieblicher Tarifvereinbarungen verankert 
und die Nachwirkungsfrist von Tarifverträgen eingeschränkt (vgl. Haas/Huke 
2015). Während sich die Reformen zwischen den Zentralregierungen der PSOF? 
und der PP! vor allem in ihrer Radikalität unterschieden, lässt sich bezüglich 
der Form ihrer Durchsetzung der Übergang von einem „staatlichen Dirigismus 
mittels der Tarifverhandlungsprozesse [...] zu einer direkten und imperativen Ge- 
staltung der Prozesse“ (Gonzälez Ortega 2012: 119, Übers: d. Verf.) beobachten. 

Drittens reduzierte die autoritäre Verhärtung des spanischen Staatsappara- 
teensembles im Kontext des europäischen Krisenmanagements den Einfluss 
der Gewerkschaften auf institutioneller Ebene und im Rahmen des sozialen 
Dialogs. Während die Zentralregierung der PSOE in der Krise auf eine sozial- 
partnerschaftliche Aushandlung der Politik setzte und dies mit der Androhung 


8 Einspektakuläres Beispiel hierfür sind die militanten Auseinandersetzungen, mit denen 
sich 2012 die Minenarbeiter gegen Schließungen und Subventionskürzungen zur Wehr 
setzten. 

9 PSOE, Partido Socialista Obreros Espanol, die spanische sozialistische Arbeiterpartei. 

10 PP, Partido Popular, die Volkspartei. 
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kombinierte, bei einem Scheitern Notstandsverordnungen zu implementieren, 
war für die Regierung der PP ein unmittelbar konfrontativer Stil kennzeichnend, 
der sich über bestehende Abkommen der Tarifvertragsparteien hinwegsetzte (vgl. 
Haas/Huke 2015). Weitreichende gewerkschaftliche Zugeständnisse im Rahmen 
der im sozialen Dialog ausgehandelten Rentenreform (2011) und bei den Rah- 
menabkommen zur kollektiven Verhandlungvon Tarifverträgen (2012) führten 
dazu, dass die gesellschaftliche Anerkennung der Gewerkschaften weiter sank. 

Viertens wurden gewerkschaftliche Handlungsmöglichkeiten dadurch einge- 
schränkt, dass der öffentliche Sektor und die sozialen Sicherungssysteme weiter 
abgebaut, die Sparpolitiken rechtlich verankert und Proteste kriminalisiert und 
die Renten, das Arbeitslosengeld und andere soziale Unterstützungsleistungen ge- 
kürzt wurden. Auch die Entgelte im öffentlichen Dienst wurden reduziert und die 
Regierung veranlasste einen rigorosen Stellenabbau, privatisierte Staatsbetriebe 
und ließ Beschäftigte in den privaten Sektor auslagern. Die europäischen Defizit- 
und Schuldenkriterien wurden in der spanischen Verfassung festgeschrieben und 
auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene bürokratisch verankert. Schließlich 
wurden unter der Regierung der PP Gesetzesvorschläge initiiert, die auf eine 
Einschränkung und Kriminalisierung der Aktionen von sozialen Bewegungen 
und Gewerkschaften abzielten (ebd.; vgl. Köhler/Calleja Jimenez 2014: 376). 

Fünftens stellten neue soziale Bewegungen den Anspruch der Gewerkschaften 
infrage, die legitime Vertretung der Lohnabhängigen zu sein. Ausgangspunkt 
dieser Entwicklung war 2011 die Bewegung 15M, die sich vor allem aus Aka- 
demiker_innen in prekären Lebensverhältnissen zusammensetzte. Radikalen 
Aktionsformen - etwa der Besetzungöffentlicher Plätze - und Slogans wie „Echte 
Demokratie jetzt!“ brachen mit der Kultur des sozialen Dialogs, die die Phase seit 
dem Immobilienboom kennzeichnete (vgl. Baylos 2012: 143). Entscheidend war, 
dass sich im Zuge der Bewegung soziale Protestformen verallgemeinerten, die zu- 
vor nur die radikale Linke praktizierte. Basisdemokratische Vollversammlungen 
aufzentralen Plätzen und in den Stadtteilen, Aneignung und Selbstorganisation 
(etwavon Wohnraum und sozialen Zentren), Mobilisierungen auf der Straße oder 
der Anspruch, alltägliche Auseinandersetzungen ausgehend von einer Politik 
der ersten Person kollektiv zu lösen, fanden nun massenhaften Zuspruch (vgl. 
Espinar/Abellän 2012). 

Nach dem sich noch 2011 abzeichnete, dass die Bewegung abflaute, setzte 
sich die Normalisierung radikaler Politik unter anderem in den Kämpfen um 
Wohnraum fort. Die Plattform der Hypothekenbetroffenen (PAH!') entwickelte 


11 PAH, Plataforma de los Afectados por la Hipoteca, ist die plataforma, die Widerstand 
gegen die unzähligen Zwangsräumungen aus Wohnungen und Häusern in Spanien 
organisiert. 
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sich im Zuge von 15M und der neuen Alltäglichkeit von Zwangsräumungen und 
Hypothekenschulden infolge der Krise von einer kleinen regionalen Organisation 
zu einer der größten und erfolgreichsten sozialen Bewegungen in Spanien. Ihre 
Organisations- und Aktionsformen ähnelten Praktiken der Bewegung I15M: 
Vollversammlungen, kollektive Beratung, individuelle Wohnraumprobleme, 
ziviler Ungehorsam zur Verhinderungvon Zwangsräumungen, Hausbesetzungen. 
Die PAH besaß eine breitere soziale Basis als 15M, da sie eine Selbstorganisation 
von Hypothekenbetroffenen erreichte, d.h. derjenigen, die infolge der Krise nicht 
mehr in der Lage waren, ihre Hypothekenschulden zu begleichen. Ähnliche 
Organisationsstrukturen, wenn auch weniger massenwirksam, entwickelten sich 
in den Auseinandersetzungen um öffentliche Infrastruktur - etwa im Bildungs- 
oder Gesundheitsbereich (s.u.). Deshalb kann die Entwicklung in Spanien als 
Protestzyklus bezeichnet werden. 

Das Verhältnis der Bewegungen zu den (Mehrheits-)Gewerkschaften bewegte 
sich zwischen Ablehnung, Indifferenz, entristischen Strategien und dem Versuch, 
sie durch Basisorganisierungen zu umgehen bzw. unter Druck zu setzen (s.u.; 
vgl. Köhler/Calleja Jimenez 2013: 15). Für die spanischen Gewerkschaften ergab 
sich daraus ein strategisches Dilemma zwischen „der Einbindung in die teils 
delegitimierten Institutionen aus der Zeit vor der Krise und einer glaubwürdigen 


Beteiligung an der Protestbewegung“ (Köhler/Calleja Jimenez 2014: 369). 


2. Gewerkschaftliche Erneuerung infolge der Krise"? 


Vor dem Hintergrund der beschriebenen Herausforderungen entstehen in der 
Krise Momente gewerkschaftlicher Erneuerung, die Möglichkeiten bieten, per- 
spektivisch gewerkschaftliche Handlungsmacht zurückzugewinnen. Als pro- 
duktiv erweist sich insbesondere die Herausforderung durch die Bewegung 15M 
und die damit verbundene Auseinandersetzung mit wenigin gewerkschaftlichen 
Zusammenhängen tradierten Instrumenten des Protests bzw. des Arbeitskampfs 
(vgl. Köhler/Calleja Jimenez 2013: 16f.). 


12 Grundlage der Fallstudien sind narrative Interviews mit Aktivist_innen, die von den 
Autoren zwischen 2012 und 2014 geführt wurden. Ergänzend wurden die einschlägigen 
Artikel der Zeitungen Z/ Pais und Periodico Diagonal analysiert und in die Rekonstruktion 
der Bewegungen einbezogen. 
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3.1 Escuela Püblica de tod@s y para tod@s’"’: die marea verde 


Bereits 2011 entwickelte sich ausgehend von Madrid eine Protestbewegung, die 
sogenannte marea verde, benannt nach ihren grünen T-Shirts mit der Forderung 
nach einer öffentlichen Schule von allen für alle, die sich gegen die Folgen der 
Austeritätspolitik im Bildungsbereich wendete. Auslöser war die Erhöhung der 
Unterrichtsstunden für Lehrende sowie die Entlassung von 3.000 Aushilfsleh- 
rer_innen durch die Madrider Regionalregierung. Im weiteren Verlaufder Krise 
wurden spanienweit die Klassengrößen und die zu leistenden Unterrichtsstunden 
erhöht. Die Wartezeit, bevor Vertretungslehrer_innen eingesetzt werden konn- 
ten, wurde verlängert. Die Studiengebühren an Universitäten stiegen deutlich an, 
während die Zugangsmöglichkeiten zu Stipendien beschränkt wurden. Insbeson- 
dere durch das „Ley Wert“ (LOMCE)" vom Dezember 2013 fand eine neoliberale 
Umstrukturierungdes Bildungssystems statt. Der Wettbewerb zwischen Schulen 
sowie Selektions- und Separationsmechanismen innerhalb des Bildungssystems 
wurden intensiviert, interne demokratische Verfahren abgebaut und die Rolle 
des Direktoriums gestärkt. Darüber hinaus wurde bei Schulbussen, -büchern 
und -essen gespart. Weitgehend ausgenommen von den Kürzungen blieben 
halbstaatliche Schulen, wodurch sich schleichende Privatisierungstendenzen 
innerhalb des Bildungssystems verstärkten. Infolge dessen werden perspektivisch 
jene „Teile der Bevölkerung, die im letzten halben Jahrhundert Zugang gefunden 
hatten, erneut von der öffentlichen Bildung ausgeschlossen“ (El Pais 27.05.2012, 
Übers.: d. Verf.). 

Als Reaktion auf die Kürzungen fanden im Sommer 2011 in Madrid Vollver- 
sammlungen der Lehrkräfte statt, die teils von den Gewerkschaften einberufen, 
teils von der Bewegung 15M inspiriert wurden. Rasch entfaltete sich eine Eigen- 
dynamik. In den einzelnen Schulen und auf regionaler Ebene etablierte sich ein 
Netz aus kontinuierlich arbeitenden Vollversammlungen, an denen sich nicht 
nur Beschäftigte, sondern - in geringerem Umfang - auch Schüler_innen sowie 
Eltern beteiligten (vgl. Sänchez 2013): 

In einigen Regionen haben sich auch Eltern und Schüler stark beteiligt. In Madrid, ja. In 

anderen Regionen muss man sagen war die Beteiligung schwächer. Die Beteiligung von 

Eltern und Schülern war [...] vor allem in konkreten Momenten wichtig, in denen es eine 


starke mobilisierende Euphorie gab weil [...] zum Beispiel [...] im Parlament das erste Mal 
über die Annahme [des LOMCE] abgestimmt wurde [...]. Also an solchen Tagen gab es 


13 Spanisch für: eine öffentliche Schule von allen für alle. 
14 Polemische, aufden Namen des verantwortlichen Politikers bezogene Umbenennungim 


Volksmund des LOMCE, Ley Orgänica para la Mejora de la Calidad Educativa, Grund- 
gesetz zur Verbesserung der Ausbildungsqualität: Ley Orgänica 8/2013. 
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mehr Beteiligung in den Vollversammlungen. An anderen Tagen war die Beteiligung 


geringer (Interview STES, Madrid, 18.03.2014, Übers.: d. Verf.) 


Darüber hinaus gründeten sich „plataformas“, in denen CCOO und UGT, ra- 
dikalere Minderheitsgewerkschaften wie die Bildungsgewerkschaft STEM," 
der trotzkistisch geprägte Studierendenverband „sindicato de estudiantes“ sowie 
Elternverbände und Nachbarschaftsvereinigungen ihre Politik koordinierten. 
Der gewerkschaftliche Umgang mit den Vollversammlungen war relativ inst- 
rumentell, die dort getroffenen Entscheidungen nahmen die Gewerkschaften 
nicht als politisch bindende Aufträge an. Stattdessen bestimmten Skepsis und 
innergewerkschaftliche Organisationslogiken das Verhältnis vor allem der 
Mehrheitsgewerkschaften zu den neuen, basisdemokratischen Strukturen: „Voll- 
versammlungen, ja. [...] Um Vorschläge zu machen. Aber die Entscheidungen 
werden dann innerhalb der Gewerkschaft getroffen“ (Interview STES, Madrid, 
18.03.2014, Übers.: d. Verf.). Gleichzeitig waren die Vollversammlungen teils 
von der nicht-gewerkschaftlichen oder anti-gewerkschaftlichen Grundstimmunggeprägt, 
die auch die Bewegung 15M durchzogen hatte [...] Nach und nach haben sich die Bezichun- 
gen zwischen Gewerkschaften und Vollversammlungen verbessert, weil der antigewerk- 


schaftliche Diskurs zurückgedrängt werden konnte [...] [und] sichtbar wurde [...] wozu 
Gewerkschaften nützlich sind (Interview USTEA, Sevilla, 13.11.2013, Übers.: d. Verf.) 


Weitreichendere Planungen für Proteste, die in den basisdemokratischen Struk- 
turen entstanden, wurden von gewerkschaftlicher Seite teilweise ausgebremst, 
was Spannungen zwischen Vollversammlungen und den großen Gewerkschafts- 
verbänden zur Folge hatte. So sprachen sich die Vollversammlungen in Madrid 
zu Beginn des Schuljahres 2011/2012 mehrheitlich für einen dauerhaften Streik 
an drei Tagen pro Woche aus, eine Forderung, die CCOO, UGT undSTEM in 
dieser Form nicht mittrugen, auch um die Aktionseinheit mit den konservativen 
Gewerkschaften ANPE!° und C-SIF” zu sichern, die der „marea verde“ eher 
distanziert gegenüberstanden. Dennoch ging von den Vollversammlungen eine 
dynamisierende Wirkung aus und zwischen September und November 2011 
fanden immer wieder Streik- und Aktionstage statt. 

Auch an den Universitäten entstanden aus der Bewegung 15M teilweise Sta- 
tus übergreifende Vollversammlungen. Im November 2011 kam es in mehreren 
Regionen zu Streiks der Studierenden, deren Initiator_innen betonten, dass 


15 STEM, Sindicato de Trabajadores de la Ensenanza de Madrid, Gewerkschaft der Leh- 
renden aus Madrid. 

16 ANPE, Asociaciön de los Profesionales de la Ensahanza, Nationaler Zusammenschluss 
der professionell Lehrenden. 

17 C-SIF, Central Sindical Independiente y de Funcionarios, zentrale Gewerkschaft für 
Selbständige und im öffentlichen Dienst tätige. 
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diese aus den Vollversammlungen und losgelöst von den cher gemäßigten bzw. 
auf Beteiligung aller Gewerkschaften abzielenden Mehrheitsgewerkschaften 
entstanden. Die aktive Beteiligung an den universitären Vollversammlungen 
blieb jedoch cher gering. 

Nachdem die Protestdynamik der „mareaverde“ Ende 2011 in Madrid abflaute, 
führten 2012 und 2013 Änderungen in den Gesetzgebungen zur universitären und 
außeruniversitären Bildung, '® das LOMCE sowie regionale Kürzungsprogramme 
zu einer Ausweitung der „marea verde“ auf andere Regionen. Am 22. Mai 2012 
fand ein landesweiter Generalstreik im Bildungsbereich statt, der nicht nur von 
den Gewerkschaften, sondern auch von den Organisationen der Schüler_innen 
bzw. Studierenden und erstmalig auch den Elternverbänden mitgetragen wurde 
(vgl. Gago 2013: 1092). Ausschlaggebend für die erfolgreiche Mobilisierung war 
vor allem die hohe Beteiligung von Schüler_innen sowie Studierenden. Neben 
den universitären Vollversammlungen kam dem „sindicato de estudiantes“ eine 
zentrale Stellung zu. Ermöglicht wurden die gemeinsamen Proteste durch die 
offensive Schock- bzw. Konfrontationsstrategie der seit November 2011 regieren- 
den rechtskonservativen PP, durch die die Mehrheitsgewerkschaften gezwungen 
waren, stärker auf Mobilisierungen statt auf institutionellen Einfluss zu setzen. 
Entsprechend mobilisierten alle fünf (s.o.) Gewerkschaften im Bildungsbereich 
zu den Protesten. In zahlreichen Regionen fanden Mobilisierungen nach dem 
Vorbild der „marea verde“ in Madrid statt, die nicht nur Demonstrationen und 
einzelne Streiktage, sondern auch temporäre Besetzungen - encierros'” - umfas- 
sten, die als Räume der Kommunikation zwischen Eltern, Schüler_innen sowie 
den Beschäftigten fungierten. Die Beteiligung an Streiktagen, zu denen nur ba- 
sisdemokratische Vollversammlungen und einzelne Minderheitsgewerkschaften 
aufriefen, blieb gering. Nach der Verabschiedung des LOMCE Ende 2013 ging 
die Beteiligung an Bildungsprotesten zunächst zurück. 

Aufden Balearen traten die Lehrkräfte zu Beginn des Schuljahres 2013/2014 
in einen dreiwöchigen Streik. Sie protestierten gegen die Kürzungen im Bildungs- 
bereich und das Dekret zur „integrierten Behandlung der Sprachen“ (TIL).” 
Das Dekret verordnete unilateral und im Eilverfahren, den bis dato zu über 80 
Prozent auf Katalanisch stattfindenden Unterricht künftig dreisprachig (katala- 


18 Vol. RDL 14/2012. 

19 Bei den sogenannten encierros (Einschlüsse, Übers.: d. Verf.) schließen sich eine größere 
Anzahl von Aktivist_innen in den jeweils zu bestreikenden Gebäuden ein und lähmen 
bzw. verändern darüber deren Funktionalität. Diese Praktik wird vor allem von Bewe- 
gungen bzw. bewegungsnahen Gruppen und radikalen Minderheitengewerkschaften 
angewandt. 

20 TIL, Tratamiento Integral de Lenguas. 
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nisch, spanisch, englisch) abzuhalten. Die Streiks resultierten aus gescheiterten 
Versuchen der 2013 gegründeten assernblea de docents,”' mit der regierenden PP 
zu verhandeln. Die assamblea setzte sich mit Folgen der Regierungspolitik, aber 
auch konkreten alltäglichen Problemen in den einzelnen Bildungseinrichtungen 
auseinander. Organisatorisch stützte sie sich auf kontinuierliche, basisdemo- 
kratische Vollversammlungen und die Kommunikation über soziale Medien 
und Mailinglisten (vgl. Riutort Serra 2014: 831). An der regionalen Koordina- 
tionsstruktur waren neben Delegierten der lokalen Vollversammlungen auch 
Gewerkschafter_innen beteiligt. Dem Streik schlossen sich die Gewerkschaften 
CCOO, UGT und STEI an, ohne den Streikaufruf formal zu unterzeichnen 
(vgl. Löpez Vizuete 2013). In der Folge oblag die Streikführung der assemblea de 
docents. Sie richtete eine Streikkasse mit etwa 600.000 Euro ein, die unter ande- 
rem durch Solidaritätsaktionen von Kulturbeschäftigten eingeworben wurden, 
zu denen über das Netzwerk La Crida”” ein enger Kontakt bestand (vgl. Riutort 
Serra 2014: 834f.). 

Bezogen auf gewerkschaftliche Erneuerung in der Krise war die marea verde 
mehrfach relevant: Erstens ermöglichten es die basisdemokratischen Vollver- 
sammlungen, individuelle Probleme in kollektive Forderungen zu übersetzen 
und so Beschäftigte zu aktivieren (vgl. Espinar/Abellän 2012). Zweitens gelang 
es erfolgreich, Kämpfe um Privatisierung und neoliberale Umstrukturierung 
nicht (nur) als Arbeitskämpfe, sondern als Kämpfe um Commons zu führen, was 
relativ gleichberechtigte „producer-user-community alliances“ (Albo 2012: 20) 
ermöglichte, d.h. kollektive Proteste und Plattformen der Zusammenarbeit von 
Schüler_innen und Studierenden, deren Eltern sowie den Beschäftigten. Drittens 
ergaben sich aus der kollektivierenden Wirkungunkonventioneller Protestformen 
Möglichkeiten eines „Organisieren|s] am Konflikt“ (Dribbusch 2011: 231). Die 
Dynamiken der marea verde zeigten auch Schwierigkeiten gewerkschaftlicher 
Erneuerung auf. So ließen sich die basisdemokratischen Formen von M15 nicht 
immer mit gewerkschaftlichen Organisationslogiken vereinbaren. Auch gelang 
die Organisierung der Beschäftigten über Vollversammlungen nur temporär; 
eine von den (Mehrheits-)Gewerkschaften unabhängige Mobilisierungsfähigkeit 
entwickelte nur begrenzt neue Strukturen. 


21 Vollversammlung der Lehrenden. 

22 La Crida („der Aufruf“) ala Solidaritat en Defensa de la Llengua, la Cultura i la Naciö 
Catalanes ist ein basisdemokratisch organisiertes Netzwerk, das sich vor allem für den 
Erhalt des Katalan als Sprache und Kultur einsetzt. 
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2.2 Yo Si, sanidad universal:?° die „marea blanca” 


Auch das spanische Gesundheitssystem wurde mit austeritätspolitischem Vor- 
zeichen grundlegend restrukturiert. Mit dem Real-Decreto Ley (RDL) 16/2012 
knüpfte die Regierung die zuvor universelle Gesundheitsversorgungan Beiträge 
zur Sozialversicherung und etablierte einen lediglich ergänzenden Anspruch 
für Ehepartner_innen sowie Kinder bis 26 Jahre. Illegalisierte Migrant_innen 
wurden dadurch größtenteils ausgeschlossen, ebenso diejenigen über 26 Jahre, 
die aufgrund von Arbeitslosigkeit noch nie in die Sozialversicherung eingezahlt 
haben (vgl. Gallo/Gene-Badia 2013: 3).°* 

Kürzungen und Umverteilungen von Mitteln aus dem öffentlichen in den 
privaten Gesundheitssektor verschärften die Unterfinanzierungder öffentlichen 
Gesundheitsversorgung. Die Ausgaben der Zentralregierungen für Gesund- 
heitsversorgung sanken 2012 um 13,7 Prozent und 2013 um 22,6 Prozent, die 
(im Gesundheitsbereich relevanteren) Regionalregierungen sparten zwischen 
2010 und 2013 5 Prozent ein. Private Zuzahlungen zu Medikamenten wurden 
ausgeweitet, infolge dessen ging die Zahl der verkauften Medikamente um 10 
Prozent zurück (vgl. Gallo/Gen£&-Badia 2013). Gesundheitszentren in Stadtvier- 
teln wurden geschlossen, die Öffnungszeiten eingeschränkt und das medizinische 
Personal abgebaut. Behandlungen verzögerten sich durch die Kürzungen, in Ka- 
talonien stiegdie Anzahl der Personen auf Wartelisten zwischen 2010 und 2011 
um 43% an (vgl. Legido-Quigley et al. 2013: 2). Die Regionalregierung der PP in 
Madrid beschloss im Sommer 2012 die Privatisierung von sechs Krankenhäusern 
und 27 Gesundheitszentren. Depressions- und Angsterkrankungen nahmen 
infolge der Krise zu, die Suizidrate erhöhte sich. Zentrale Risikofaktoren waren 
Arbeitslosigkeit und Hypothekenschulden (vgl. Gili et al. 2013). 

Aus Protest gegen die Privatisierungspläne der Regionalregierung in Mad- 
rid, die etwa eine Million Menschen betroffen hätten, einigten sich die Mehr- 
heitsgewerkschaften und Berufsgenossenschaften (Satse, Amyts) des Gesund- 
heitsbereichs in Madrid erstmals auf einen gemeinsamen Aktionsplan. Neben 
Streiktagen im November und Dezember 2012 kam es zu zahlreichen encierros in 
Krankenhäusern sowie massiven Demonstrationen (vgl. Gago 2013: 1097f.). Wie 
im Bildungsbereich reflektiert diese Entwicklungdie erzwungene Radikalisierung 
der Gewerkschaften durch die Konfrontationsstrategie der ab November 2011 
regierenden PP bzw. der Regionalregierungen der PP. Wie Juliän Ezquerra von 


23 Ich bin für eine öffentliche Gesundheitsversorgung, angeglichene Übers.: d. Verf. 

24 Nach Protesten wurde die Möglichkeit eingeführt, sich durch individuelle Beiträge 
freiwillig zu versichern. Für Illegalisierte bestehen nur im Falle einer Schwangerschaft, 
Minderjährigkeit und akuten Notfällen Möglichkeiten einer Gesundheitsversorgung. 
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der Gewerkschaft der Mediziner_innen (Amyts) erklärt, ist „durch die Unmög- 
lichkeit eines Dialogs der Streik das einzige Mittel das uns übrigbleibt“ (zit. in 
Gago 2013: 1098, Übers. d. Verf.). Dynamisiert wurden die Proteste durch ein 
Netz basisdemokratischer Vollversammlungen in den einzelnen Krankenhäusern 
nach dem Vorbild der Bewegung 15M sowie der marea verde. Die Bewegung 
entstand spontan in den sechs Krankenhäusern, die sie in Madrid [...] per Dekret zu pri- 
vatisieren versuchten. In diesen sechs Krankenhäusern versammelte sich spontan ein Teil 
der Fachkräfte [...] und daraus entstand dann die Plattform [P. A.T.U. Salud?°] aufeine sehr 
spontane Art und schr von den Beschäftigten aus. Nach einiger Zeit waren es nicht mehr 


nur Beschäftigte sondern vor allem Bürger, Nutzer [die sich an den Vollversammlungen 


beteiligten]. (Interview P.A.T.U. Salud, Madrid, 20.03.2014, Übers.: d. Verf.) 


Über die diskursive Rahmungvon Gesundheit als Gemeingut sowie eine primär 
defensive Ausrichtung der Kämpfe gelang es den Vollversammlungen in den 
Krankenhäusern, ein breites politisches Spektrum zu organisieren, das bis zu 
Unterstützer_innen der PP reichte. Dabei konnte die Bewegung auf eine hohe 
Zustimmung für eine öffentliche Gesundheitsversorgung in der Bevölkerung 
aufbauen (vgl. Pastor Verdü 2013: 234#.). 

Für die juristischen Auseinandersetzungen um die Privatisierungen spielte dar- 
über hinaus die Fachärztevereinigung AFEM” eine wichtige Rolle. Als Koordi- 
nationsplattform installierten die beteiligten Gruppen und Einzelpersonen einen 
runden Tisch zur Verteidigung der öffentlichen Gesundheitsversorgung in Ma- 
drid (MEDSAP”), an dem neben Gewerkschaften und Berufsgenossenschaften 
auch die Vollversammlungen, Nachbarschaftsvereinigungen sowie Plattformen 
der Bewegung I5M beteiligt waren. Gestoppt wurde die Privatisierungin Madrid 
schließlich durch eine Klage von AFEM, die sich gegen Unregelmäßigkeiten im 
Privatisierungsprozess wandte. Die Regionalregierungder PP in Madrid gab das 
Projekt daraufhin aufund reagierte damit aufden enormen öffentlichen Druck, 
den die marea blanca zehn Monate aufrechterhalten konnte - u.a. durch eine 
Unterschriftensammlung mit über 929.000 Unterschriften gegen die Privatisie- 
rung sowie Streiks, ezcierros und Massendemonstrationen. Gleichzeitig setzte die 
Regionalregierung ihre Politik der schleichenden Privatisierung fort, etwa indem 
die Reinigungskräfte ausgelagert wurden. 


25 P.A.T.U. Salud, Plataforma Asamblearia de Trabajador@s y Usuari@s por la sanidad 
püblica de laComunidad de Madrid y en contra de la privatizaciön, Vollversammlungs- 
plattform der Arbeiter_innen und Nutzer_innen für eine öffentliche Gesundheitsver- 
sorgung Madrid und gegen deren Privatisierung. 

26 AFEM, Asociaciön de Facultativos Especialistas de Madrid, Zusammenschluss der fa- 
kultativen Spezialisten Madrid. 

27 MEDSAP, Mesa en Defensa de la Sanidad Püblica de Madrid, Runder Tisch zur Vertei- 
digung der öffentlichen Gesundheitsvorsorge Madrid. 
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Die Vereinigung. der Hausärzt_innen (SEMFYC)* rief aus Protest gegen das 
RDL 16/2012 und in Verteidigung der universellen Gesundheitsversorgung sowie 
insbesondere gegen den Ausschluss von Illegalisierten zum zivilen Ungehorsam 
auf. Infolgedessen erklärten über 1.300 Ärzt_innen, das Dekret aus Gewissens- 
gründen nicht beachten zu wollen, ungeachtet juristischer Konsequenzen. Zu- 
dem verweigerten zahlreiche Regionen die Umsetzung des Dekrets (vgl. Gallo/ 
Gene-Badia 2013: 3f.; Legido-Quigley et al. 2013: 2f.). Über die Kampagne Yo 
Si, Sanidad Universal wurde der Aufruf zu zivilem Ungehorsam fortgesetzt. 
Darüber hinaus wurden Kampagnen zur Sichtbarmachung der sozialen Folgen 
des Dekrets initiiert. 

Die marea blanca weist bezüglich der Möglichkeiten und Grenzen gewerk- 
schaftlicher Erneuerung weitgehende Parallelen zur marea verde auf. Gegenüber 
den Bildungsprotesten spiegelt sich im Gesundheitsbereich jedoch die 2012 er- 
folgte Annäherungzwischen Gewerkschaften und sozialen Bewegungen wider, 
die eine produktive Kooperation erleichterte und Auseinandersetzungen mini- 
mierte, beispielsweise über die Einbeziehung von Plattformen der Bewegung 
15M im MEDSAP. Das Moment des zivilen Ungehorsams ist stärker ausgeprägt 
- insbesondere durch Yo Si Sanidad Universal. Die erfolgreiche Mobilisierung 
einer eher konservativen Belegschaft zeigt exemplarisch die Veränderung des 
politischen Klimas durch die Bewegung 15M auf. Während die Mobilisierungen 
auf der Straße wie schon zuvor im Bildungsbereich kaum in der Lage waren, den 
Staatsapparaten Zugeständnisse abzuringen, zeigt der Erfolg von AFEM, dass 
ziviler Ungehorsam gepaart mit juristischen Strategien Räume öffnen können, um 
austeritätspolitische Maßnahmen auszuhebeln bzw. zu verhindern. Das Beispiel 
der Proteste gegen die Privatisierungen in Madrid verdeutlicht demgegenüber 
die Schwierigkeiten, über basisdemokratische Mobilisierungen gegen andauernde 
Dynamiken - wie Outsourcing und Unterfinanzierung - jenseits großer, auch 
medial präsenter Privatisierungsprojekte zu mobilisieren. 


2.3 Gewerkschaft und (in) Bewegung?: Sindicato Andaluz de Trabajador@s 


Momente gewerkschaftlicher Erneuerung entstanden in Spanien jedoch nicht 
nur in den Kämpfen um öffentliche Infrastruktur. Sie wurden auch in einer 
Revitalisierung basisdemokratischer Minderheitsgewerkschaften sichtbar, wie 
im Folgenden exemplarisch an der SAT gezeigt wird. 

Die SAT ging aus der 1976 gegründeten Gewerkschaft für Landarbeiter_in- 
nen (SOC) hervor (vgl. Sanz Alcäntara 2013: 35), diese konstituierte sich im 


28 SEMFYC, Sociedad Espanola de Medicina de Familia y Comunitaria, spanische 
Gemeinschaft der Haus- und Allgemeinärzt_innen. 
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Übergang zur Demokratie (transiciön) nach dem Tod des Diktators Francisco 
Francos 1975. Die SOC entwickelte sich als Vertretung der Landarbeiter_innen 
zur größten Gewerkschaft in Andalusien (vgl. Sanz Alcäntara 2013: 35). Ihre 
erste Gewerkschaftsleitung war aus einer maoistischen Abspaltung von der kom- 
munistischen Partei Spaniens (PCE”) hervorgegangen und organisierte sowohl 
anarchosyndikalistische als auch von basisdemokratischen Ideen einer Kirche 
von unten beeinflusste Aktivist_innen. Der parlamentarische Flügel der SOC, 
die CUT°”, stellt seit ihrer Gründung 1979 in vielen andalusischen Dörfern 
Abgeordnete und in Marinaleda, einem genossenschaftlich verwalteten Dorf, 
den Bürgermeister. Entsprechend wollte dieSOC und willdie SAT auch Teil der 
parlamentarischen Vertretungin Andalusien sein. Mit dem Beintritt Spaniens zur 
Europäischen Gemeinschaft 1986 fand eine Verschiebungdes Schwerpunktes von 
der Landarbeit zum Baugewerbe statt. Auf diese Prozesse reagierten sie, indem 
sich die SOC 2007 mit weiteren regionalen Gewerkschaften und autonomen 
Gruppen von Arbeiter_innen zusammenschloss und die SAT gründete (vgl. 
Sanz Alcäntara 2013: 34, 36). 

In einer möglichst basisdemokratisch und über Vollversammlungen agie- 
renden Struktur setzt die SAT auf eine Organisierung aller Arbeiter_innen, 
unabhängig davon, ob ihre Mitglieder einer festen Lohnarbeit nachgehen oder 
gültige Papiere haben. Miguel Sanz Alcäntara, der bis 2012 Koordinator der SAT 
in Sevilla war, kommentierte diese Ausrichtung wie folgt: 

Aber dies ist eine Sache, die für die Gewerkschaften von besonderer Bedeutung ist und 

nicht bloß eine strategische Entscheidung. Es ist eine politische Entscheidung, wohin wir 

den Kampf ausrichten. Es ist so, dass die Krise immer mehr Entlassungen produziert und 


[...]: Eskommen immer mehr Menschen zu uns, die nun in keiner Firma mehr beschäftigt 


sind (Interview SAT, Hamburg/Sevilla, 25.08.2012, Übers.: d. Verf.) 


Entsprechend stößt die SAT nicht, wie andere Gewerkschaften, an der Frage, ob 
jemand lohnarbeitend ist oder nicht, an die Grenzen von Organisierung. Deshalb 
zieht sie ein diverses Spektrum an Aktivist_innen auch aus anderen Teilen der 
Bewegung(en) an und kooperiert mit diesen. Besonders attraktiv wirken dabei 
die bewegungsnahen Aktionsformen und Entscheidungsstrukturen (vgl. Tietje/ 
Zörner 2013). 

Im Zuge der Krise traten zahlreiche Aktivist_innen der Bewegung 15M der 
SAT bei, die schließlich als integraler Teil des Protestzyklus fungierte. Europa- 
weite Bekanntheit erlangte sie im Jahr 2012 mit kollektiven Aneignungsaktionen, 
mit der die geplünderten Supermärkte als ein Teil bzw. als Mitverantwortliche 
der europäischen Finanzkrise in den Blick gerückt wurden und zugleich die 


29 PTE, Partido del Trabajo de Espana, Spanische Arbeiter_innenpartei. 
30 CUT, Candidatura Unitaria de Trabajadores, Vereinte Arbeiter_innenkandidatur. 
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sozialen Folgen der enorm hohen Arbeitslosigkeit und den damit verbundenen 
gesellschaftlichen Ausschluss (vgl. Precarias A La Deriva 2011: 72£.). Gleichzeitig 
wurden von der SAT unterschiedliche, auch ‚traditionell‘ gewerkschaftliche Akti- 
onsformen genutzt: „was Du machen kannst sind Streiks, Besetzungen, [...] [und] 
die Sabotage der Maschinen“ (SAT, 25.08.2012); aber auch weitere Aktionen 
zivilen Ungehorsams, etwa in Form von symbolische Störaktionen vor und in 
den lokalen Arbeitsämtern?! zusammen mit der plataforma Marcha 22M° oder 
gemeinsame Verhinderungen von Zwangsräumungen mit den Aktivist_innen der 
PAH. Entsprechend ihrer antikapitalistischen Ausrichtung (vgl. Sanz Alcäntara 
2013: 36f.) organisierte die SAT Landbesetzungen und intervenierte damit in 
öffentliche Diskurse um Landverteilungen, Sparmaßnahmen und Kürzungen. 
Die gesellschaftliche Zustimmung war dabei auch für die radikaleren Protest- 
formen der SAT relativ hoch. 

Die Integration von Aktivist_innen in den gewerkschaftlichen Alltag der 
SAT wird durch einen Organisierungsansatz ermöglicht, der nicht auf bloße 
Betriebsgruppenarbeit fokussiert und aus historischen Gründen, der landwirt- 
schaftlichen Orientierung, auf geografische Zusammenschlüsse setzte statt auf 
firmeninterne Gruppen (vgl. Sanz Alcäntara 2013: 36f.): 

Das impliziert, dass Du es hier nicht mit einer normalen gewerkschaftlichen Basisorganisa- 

tion zu tun hast. Du hast hier nicht in jeder Firma eine gewerkschaftliche Einheit, sondern 

eine geografische Asamblca.?? Dies ist entscheidend, weil es auf die heutige Zeit bezogen 
erlaubt, prekäre Arbeiter, die diskontinuierliche Arbeitsbezichungen haben, die nur für 


kurze Zeit arbeiten, die entlassen wurden oder in Minijobs arbeiten oder nur tageweisc 
arbeiten zu organisieren (Interview SAT, Hamburg/Sevilla, 25.08.2012, Übers.: d.Verf.) 


Die SAT ist mit diesem Organisationsmodell als einzige Gewerkschaft in An- 
dalusien in der Lage, neben irregulären bzw. informellen Arbeiter_innen auch 
papierlose Arbeiter_innen zu organisieren und auch Gewerkschafter_innen 
einzubinden. Neben den basisdemokratischen Organisationsformen ist sie von 
einem kleinen hauptamtlichen Apparat geprägt, in dem Sprecher_innen zwar 


31 INEM, Instituto Nacional de Empleo, ist das in viele Filialen aufgegliederte nationale 
Institut für Beschäftigung in Spanien. 

32 22M, plataforma de los marchas de la dignidad, hat sich in erster Linie im Zusammen- 
hang der Marchas Por La Dignidad nach Madrid (22. März 2014) als relativ autonomer 
Zusammenhang entwickelt, in dem Aktivist_innen unterschiedlicher Spektren, unter 
anderem der SAT, zu einem sternenförmig organisierten Marsch aus ganz Spanien nach 
Madrid erfolgreich mobilisiert haben. Auf diese Weise sollte auf die krisenbedingten 
Sparpolitiken deren Folgen für die Bevölkerung aufmerksam gemacht werden. 

33 Asamblea beschreibt ein Konzept von Vollversammlungen, das eine möglichst offene 
Struktur erreichen will, in der alle Teilnehmer_innen gleichermaßen sprachberechtigt 
sind und in deren Anschluss ebenso alle jede Aufgabe übernehmen können sollten. 
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einer Rotation unterliegen, sich aber dennoch -mit Diego Cahamero oder Juan 
Manual Sänchez Gordillo - ein dominantes Führungspersonal herausbildete 
(Roca Martinez/Diaz Parra 2013: 873). 

Die SAT ist in ihrer eigenen Organisationsstruktur damit im Vergleich zu den 
Protesten der marea verde und der marea blanca von einer Integration der sozialen 
Formen der Bewegung 15M geprägt. Basisdemokratische Vollversammlungen 
finden nicht jenseits von und ergänzend zu gewerkschaftlichen Strukturen statt, 
sondern wurden elementarer Bestandteil gewerkschaftlicher Praxis. Folge war 
ein gewisses Spannungsverhältnis zwischen Aktivist_innen, die aus politischen 
Gründen bzw. einer linksradikalen Grundüberzeugung in der Gewerkschaft 
mitarbeiteten und teils kaum über gewerkschaftliche Erfahrungen verfügten und 
denjenigen, die über die Gewerkschaft eine kollektive Auseinandersetzungen mit 
individuellen (betrieblichen) Alltagskämpfen anstrebten. Für die SAT resultiert 
daraus die Gefahr, mehr Bewegungals Gewerkschaft und aufbetrieblicher Ebene 
nicht handlungsfähig zu sein, da zwischen politischer Kampagnenarbeit und 
gewerkschaftlichem Alltagsgeschäft ein Spannungsverhältnis besteht (vgl. ebd.: 
874f.). Für den Erfolgder lokalen Strukturen der SAT waren denn auch weniger 
die spektakulären und medial erfolgreichen Kampagnen zivilen Ungehorsams 
relevant, sondern das gewerkschaftliche Alltagsgeschäft. Am erfolgreichsten seien 
diejenigen Gliederungen, die „auf der Grundlage einer guten Organisation an 
Alltagsproblemen der Arbeiterklasse anknüpfen“ (Luis Ocana, Anwalt der SAT 
zit. nach kaosenlared.net 08.10.2013, Übers.: d. Verf.). Gleichzeitigermöglichten 
die Vollverrammlungen sowie die Aktionen zivilen Ungehorsams jedoch auch 
die Entwicklung von Solidarität und „politischen Komplizenschaften“ (Roca 
Martinez/Diaz Parra 2013: 857). 

Hinsichtlich der Erneuerungen gewerkschaftlicher Strategien im Zuge der 
Krise lassen sich für die SAT vier Aspekte ausmachen. Erstens zeigt die SAT, 
dass eine Internalisierung der für den spanischen Protestzyklus typischen basis- 
demokratischen Strukturen in die gewerkschaftliche Organisation sich sowohl 
bezüglich einer Bindung von Mitgliedern an die Gewerkschaft, als auch für die 
Gewinnung neuer Mitglieder als produktiv erweist. Die Verlagerung der Voll- 
versammlungen von der betrieblichen Ebene - z.B. in Krankenhäusern und 
Bildungseinrichtungen - in die Gewerkschaft ist einerseits mit einem politischen 
Selektionsprozess verbunden (die Bandbreite der innerhalb der SAT vertretenen 
politischen Positionen ist deutlich geringer als etwa in den Vollversammlungen 
der marea blanca). Andererseits ermöglicht die Anbindung an Organisations- 
strukturen eine stärkere Kontinuität. Zweitens verweist die hohe gesellschaftliche 
Anerkennungfür die gewerkschaftlichen Aktionen der SAT aufdie Möglichkeit, 
dem Legitimationsverlust der Gewerkschaften durch eine konsequente Annähe- 
rungan soziale Bewegungen und lokale Solidaritätsnetzwerke entgegenzuwirken. 
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Drittens zeigt die SAT exemplarisch Möglichkeiten und Grenzen einer konfron- 
tationsorientierten Gewerkschaftsstrategie auf: Während einerseits mit spekta- 
kulären Aktionen zivilen Ungehorsams erfolgreich die sozialen Konsequenzen 
der Krise thematisiert und eine Normalisierungradikaler Politik vorangetrieben 
werden konnte, waren die Aktionen andererseits mit hohen Geld- und teilwei- 
se Gefängnisstrafen für die beteiligten Aktivist_innen verbunden (vgl. Sanz 
Alcäntara 2013: 37£.). Darüber hinaus gelang der SAT in der Krise zwar eine 
Integration von Aktivist_innen, eine massenhafte Beteiligung, wie sie die marea 
verde und die marea blanca prägte, blieb jedoch aus. Viertens schließlich verweist 
das Beispiel der SAT darauf, dass eine Öffnung von Gewerkschaften gegenüber 
sozialen Bewegungen in Form eines „radical political unionism” (Conolly und 
Darlington 2012: 238) nur begrenzt eine Antwort für betriebliche Herausfor- 
derungen der Gewerkschaften bietet. 


4. Fazit: Gewerkschaftliche Erneuerung in der Eurokrise am 
Beispiel Spanien 


Als Reaktion aufkrisenbedingte Herausforderungen, veränderte politische Rah- 
menbedingungen und den Protestzyklus 15M, so zeigen die Beispiele der marea 
verde, der marea blanca und der SAT, veränderten sich in Spanien gewerkschaft- 
liche Handlungsstrategien: Erstens öffneten sich Gewerkschaften gegenüber 
den sozialen Formen, aber auch den Aktivist_innen sozialer Bewegungen. Das 
Spannungsverhältnis zwischen Gewerkschaftslogiken und basisdemokratischen 
Vollversammlungen konnte nicht aufgehoben, aber produktiv gewendet werden. 
Das zeigt das Beispiel der balearischen assarnblea de docents oder die wechselseitige 
Stärkungzwischen gewerkschaftlichen Koordinierungsgremien wie dem Runden 
Tisch zur Verteidigung der öffentlichen Gesundheitsversorgung (MEDSAP) 
und basisdemokratischen Strukturen. Wie besonders an deren gewerkschafts- 
untypischer Organisierung von Entscheidungsstrukturen deutlich wird, ver- 
weist das Beispiel der SAT demgegenüber auf Möglichkeiten und Grenzen ei- 
ner Internalisierung von Bewegungen in die Gewerkschaft(en) selbst. Zweitens 
fand im Kontext der Krise eine Ausweitung des Solidaritätsverständnisses der 
Gewerkschaften statt, indem betriebliche Kämpfe um Arbeitsrechte verstärkt 
in gesellschaftliche Kämpfe um Gemeingüter wie Bildung oder Gesundheit ein- 
gebettet wurden. Als produktiv erwiesen sich kollektive, statusübergreifende 
Vollversammlungen sowie unkonventionelle Protestformen (u.a. ezcierros und 
Besetzungen), in denen es gelang, Formen „exklusiver Solidarität“ (Dörre 2013) 
innerhalb der Belegschaften und über diese hinaus zu überwinden. Drittens kam 
es vermehrt zu gewerkschaftlichen Massenmobilisierungen aufdder Straße - von 
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den Demonstrationen der Mehrheitsgewerkschaften bis hin zu den maßgeblich 
von der SAT mitinitiierten marchas, die dem Problem einer geringen Respon- 
sivität des verhärteten Staatsapparateensembles gegenüberstanden. Vor diesem 
Hintergrund setzten Gewerkschaften viertensauf Aktionen zivilen Ungehorsams, 
durch die es gelang Austeritätspolitik zu diskreditieren und zu unterlaufen - von 
der Gesundheitsversorgung illegalisierter Menschen durch Yo S/ Sanidad über 
die Nichtr-Anwendungdes TILL in balearischen Schulen bis zu den Supermarktak- 
tionen der SAT. Im Spannungsverhältnis zwischen Solidarität, Kooptierungund 
alltäglichen Organisierungsprozessen (vgl. Clua-Losada/Horn 2014: 108) gelang 
es Solidarität in Betrieben und über diese hinaus auszuweiten. Die Kooptierung 
der Gewerkschaften im Rahmen des sozialen Dialogs wurde tendenziell durch 
eine stärkere Gemeingutorientierung und Perspektiven der Vergesellschaftung 
ersetzt und alltägliche Organisierungsprozesse wurden über die Lohnabhängigen 
hinaus ausgeweitet. Der Protestzyklus 15M hat gewerkschaftliches Handeln 
verschoben - auch das der Mehrheitsgewerkschaften. 

Die Neuorientierungvon CCOO und UGT schlägt sich bisher nur begrenzt 
in einer Veränderung grundlegender gewerkschaftlicher Routinen und strate- 
gischer Dispositionen nieder. Exemplarisch argumentiert ein Mitarbeiter der 
CCOO im Interview, dass sich die Gewerkschaften bei einem Angebot seitens 
der Regierung „blitzschnell an den Verhandlungstisch setzen und möglicher- 
weise die Mobilisierung teilweise deaktivieren“ würden (Interview CCOO, 
Madrid, 17.07.2012, Übers.: d. Verf.). Inwiefern sich in der Krise Möglichkeiten 
gewerkschaftlicher Erneuerung eröffnen, hängt in der Folge vor allem davon 
ab, ob soziale Bewegungen in der Lage sind, eine Protestdynamik zu entfalten 
bzw. aufrechtzuerhalten und darüber auch Selbstorganisierungsprozesse von 
Beschäftigten auszulösen. Mit der zunehmenden Erschöpfung des Protestzy- 
klus 15M stehen damit auch der gewerkschaftlichen Erneuerung in Spanien 
schwere Zeiten bevor. Gleichzeitig ist eine Rückkehr zu den dialogorientierten 
Strategien vor der Krise durch die im Zuge der Austeritätspolitik grundlegend 
veränderten politischen Spielregeln verstellt. Das Problem einer strategischen 
Antwort der Gewerkschaften auf die krisenbedingten Herausforderungen bleibt 
damit (vorerst) ungelöst. 
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Felix Jaitner 


Krise und Protest auf dem Balkan 
Von sozialer Emanzipation bis National-Chauvinismus am 
Beispiel von Kroatien und Bosnien-Herzegowina 


Seit dem Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise ist in Europa ein Anstieg 
rechter Parteien und Bewegungen zu beobachten. Die Demonstrationen ge- 
gen die „Homo-Ehe“ in Frankreich und die jüngsten Proteste in der Ukraine, 
wo Gruppen wie der „Rechte Sektor“ eine wichtige Rolle spielen, zeigen, dass 
rechte Bewegungen äußerst geschickt existierende Vorurteile und Konfliktlinien 
instrumentalisieren und über erstaunliches Mobilisierungspotenzial verfügen. 
Dabei adaptieren sie Organisationsformen progressiver sozialer Bewegungen und 
berufen sich auf demokratische Werte. Dem stehen die vielfältigen Proteste in 
Spanien (Indignados) oder der Aufbau einer nicht-kommerziellen, auf freiwil- 
liger Basis operierenden medizinischen Betreuung in Griechenland gegenüber. 
Die Gegenbeispiele zeigen, dass in der Krise Raum für neue basisdemokrati- 
sche Bewegungen entsteht. Dabei erproben sie neue Organisationsformen und 
-praktiken und haben - trotz aller Schwierigkeiten - viele Erfolge vorzuweisen. 
Während die Proteste in Spanien, aber auch reaktionäre Gegenbewegungen wie 
in Frankreich, eine hohe mediale Beachtung erhielten, ist über die Entwicklungen 
in Osteuropa wenig bekannt. Deshalb widmet sich dieser Artikel dem Krisen- 
verlauf sowie den Protesten in zwei jugoslawischen Nachfolgestaaten: Kroatien 
und Bosnien-Herzegowina. 

Nach Angaben von Eurostat hatte Kroatien im Dezember 2013 mit 17,6 Pro- 
zent die dritthöchste Arbeitslosenrate in der EU, gleich hinter Griechenland 
und Spanien. Dramatisch ist die Jugendarbeitslosigkeit von fast 50 Prozent. Seit 
dem Jahr 2009 ist die Wirtschaft jedes Jahr geschrumpft. Noch stärker betroffen 
ist Bosnien. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf gehört es zu 
den ärmsten Ländern Europas. In einer im September 2013 veröffentlichten 
Untersuchung von Eurostat betrug die Kaufkraft gerade einmal 28 Prozent des 
EU-Durchschnitts. 

Im Zuge der Wirtschaftskrise und der verordneten Sparprogramme der Re- 
gierungen haben sich die politischen Auseinandersetzungen in beiden Ländern 
verschärft. Im Februar 2014 kam es in Bosnien-Herzegowina zu einer unerwarte- 
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ten Welle von Demonstrationen. Ausgelöst durch ausbleibende Lohnzahlungen 
besetzten ArbeiterInnen, Studierende und AktivistInnen lokale Verwaltungs- 
gebäude in der Stadt Tuzla, um gegen die Wirtschaftspolitik der Regierung zu 
protestierten. Rasch weiteten sich die Proteste aufdas ganze Land aus und fegten 
innerhalb kürzester Zeit einige Lokalregierungen hinweg. Das Besondere an die- 
sen Vorgängen war, dass die Protestierenden sich klar von der offiziellen (Partei-) 
Politik abgrenzten, die sich bemühte, den Protest nach ethnischen Kategorien 
zu erklären und zu kanalisieren. Stattdessen forderten sie Lohnerhöhungen, eine 
Ausweitung staatlicher Sozialprogramme und eine Rücknahme der Privatisie- 
rungen. Dazu organisierten sie sich in basisdemokratischen Bürgerforen (Plena). 
Damit boten sie eine Alternative zum offiziellen repräsentativen parlamentari- 
schen System und rüttelten an dem ethnonationalen Verfassungskonsens, der 
dem Land 1995 im Rahmen des Abkommens von Dayton aufoktroyiert wurde. 

In Kroatien dagegen kommt es im Zuge der verschärften Sparpolitik der 
„links-liberalen“ Regierung zu einer Mobilisierung rechter, chauvinistischer 
und nationalistischer Akteure. Ihr Widerstand richtet sich weniger gegen die 
Wirtschaftspolitik der Regierung als gegen die Rechte von Minderheiten, vor 
allem Homosexueller und der serbischen Bevölkerung. Dabei mobilisieren sie 
erfolgreich in einem außerparlamentarischen Rahmen und verstehen sich explizit 
nicht als ein parteipolitisches Bündnis, obwohl sie der national-konservativen 
HDZ (Kroatisch Demokratische Union), der größten Oppositionspartei, und 
anderen kleineren nationalistischen Parteien nahestehen. Besonders erfolgreich 
war die Kampagne „Im Namen der Familie“ (U ime obite]ji). Der gleichnami- 
gen Bewegung gelang es knapp 750.000 Unterschriften für ein Referendum zu 
sammeln, dem zufolge die Ehe ausschließlich als eine Partnerschaft zwischen 
Mann und Frau definiert werden dürfe. Während dieser Kampagne kamen mehr 
als doppelt so viele Stimmen zusammen, wie notwendig gewesen wären. Große 
Unterstützungerhielt die Bewegung von der katholischen Kirche, die in Kroatien 
ein einflussreicher gesellschaftlicher Akteur ist. Die erfolgreiche Annahme des 
Referendums am 1. Dezember 2013 nahm diese Forderung in die Verfassung 
auf. Zwar gingen am Wahltag nur 38 Prozent wählen, mit 66 Prozent fiel die 
Zustimmung aber sehr deutlich aus. 

Das Ziel dieses Beitrags ist es, die Protestdynamik auf dem Balkan heraus- 
zuarbeiten und in den Kontext der europäischen Entwicklung zu stellen. Dabei 
soll gezeigt werden, dass sich die Entwicklung in Ost- und Westeuropa seit dem 
Ausbruch der Krise immer mehr angleicht. Die Transformationsphase nahm Ent- 
wicklungen in vielen EU-Staaten (Austeritätspolitik und ihre teilweise autoritäre 


l Um die Zustimmung zum EU-Beitritt zu sichern, hatte das Parlament auf Druck der 
Regierung erst vor dem Referendum im Jahr 2012 das Mindestquorum gestrichen. 
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Durchsetzung) vorweg. Das schwächte linke und emanzipatorische Bewegungen 
und führte in vielen Ländern zu Herausbildungeiner neoliberal-nationalistischen 
Hegemonie. Die gegensätzlichen Fallbeispiele spiegeln die unterschiedlichen 
Reaktionen auf die Krise wider. Nationalistisch-chauvinistischen Bewegungen, 
wie in Kroatien, stehen soziale und basisdemokratisch orientierte Proteste in 
Bosnien-Herzegowina gegenüber. Das Aufkommen rechter Bewegungen und 
ihr Versuch, durch direkt-demokratische Verfahren ihre diskriminierende Politik 
durchzusetzen, ist ein relativ neues Phänomen. 

Der Artikel knüpft an kritische Debatten zur Transformation und den Folgen 
neoliberaler Politik an. In einem ersten Schritt sollen die ökonomische und poli- 
tische Krisenanfälligkeit der osteuropäischen Gesellschaften und die Entstehung 
des hegemonialen Gesellschaftsmodells beschrieben werden. Dies ist wichtig, 
um die osteuropäische Entwicklung der letzten 25 Jahre und die gegenwärtige 
Situation nachvollziehen zu können. Anschließend wird die Situation auf dem 
Balkan analysiert. Dazu werden die Protestbewegungen in den jeweiligen ge- 
sellschaftlichen Kontext verortet. Große Aufmerksamkeit kommt dabei ihrem 
Verhältnis zum Nationalismus zu. 


Ein neoliberaler-nationalistischer Konsens als Grundlage 
gesellschaftlicher Entwicklung in Osteuropa 


Seit dem Ende des Staatssozialismus befinden sich alle osteuropäischen Länder in 
einer tief greifenden gesellschaftlichen Umbruchphase (Transformation). Diese 
brachte eine extrem polarisierte Gesellschaft mit hohen Einkommensunterschie- 
den hervor. Der russische Politologe Boris Kagarlitsky (2007) beschreibt diesen 
Zustand als „Dauerkrise“. Der Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise hat 
die prekäre Lage zweifellos noch verschärft und die Instabilität der in der Trans- 
formationsphasc herausgebildeten Wirtschaftssysteme verdeutlicht. Der erhoffte 
Aufholprozess gegenüber den kapitalistischen Zentrumsstaaten blieb damit aus. 
Vielmehr lässt sich eine vertiefte „Peripherisierung“ Osteuropas feststellen.? 


2 Biszum Ende des Zweiten Weltkriegs war Osteuropa, mit Ausnahme Tschechiens, über- 
wiegend agrarisch geprägt. Ein wesentliches Ziel aller staatssozialistischen Regierungen 
war deshalb eine Modernisierungdes Landes und ein ökonomischer Aufholprozess. Dieser 
orientierte sich meistens an der sowjetischen Industrialisierung, d.h. sie stützte sich vor 
allem auf die Schwerindustrie, vernachlässigte aber den Dienstleistungssektor und die 
Entwicklung von Hochtechnologie. Der ungarische Ökonom Ivan T. Berend (1996) 
beschreibt die osteuropäische Industrialisierung daher als „Anachronismus“, weil sich 
zur gleichen Zeit bereits die technische Revolution im Westen vollzog. 
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Dieser Prozess verdient eine erhöhte Aufmerksamkeit, da er nicht nur öko- 
nomische, sondern auch konkrete politische Folgen hat. Der Ökonom Joachim 
Becker macht zwei dominante Wirtschaftsmodelle in der Region aus. Die Länder 
Tschechien, Slowakei, Ungarn und Polen kennzeichnen stark exportgetriebene 
Ökonomien, wobei eine Konzentration auf wenige Produktionsbereiche auffällig 
ist. So machte z.B. in der Slowakei der Anteil der Autoindustrie am Export im Jahr 
2007 40 Prozent aus. Im Baltikum und in Südosteuropa, so auch in Kroatien und 
Bosnien-Herzegowina, bildete sich hingegen ein finanzialisiertes Wirtschafts- 
modell heraus. Dieses basierte auf kreditfinanzierteem Wachstum, wobei die Ver- 
schuldung überwiegend in Fremdwährung (Euro, Schweizer Franken) erfolgte. 
Dem Niedergang der einheimischen Industrie standen hohe Kapitalzuflüsse in 
nicht produktive Sektoren (Immobilien-, Banken- und Bausektor) gegenüber. 
Die Banken wurden im Transformationsprozess beinahe vollständig von auslän- 
dischen Instituten (vor allem aus Italien, Schweden und Österreich) aufgekauft. 
Die fortschreitende negative Handelsbilanz wurde durch Kapitalimport und 
eine steigende Auslandsverschuldung ausgeglichen. Außerdem zeichneten sich 
die Staaten durch eine rigide Wechselkurspolitik bzw. Geldpolitik aus (Becker 
2010). In Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, Estland und Litauen führten die 
Regierungen sogar Currency Boards ein, was bedeutet, dass die Währungan eine 
ausländische sogenannte Ankerwährung gebunden wird. Der feste Wechselkurs 
und die institutionalisierte Stellung des Currency Boards im politischen Ent- 
scheidungsprozess sollen bei internationalen Anlegern und den Finanzmärkten 
Glaubwürdigkeit herstellen. Eine Ausnahme ist Slowenien, wo sich im Rahmen 
eines staatlich regulierten Korporatismus eine einheimische Industriebourgeoisie 
und konkurrenzfähige, exportorientierte Wirtschaftszweige herausbildeten. 

Die ökonomische Peripherisierung und die neoliberale Wirtschaftspolitik 
gehen oftmals mit einer Stärkung autoritärer Strukturen einher. Der Philosoph 
Gaspar Miklos Tamäs konstatiert die Entstehung eines spezifischen osteuropä- 
ischen Kapitalismus, den ein neoliberaler-nationalistischer Konsens auszeichnet 
(Tamäs 2007). In vielen Ländern kam es bereits in den frühen 1990er Jahren zu 
einem Aufschwung rechter und nationalistischer Bewegungen. Aufgrund ihrer 
klaren anti-sowjetischen, später anti-russischen und pro-marktwirtschaftlichen 
Positionen waren sie im Inland häufig populär und für die westlichen Regierungen 
potenzielle Partner, sodass sie schnell Teil des politischen Establishments wurden. 
Beispiele sind die erste kroatische Regierung um Franjo Tudman (1922-1999), 
aber auch die Kaczynski Brüder aus Polen. 

Darüber hinaus ging die Einführung des Kapitalismus oft mit der Rekonsti- 
tution der ethnisch heterogenen Vielvölkerstaaten (Sowjetunion, Jugoslawien, 
Tschechoslowakei) als Nationalstaaten mit einer dominanten, namensgebenden 
Bevölkerungsgruppe einher. Einerseits lagen die Gründe für den Staatszerfallin 
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dem unvollkommenen „staatssozialistischen Multikulturalismus“. Dieser be- 
schwor zwar „Brüderlichkeit“ und „Einheit“. Dennoch war die Identifikation mit 
dem Staat schr unterschiedlich ausgeprägt. Als staatstragende Nation galt in der 
Sowjetunion die Russen und in Jugoslawien die Serben. Das führte dazu, dass 
bereits existierende Unabhängigkeitsbestrebungen einzelner Völker im Zuge der 
staatssozialistischen Wirtschaftskrise der 1980er Jahre eskalierten.? Andererseits 
beruhten die Unabhängigkeitsbestrebungen aufdem Unwillen der wirtschaftlich 
stärksten Regionen, die schwach industrialisierten oder rohstoffarmen Gebiete 
weiter zu subventionieren. Vielmehr hielten sich erstere für einen marktwirt- 
schaftlichen Übergang besser gerüstet und sahen in letzteren ein Hindernis für 
eine erfolgreiche Weltmarktintegration. Diese Entwicklung zeigt sich sowohl 
in Russland (Jaitner 2014) als auch in Kroatien, Slowenien (Curkovic 2014) 
und Tschechien. Die Auflösung dieser Staaten beendete jedoch nicht die Unab- 
hängigkeitsbestrebungen im post-sowjetischen und post-jugoslawischen Raum. 
Stattdessen setzte sie eine kaum zu kontrollierende Auflösungsdynamik in Gang, 
die immer neue Konflikte provozierte.‘ Dies verhinderte eine Neugründung der 
Staaten auf multikultureller Grundlage und stärkte die bereits existierenden 
nationalistischen Akteure. 


Kritik am dominanten Entwicklungsmodell 


Trotz der negativen Folgen ist die Sicht, dass es einen Zusammenhang zwischen 
der Einführung des Kapitalismus und der gesellschaftlichen Entwicklung gibt, 
bis heute marginalisiert. Mehrheitlich dominiert der Glaube, dass es zum tat- 
sächlichen Verlauf der Transformation keine Alternative gab. Mögliche Alter- 
nativen, die in den späten 1980er Jahren ernsthaft diskutiert wurden und eine 
realpolitische Option waren, werden entweder völlig außer Acht gelassen oder 
diskreditiert. Der Politikwissenschaftler Krunoslav Stojakovic konstatiert: 

Das Einstehen für Sozialstaatlichkeit und mehr noch die kritische Bewertung der ka- 

pitalistischen Transformation seit 1990 mit allen damit einhergehenden Enteignungen 

chemals gesellschaftlichen Eigentums werden von den VertreterInnen der hegemonialen 


liberalkapitalistischen Eliten als Ausdruck eines defizitären Demokratieverständnisses 


abgelehnt. (Stojakovid 2012:3) 


3  Beispielhaft sind hier das Baltikum und Georgien in der UdSSR oder die Kroaten in 
Jugoslawien zu nennen. 

4 Die gewaltsamen Auseinandersetzungen in der Ostukraine sind das aktuellste Beispiel. 
Auch der Kosovo-Krieg, die Unabhängigkeitsbestrebungen im russischen Nordkaukasus 
sowie in Georgien (Südossetien und Abchasien) wären zu nennen. 
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Diese Immunisierung gegen (kapitalismus-)kritische Ansätze spiegelt sich auch 
in gesellschaftlichen Diskursen wider. Der Politologe Ivan Krastev beklagt ein 
fehlendes Subjekt, etwa eine Partei oder Bewegung, das dem Unmut über die 
katastrophalen Entwicklungen in den jeweiligen Ländern Ausdruck verleihen 
könnte. Auch mangelt es ihm zufolge an politischem Vokabular, um die durchaus 
vorhandene kritische Stimmung auszudrücken. Kritik an den freien Märkten 
wird nur als Nostalgie nach dem Vorherigen abgetan. Dabei betont auch er die 
problematische Rolle der neuen Eliten, die eine kritische Auseinandersetzung 
unterdrücken (Krastev 2010). 

Dem gegenüber kritisiert Mladen Peric die „hergestellte Hegemonie“ des Wes- 
tens in Osteuropa. Im Sinne der These Francis Fukuyamas von einem „Ende der 
Geschichte“ galten die liberale Demokratie und die kapitalistische Ordnung als 
Sieger über den „real existierenden Sozialismus“. Zu gesellschaftlichen Narrativen 
und Stützen der neuen herrschenden Ordnung entwickelten sich aber nicht in 
erster Linie demokratische Grundwerte und Menschenrechte, sondern neolibe- 
rale Überzeugungen und Nationalismus (Perid 2012: 1ff.). 

Eine differenzierte Kritik der Transformation ist unter diesen Bedingun- 
gen eine große Herausforderung. Kapitalismuskritische Akteure befinden sich 
überwiegend in einer marginalisierten Position. Darüber hinaus mangelt es oft 
an einer differenzierten Auseinandersetzung mit dem Staatssozialismus, was 
ein gemeinsames Vorgehen erschwert. Die Schwäche der Linken, die desolate 
Wirtschaftslage und die oft korrupte politische Elite bilden eine höchst brisante 
Ausgangslage für eine weitere Stärkung nationalistischer und rechter Kräfte. 


Die Entwicklung auf dem Balkan 


Die Entwicklung auf dem Balkan prägt bis heute der Auflösungsprozess Jugo- 
slawiens, die damit einhergehenden Kriege in Kroatien, Bosnien und Serbien 
(Kosovo) sowie die Entstehung neuer Nationalstaaten. Parallel dazu wurden 
Wirtschaftsreformen und umfangreiche Privatisierungsprozesse eingeleitet. Als 
Ergebnis nahm in allen Gesellschaften die soziale Ungleichheit und (regional 
unterschiedlich) Formen von Subsistenzwirtschaft zu. 

In allen jugoslawischen Nachfolgestaaten etablierte sich in den 1990er Jahren 
innerhalb der herrschenden Eliten ein neoliberaler-nationalistischer Konsens. 
Den ethnisch sehr heterogenen Staaten wird dabei eine staatstragende Nation 
(Kroaten in Kroatien, Serben in Serbien etc.) zugeschrieben. Daraus folgt, wie 
der bosnische Germanist Vahidin Preljevic feststellt, eine Neubewertung des 
Nationalismus auf dem Balkan. Während er zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
als eine Befreiungsideologie und Antwort auf den österreichungarischen Im- 
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perialismus diente, stehe der Zerfall Jugoslawiens für das destruktive Potenzial 
des Nationalismus (Flottau 2014:18-19). Freilich existierte auch ein spezifischer 
jugoslawischer Nationalismus, der nicht allein auf seine anti-imperialistischen 
Inhalte reduziert werden sollte. Vielmehr diente auch er der Legitimation ei- 
nes autoritären politischen Staates und bemühte sich darum, ideologisch den 
Nationalismus der jugoslawischen Nationen, insbesondere den der Serben und 
Kroaten, zu ersetzen. 


Bosnien-Herzegowina 


Welche problematischen Folgen der Nationalismus auf dem Balkan hat, wird 
in Bosnien-Herzegowina besonders deutlich. Das Dayton-Abkommen aus dem 
Jahr 1995 beendete zwar ofliziell den Krieg im Land (1991-1995). Gleichzeitig 
diktierte die „internationale Gemeinschaft“ (bestehend aus den USA und der 
EU) dem bosnischen Volk die bis heute gültige Verfassung. Dies festigte den im 
Krieg geschaffenen Status quo und damit die Nationalisierung der bosnischen 
Gesellschaft. Das Land besteht fortan aus zwei Teilrepubliken, einem bosnisch- 
kroatischen Teil (Föderation von Bosnien und Herzegowina) und der serbischen 
Republika Srpska. Die Frontverläufe des Krieges, einschließlich der ethnischen 
Säuberungen, wurden dadurch institutionalisiert. 

Wie der Politologe Vedran Dzihic überzeugend darlegt, verhindert die aufokt- 
royierte Verfassung eine Demokratisierung der bosnischen Gesellschaft. Anstelle 
des Bürgers tritt ein ethnonational definierter Mensch (bosnisch, serbisch oder 
kroatisch). Die zentralen politischen Subjekte sind die Kollektive der SerbIn- 
nen, KroatInnen und BosniakInnen, die jeweils durch eigene ethnische Parteien 
vertreten werden (Dzihie 2011). Darüber hinaus nutzt die politische Elite des 
serbischen Teils die fragile Lage des Staates und die allgemeine Dynamik des 
Staatszerfalls auf dem Balkan aus, um die eigene Position durch eine mögliche 
Abspaltung vom Gesamtstaat zu stärken. Analog pochen VertreterInnen der 
KroatInnen immer wieder aufdie Bildungeiner kroatischen Teilrepublik. Dzihie 
spricht deshalb vom Phänomen des „Daytonismus“, einer Logik, „nach der die 
Widersprüche des Daytoner Abkommens aus der eigenen ethnonationalistischen 
Sicht bzw. auf der Basis der jeweiligen Partikularinteressen beliebig interpretierbar 
und somit instrumentalisierbar werden“ (ebd.: 56f.). 

Gemäß der Verfassung müssen öffentliche Ämter nach ethnischen Quoten 
vergeben werden. So sitzen in dem dreiköpfigen Staatspräsidium VertreterInnen 
der drei sogenannten konstitutiven Völker, d.h. BosniakInnen, KroatInnen und 
SerbInnen. Andere Minderheiten wie Juden und Jüdinnen oder Sinti und Roma, 
aber auch Menschen, die sich selbst als „Jugoslawen“ bezeichnen, sind dadurch 
vom politischen Prozess ausgeschlossen. Sie können weder für Ämter kandidieren 
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noch schen sie sich von einer der ethnisch definierten Parteien repräsentiert. Der 
Politologe Nerzuk Curak (2004) spricht deshalb auch von „dejtonski naciona- 
lizam“, vom Dayton-Nationalismus. Dagegen klagten Jakob Finci und Dervo 
Sejdie in Sarajevo, der Vertreter der jüdischen Gemeinde und der Roma. Im Jahr 
2009 erklärte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, dass die bosni- 
sche Verfassung im Widerspruch zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
stehe. Die Begründung ist dabei äußerst interessant: „Die Verfassung Bosnien- 
Herzegowinas stellt einen Anhang zum Friedensabkommen von Dayton 1995 
dar. Als Teil eines Friedensvertrags wurde sie ohne Anwendungeines Verfahrens 
aufgesetzt und angenommen, das ihre demokratische Legitimität garantiert hätte“ 
(EGMR 2009). Eine Verfassungsänderung wurde bis heute nicht umgesetzt. 

Das Abkommen von Dayton machte nicht nur einen eigenständigen, bosni- 
schen Weg zur Ausarbeitung einer Verfassung und Nachkriegsordnung über- 
flüssig, sondern etablierte eine neo-koloniale Fremdherrschaft. In der Person des 
„Hohen Repräsentanten“ regiert die EU direkt in Bosnien-Herzegowina.° Dieser 
soll zwar - laut eigener Homepage - nur „die Umsetzung der zivilen Aspekte des 
Friedensabkommens“ überwachen (OHR 2012). Doch dazu erhielt er weitrei- 
chende Vollmachten (Bonner Befugnisse). Diese beinhalten das Recht, politisch 
gewählte Amtsträger oder Staatsbeamte zu entlassen, Gesetze zu beschließen 
oder zu verhindern und Behörden zu schaffen. Von diesem Recht machten die 
Repräsentanten immer wieder Gebrauch.° Währungspolitisch ist das Land durch 
die konvertible Mark eng an die EU gebunden. Das Dayton-Abkommen schuf 
ein EU-Protektorat, das Ethnizität als zentrale politische Kategorie festschreibt. 
Eine unabhängige, demokratische Entwicklung des Landes scheint unter diesen 
Bedingungen kaum möglich. 


Kroatien 


In Kroatien ist der Nationalismus seit dem Krieg” die ideologische Grundlage 
des Staates und der politischen Elite. Dazu gehört das Narrativ, dass Kroatien 
ausschließlich als Opfer der serbischen Aggression zu betrachten sei. Dabei han- 
delt es sich jedoch im Sinne Eric Hobsbawms um einen nationalen Gründungs- 


5 Eineähnliche Praxis gibt es im Kosovo. 

6 2004 wurden 59 Politiker und Beamte der Republika Srpska, darunter Regierungsmit- 
glieder, ihrer Ämter enthoben. 2007 wurden der stellvertretende Polizeidirektor der 
Republika Srpska und 35 weitere Polizeibeamte abgesetzt. 

7 DerKriegin Kroatien dauerte von 1991-1995. Die kroatische Armee und Paramilitärs, 
wie die „Kroatische Verteidigungskräfte“ (Hrvatske obrambene snage, HOS), kämpften 
gegen serbische Milizen der Republik Serbische Krajina und die Jugoslawische Volksarmee 
(JNA). 
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mythos.® Der Soziologe Rogers Brubaker zeigt deutlich, dass der groß-serbische 
Nationalismus unter Slobodan Milosevic und die Radikalisierung der Krajina- 
SerbInnen in Ost-Kroatien in einem direkten Zusammenhangmit dem Aufstieg 
des kroatischen Nationalismus stehen (Brubaker 1996: 69ff.). Die eigene Rolle, 
die wesentlich zur Gewalteskalation beitrug, wird von kroatischer Seite ebenso 
abgestritten, wie die Kriegsverbrechen an der serbischen Bevölkerung im Zuge 
der Rückeroberung Ost-Kroatiens oder die gemeinsamen Pläne mit der serbischen 
Regierung zur Teilung Bosnien-Herzegowinas. Das erklärt, warum verurteilte 
Kriegsverbrecher, wie der Armeegeneral Ante Gotovina, als Helden verehrt und 
von der Politik hofiert werden. 

Im Unterschied zu Bosnien-Herzegowina definiert sich Kroatien als ethnisch 
homogener Nationalstaat. Der Anteil der serbischen Minderheit ging nach dem 
Krieg um die Hälfte zurück und beläuft sich heute auf weniger als 5 Prozent 
der Bevölkerung. Dennoch garantiert die Verfassung den SerbInnen drei Sitze 
im Parlament und in Ortschaften mit hohem serbischem Bevölkerungsanteil 
Autonomierechte, wie den Gebrauch der serbischen Sprache oder eigene Schulen. 
Von einer wirklichen Aufarbeitung des Krieges oder Versuchen einer Aussöhnung 
zwischen SerbInnen und KroatInnen kann jedoch keine Rede sein. Immer wieder 
wird die serbische Minderheit zum Spielball politischer Auseinandersetzungen. 
So führte ein Gesetz, das die Aufstellung kyrillischer Straßenschilder vorsah, in 
der Stadt Vukovar zu heftigen Auseinandersetzungen und teilweise gewaltsamen 
Protesten der kroatischen Bevölkerung. 

Als Hüterin der nationalistischen Staatsdoktrin gilt die national-konservative 
HDZ. Sie fungiert als Sammelbecken für nationalistische, rechte und chauvinisti- 
sche Strömungen. Zudem symbolisiert sie das Bündnis zwischen Konservatismus 
und katholischer Kirche, einer weiteren zentralen ideologischen Grundlage des 
heutigen Kroatiens. Diesen klerikalen Nationalismus kombiniert sie mit einer 
neoliberalen Wirtschaftspolitik. Während die Parteiin den 1990er Jahren einen 
autoritären politischen Kurs und eindeutige Bezüge zum faschistischen Usta$a- 
Regime? propagierte, vollzog sie nach dem Sturz Tudmans (1999) und dem 
Verlust der Regierungeinen Kurswechsel. Die nationalistische Rhetorik wurde 
abgeschwächt und der EU-Beitritt Kroatiens unterstützt. Seitdem Ausbruch der 
Wirtschaftskrise und unter dem Druck rechter Bewegungen („Im Namen der 
Familie“) sowie den Konflikten um die kyrillische Schrift schwenkte die Partei 


8 Mehrzu der Bedeutungvon Mythen im Prozess der Nationalstaatsbildungbei Hobsbawm 
(1991). 

9 Nach der Eroberung Jugoslawiens durch die Wehrmacht (1941) wurde der faschistische 
Unabhängige Staat Kroatien (NDH) ausgerufen. Bis Kriegsende wurden auf dem Gebiet 
der NDH tausende Roma, Serben, Juden und politisch Andersdenkende umgebracht. 
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weiter nach rechts. Das verdeutlicht ein Zitat des Parteivorsitzenden Tomislav 
Karamarko. Dieser sagte anlässlich einer Gedenkveranstaltung zu Ehren des 


Verteidigungsministers unter Tudman, Gojko Susak (1945-1998), im Mai 2014: 


Jeder kann ... in seinem Haus ... denken, was er möchte. Aber auf keinen Fall in der Öf- 
fentlichkeit. Er muss die Werte achten, auf denen der kroatische Staat gegründet wurde. 
Diese sind: der Vaterländische Krieg", unsere Vaterlandsverteidiger, unsere Gefallenen, 
die politische Doktrin Dr. Tudmans und ... das Leben und die Taten von Gojko Susak 
(HDZ 2014) 


SuSak wird für eine Vielzahl von Kriegsverbrechen verantwortlich gemacht. Ein 
Prozess vor dem Internationalen Strafgerichtshof für das chemalige Jugoslawien 
kam nur aufgrund seines frühen Todes nicht zustande. 

Träger des nationalistischen Konsenses sind aber nicht nur die HDZ oder 
die Kirche. Auch die aktuelle links-liberale Regierung nimmt an den jährlichen 
Feiern zur Erinnerung an die kriegsentscheidende Offensive Oluja („Sturm“) 
teil. Wie schr die Linien zwischen rechtem und linkem Lager verschwimmen, 
zeigt das Beispiel des Bürgermeisters von Split, Ivo Baldasar, Mitglied der sozi- 
aldemokratischen SDP. Dieser besuchte im Mai 2014 eine Denkmaleinweihung 
der Gefallenen der extrem rechten paramilitärischen Formation „Kroatische 


Verteidigungskräfte“. 


Der schwierige Umgang mit dem Nationalismus und die 
unterschiedlichen Ziele der Protestbewegungen 


Berücksichtigt man die Marginalisierung alternativer Bewegungen und ihr 
schwieriges historisches Erbe, sind die Proteste in Bosnien-Herzegowina umso 
bemerkenswerter. Zwar fanden in den letzten Jahren Proteste statt, die sich ei- 
ner nationalen Kategorisierung verweigerten. Sie erreichten jedoch nicht dieses 
Ausmaß. Der Ethnonationalismus war zu dominant und allgegenwärtig. Dem- 
entsprechend schnell einigte sich die sonst so zerstrittene politische Elite, den 
Protest zu ethnisieren, d.h. ihm eine bestimmte Nation zuzuschreiben. Da das 
Dayton-Abkommen und die daraus folgende Nationalisierung der Gesellschaft 
ihre Legitimationsgrundlage bildet, ist dieser Schritt nicht verwunderlich. Tat- 
sächlich aber handelte es sich um keinen vermeintlich bosnisch-muslimischen 
Protest!!, sodass dieses Vorgehen die Kluft zwischen den Protestierenden und der 
Politik nur weiter vertiefte. Gemeinsame Demonstrationen zwischen ethnischen 
KroatInnen und BosnierInnen fanden u.a. in Mostar und anderen Städten statt. 


10 In Kroatien wird der Krieg als „Vaterländischer Krieg“ (Domovinski rat) bezeichnet. 
11 So äußerte sich der Hohe Repräsentant Valentin Inzko (Kurier 2014). 
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Auch in Banja Luka, die Hauptstadt der Republika Srpska, gab es Proteste und 
sogar in der serbischen Hauptstadt Belgrad wurde eine Solidaritätsdemonstration 
veranstaltet. 

Der Philosoph Hrvoje Jurie argumentiert, dass der Unterschied zwischen frü- 
heren Protesten und denen im Frühjahr 2014 ihr „klarer Klassen-Aspekt und die 
zusätzliche Redefinition der Opposition „Wir gegen euch“ war (H-alter 2014). Die 
Formulierung sozialer Forderungen, wie die Rücknahme von Privatisierungen, 
Lohnerhöhungen und Sozialprogramme, und die Ablehnung des ethnischen 
Prinzips ermöglichten die Konstitution eines neuen politischen Subjckts, das sich 
klar von der politischen Elite abgrenzt und über den daytonistischen Ethnona- 
tionalismus hinausweist. Darin lagen die Gefahr für die Herrschenden und der 
revolutionäre Charakter der Protestbewegung. Indem sich die Protestierenden in 
basisdemokratisch organisierten Bürgerforen, sogenannten Plena, organisierten, 
boten sie auch eine politische Alternative zum repräsentativen System. So ist 
es nicht verwunderlich, dass vor allem Menschen die Proteste unterstützten, 
die sich von dem System entweder nicht repräsentiert fühlen (ArbeiterInnen, 
RenterInnen und AktivistInnen aus dem Menschenrechts- und Sozialbereich) 
oder wenig Perspektive schen (Studierende). 

Die Reaktionen folgten umgehend. Der kroatische Ministerpräsident Zoran 
Milanovid fuhr nach Mostar, um sich mit VertreterInnen der kroatischen Bos- 
nierInnen zu treffen. Milorad Dodik, Präsident der Republika Srpska, begab 
sich nach Belgrad. Dieser Schritt verdeutlichte einmal mehr, wo die eigentlichen 
Machtzentren im Staat liegen. Die Reise Milanovics nach Mostar schlug auch 
deshalb hohe Wellen, da er sich nicht dazu herabließ, der Regierung in Sarajevo 
einen Besuch zu erweisen. Stattdessen wählte er Mostar, das Zentrum der eth- 
nischen Kroaten, das in den früheren 1990er Jahren die Hauptstadt der „Kro- 
atischen Republik Herceg-Bosna“ war und während des Krieges immer wieder 
Schauplatz von Massakern und ethnischen Säuberungen wurde. Milanovids 
lapidare Begründung, Mostar seisschließlich näher gewesen als Sarajevo, verdeut- 
licht die Geringschätzung, die Kroatiens Regierung der bosnischen bis heute 
entgegenbringt. 

Einen Schritt weiter ging der Hohe Repräsentant Bosnien-Herzegowinas, 
der Österreicher Valentin Inzko. Er drohte in einem Interview für den Wiener 
Kurier: „Wenn die Lage eskaliert, werden wir eventuell an EU-Truppen denken 
müssen“ (Kurier 2014). 

Während in Bosnien-Herzegowina die Proteste mögliche Wege zur Über- 
windung des nationalistischen Konsenses aufzeigen, weist die Entwicklung in 
Kroatien in die gegenteilige Richtung. Zwar hat der Ausbruch der Wirtschafts- 
krise keine direkte „Hegemoniekrise“ (Gramsci, GH 7: 1577) ausgelöst. Dennoch 
leitete die Parlamentswahl im Jahr 2011 „erstmals einen linken Kurswechsel in 
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der kroatischen Politik ein“ (Stojakovie 2011: 1). Die von Korruptionsskandalen 
gebeutelte HDZ und das von ihr verteidigte Gesellschaftsmodellbefanden sich in 
der Defensive. Der fortschreitende ökonomische Niedergang und die neoliberale 
Wirtschaftspolitik der Regierung steigerten jedoch den Unmut der Bevölkerung 
und ermöglichten den nationalistischen Kräften eine rasche Rückkehr. Der Er- 
folg von „Im Namen der Familie“ ist ein Beispiel, wie das Bündnis aus Parteien 
(HDZ und kleineren Rechtsparteien), Kirche und WissenschaftlerInnen sich 
zivilgesellschaftlich reorganisiert. Dies geschieht über gemeinsame „Projekte“, wie 
das breite Bündnis für das Verbot gleichgeschlechtlicher Ehe. Diese Forderung 
ist nicht neu. In einigen Ländern (USA, Frankreich) entwickelte sich, getragen 
von konservativen Medien, eine starke außerparlamentarische Bewegung mit 
engen Verbindungen in die Politik. In konservativen Kreisen der kroatischen 
Gesellschaft stieß diese Forderung auf große Zustimmung. Zumal die Kirche 
früher immer wieder gegen die LGBT-Bewegungund Gayprides Position bezogen 
hatte. Dennoch war die Strategie innerhalb des konservativen Lagers umstritten. 
Das zeigt u.a. die Kritik der chemaligen Premier-Ministerin Jadranka Kosor an 
der Entwicklung ihrer Partei HDZ und die Ankündigung von Karamarko die 
Partei befinde sich in einem „Säuberungsprozess“ (Index 2013). 

Obwohl vier der bekanntesten Protagonisten!” von „Im Namen der Familie“ 
Mitglieder der kleinen national-konservativen Partei Hrast sind, gerierte sich 
die Bewegung von Anfangan als volksnah und fern von der korrupten Politik. 
Tatsächlich verfügt sie über beste Verbindungen in das konservative Lager. Fi- 
nanzielle und logistische Unterstützung erhielt sie sowohl von der Kirche als auch 
der HDZ (DW 2014). Besonders die Kooperation mit der Kirche verhalf der 
Bewegung zu großer Popularität, da sie gerade im ländlichen Raum als wichtige 
moralische Instanz gilt. 

Anders als in Bosnien handelt es sich um keinen Protest der Transformations- 
verliererInnen. Dementsprechend spielten soziale Forderungen keine Rolle. Viele 
aktive UnterstützerInnen stammen aus der gebildeten Mittelschicht. Allerdings 
war der Zuspruch unter sozial abgehängten Schichten und in den peripheren 
Landesteilen außerordentlich hoch. Der aggressive Nationalismus dient der 
Ausgrenzung gesellschaftlicher Minderheiten und lenkt gleichzeitig von der 
verschärften Austeritätspolitik im Zuge der Wirtschaftskrise ab. 

Besonders problematisch ist, dass direkt-demokratische Initiativen vom rech- 
ten Lager ausgehen und für diskriminierende Praktiken missbraucht werden. Der 
Erfolg scheint den Auftakt für weitere Initiativen zu bieten. Der „Generalstab 
für die Verteidigung des kroatischen Vukovars“ (StoZer za obranu hrvatskog 


12 Zeljka Markic, Kresimir Miletie, KreSimir Planinie und Ladislav Il£ic. 
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Vukovara) plädiert für ein Referendum, in dem über den Gebrauch der kyril- 
lischen Schrift abgestimmt werden soll.'” Die Mobilisierung der konservativen 
Wählerschichten soll nicht nur der Regierung das eigene politische Programm 
aufzwingen. Der Gebrauch direkt-demokratischer Methoden richtet sich gegen 
vermeintliche GegnerInnen des kroatischen Staates. Eine Debatte über das kri- 
senhafte kroatische Gesellschaftsmodell, für das die HDZ aufgrund ihrer Regie- 
rungsverantwortung maßgeblich verantwortlich ist, wird geschickt verhindert. 

Enttäuschend ist die Reaktion der Regierung, Diese verzichtete aufeine breite 
Gegenmobilisierung, gemeinsam mit der aktiven LGBT-Szene und Menschen- 
rechtsorganisationen. Vielmehr kündigte sie im Vorfeld der Abstimmung an, 
das Ergebnis habe keinerlei Bedeutung für die Verabschiedung eines Gesetzes 
über gleichgeschlechtliche Partnerschaften. Damit überließ sie der homopho- 
ben Bewegung weitgehend das Feld. Am 15. Juli 2014 wurde das angekündigte 
Gesetz verabschiedet. Im selben Atemzug trieb die Regierung ihre neoliberale 
Wirtschaftspolitik voran. So erleichtert das „Gesetz über die Arbeit“ (ZOR) die 
Entlassungvon schwangeren Frauen und schwächt Arbeitnehmerrechte generell. 
Dabei erhalten 93 Prozent aller neu angestellten Frauen nur Zeitverträge. Ein 
ähnliches Gesetz unter der HDZ-Regierung hatten die Sozialdemokraten noch 
verhindert (Index 2014). 


Fazit 


Der Beitragkonzentrierte sich auf die Analyse zweier Bewegungen: die Kampa- 
gne „Im Namen der Familie“ aus Kroatien und die bosnische Protestbewegung, 
Damit geraten zwangsläufig andere Akteure, wie beispielsweise die kroatische 
LGBT-Bewegung, außer Acht. Das gilt auch für die Entwicklungen in Serbien 
und Slowenien. Der Grund für die Auswahl liegt in dem enormen Mosbilisie- 
rungspotenzial beider Bewegungen, die eine Strahlkraft auf den ganzen Balkan 
entwickelten. Darüber hinaus stehen die Fallbeispiele in einem direkten Zusam- 
menhangzu anderen europäischen Bewegungen, was eine breitere Verortungder 
Proteste und eine Kontextualisierung gesellschaftlichen Protests in der Krise 
ermöglicht. 

Der erste Teil des Artikels hatte die Aufgabe, die gesellschaftlichen Bedin- 
gungen, in denen die Bewegungen entstanden, näher zu erläutern. Sowohl in 
Bosnien-Herzegowina als auch Kroatien etablierten sich extrem krisenanfällige 
nationalistisch-neoliberale Gesellschaftsmodelle. Dafür gibt es mindestens drei 


13 Kroaten benutzen lateinische Buchstaben, Serben hingegen kyrillische. 
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wichtige Gründe. Erstens existiert eine große Diskrepanz zwischen dem ofliziellen 
demokratischen Anspruch und den realen Rechten der Bevölkerung. Die Vergabe 
von Partizipationsrechten erfolgt entlangethnonationaler Kriterien. Dies führt 
dazu, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen entweder vom politischen Prozess 
ausgeschlossen sind (Juden und Jüdinnen, Sinti und Roma in Bosnien-Herze- 
gowina) oder einen Platz im national definierten System zugewiesen bekommen 
(SerbInnen in Kroatien). Dem steht eine politische Klasse gegenüber, die sich im 
Zuge des Krieges herausgebildet hat und vom Transformationsprozess profitier- 
te. Sei es durch den (illegalen) Erwerb privatisierter Betriebe, den Verkauf von 
Staatseigentum oder weil sie sich durch ihre nationalistische Überzeugungeinen 
Platz im neuen Staat sicherten. Der kroatische Ministerpräsident Ivo Sanader 
(2003-2009) und seine Nachfolgerin, Jadranka Kosor (2009-2011), stehen bei- 
spielhaft für die unterschiedlichen Formen der Bereicherung. Während Sanader 
aufgrund von Korruptionsfällen in seiner Amtszeit im November 2012 zu einer 
zehnjährigen Haftstrafe verurteilt wurde, zählte Kosor als Ministerpräsidentin 
die Wohnungeiner vertriebenen serbischen Familie zu ihrem Eigentum (Novosti 
2010). Die vielfältigen Bereicherungen eint die neue herrschende Klasse und 
grenzt sie gleichzeitig von den Transformationsverlierern ab. 

Zweitens gelang es nicht, stabile ökonomische Verhältnisse zu gewährleisten, 
die eine nachhaltige gesellschaftliche Entwicklung ermöglicht hätten. Die Wirt- 
schafts- und Finanzkrise hat den dauerhaften Krisenzustand in allen Ländern 
deutlich vor Augen geführt. Es zeigt sich, dass sich im Laufe der Transformation 
die Ungleichheit sowohl zwischen den einzelnen Ländern Osteuropas als auch 
innerhalb der Länder zwischen prosperierenden Zentren und abgehängten Regi- 
onen verschärfen (Kagarlitsky 2007: 159ff.). Es muss somit von einer peripheren 
Weltmarktintegration der osteuropäischen Staaten gesprochen werden. Hinzu 
kommen Bevölkerungsgruppen, die unter extrem prekären Umständen leben, 
wie die Sinti und Roma.'* Auch RentnerlInnen, Alleinerziehende und Arbeite- 
Innen gehören zu dieser neuen Unterschicht der TransformationsverliererInnen, 
obwohl sie anders als Roma nicht dermaßen stigmatisiert sind. Allgemein lässt 
sich ein Rückgang des Lebensstandards für die Mehrheit der Bevölkerung und 
eine erhöhte soziale Polarisierung feststellen. Diese Entwicklung begleitet ein 
weiterer Abbau sozialer Rechte in Kroatien (ND 2013). Das lässt erwarten, dass 
die Ungleichheit in der Krise weiter zunehmen wird. 

Drittens zeigen die Fallbeispiele neue komplexe Formen von Abhängigkeit und 
Herrschaft. Während Kroatien peripher in die EU und die NATO integriert wur- 
de, ist Bosnien-Herzegowina aufden Status eines EU-Protektorats degradiert. Der 


14 Dies betrifft cher Bosnien-Herzegowina, da die Anzahl der Sinti und Roma in Kroatien 
deutlich geringer ist. 
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ökonomische Niedergang steigert zweifellos die Frustration in der Bevölkerung, 
Dadurch bleibt der Nationalismus bis heute die stärkste politische Kraft aufdem 
Balkan. Die mangelnde Bereitschaft in beiden Ländern, den Krieg aufzuarbeiten 
und die ethnonationale Verfassung in Bosnien-Herzegowina tragen dazu bei. 

Vor diesem Hintergrund agieren die ausgewählten Bewegungen. Im Zuge 
der Wirtschafts- und Finanzkrise haben die vielfältigen gesellschaftlichen Kon- 
flikte (Rechte von Minderheiten, soziale Polarisierung der Gesellschaft) eine 
neue Dynamik gewonnen. Davon zeugen Sparprogramme, die Kürzung von 
Sozialleistungen oder ausbleibende Lohnzahlungen. Beide Bewegungen treiben 
damit auf unterschiedlicher Weise die Konflikte weiter voran. Im zweiten Teil 
des Beitrags lag der Schwerpunkt daher auf der Kontextualisierung der Inhalte 
und Forderungen der Bewegungen. 

Während die Protestbewegung in Bosnien-Herzegowina den Anspruch ver- 
trat, den verfassungsrechtlich fixierten Ethnonationalismus zu überwinden und 
dies mit sozialen Forderungen kombinierte, kommt esin Kroatien zu einer Radi- 
kalisierungrechter Kräfte und einer Stärkung der nationalistischen Hegemonie. 
Die neoliberale Austeritätspolitik wird ungehindert vorangetrieben. Gleichzeitig 
nehmen die Polemik und der Druck auf Minderheiten, insbesondere SerbInnen 
und Homosexuelle, zu. Besonders problematisch ist, dass direkt-demokratische 
Initiativen vom rechten Spektrum dazu genutzt werden, diskriminierende Prak- 
tiken durchzusetzen. 

Trotz aller Erfolge zeigt der Verlauf der bosnischen Proteste einige Schwie- 
rigkeiten: das Spannungsverhältnis zwischen der Institutionalisierung einer 
Bewegung und einer offenen Struktur. Die überraschende Intensität der Pro- 
teste währte nur einen knappen Monat. Somit konnte die Politik wichtige For- 
derungen (Rücknahme der Privatisierungen, Lohnerhöhungen, Neuwahlen) 
einfach aussitzen. Inwiefern die Proteste einen langfristigen Effekt haben, werden 
die kommenden Jahre zeigen. Zudem stießen die Formen basisdemokratischer 
Organisation an ihre Grenzen. So sinnvoll und wichtig die offenen Plena in der 
Konstitution der Protestbewegung waren, können sie doch keinen Anspruch auf 
Repräsentation erheben. 

Der Erfolgkommender Proteste hängt auch von der Reorganisationsfähigkeit 
der Herrschenden ab. Die Furcht aller Akteure, sowohl der Eliten in Bosnien- 
Herzegowina als auch der Regierungen in Kroatien und Serbien sowie der Euro- 
päische Union, vor der Protestbewegungermöglichte ein koordiniertes Vorgehen. 
Dies reichte von der Diskreditierung des Protests bis zur offenen Androhung 
von Gewalt. 

Die unterschiedliche Entwicklungbeider Länder liegt auch in der unterschied- 
lichen Ausgangslage der Herrschenden begründet: Während in Bosnien die 
politischen Eliten das Land entlangethnischer Kriterien in verschiedene Interes- 
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sensphären aufteilten und so lange Jahre trotz des wirtschaftlichen Niedergangs 
regierten, reorganisiert sich die kroatische Rechte als breites Bündnis unter einer 
sozialliberalen Regierung. Der Nationalismus ist hier der mobilisierende, einende 
Faktor. Es wird deutlich, dass der derzeitige Status quo die ethnischen und sozia- 
len Konflikte aufdem Balkan keineswegs überwand, sondern institutionalisierte. 
Die herrschende Elite hat kein wirkliches Interesse an ihrer Überwindung, dasie 
ihre Legitimation im Wesentlichen ihren nationalistischen Positionen verdankt. 
Das erzeugt hochgradig instabile Gesellschaften. Im Zuge der Krise ist die Fort- 
setzung dieser Politik, wie beispielsweise in Kroatien, besonders gefährlich. Eine 
weitere Eskalation und eine Radikalisierung der Konflikte sind zu erwarten. Da 
ein Umdenken nicht absehbar scheint, manövrieren sich die Herrschenden in eine 
für sie schwer lösbare Situation. Einerseits bildet der aggressive Nationalismus die 
ideologische Grundlage ihre Macht. Andererseits ist es dieser Nationalismus, der 
ihr Ende bedeuten könnte, da er permanente Instabilität und eine Fortsetzung 
der Konflikte zur Folge hat. 

Eine eigenständige, emanzipatorische Position zu bezichen, ist unter diesen ge- 
sellschaftlichen Bedingungen eine große Herausforderung, Sie erfordert einerseits 
eine differenzierte Sicht auf den Staatssozialismus, die Erfolge (Bildungsoffensi- 
ven, soziale Reformen), aber auch den autoritären, repressiven Charakter dieses 
Regimes. Dazu gehört auch eine Kritik an der unvollkommenen Planwirtschaft 
und ihrem inhärenten Zwangzur Produktionssteigerung mit verheerenden öko- 
logischen Folgen. Andererseits wäre es wichtig, die Debatte der ökonomischen 
Peripherisierung Osteuropas mit einer Kritik am Nationalismus und den auto- 
ritären Entwicklungen zu verbinden. So könnte es gelingen, die Widersprüch- 
lichkeit der gesellschaftlichen Entwicklung Osteuropas klarer herauszustellen. 
Sonst besteht die Gefahr einer weiteren Radikalisierung der Gesellschaft von 
rechts. Nationalistische Gruppen gelingt es immer wieder durch eine verkürzte 
Kapitalismuskritik und Hetzkampagnen gegen das Establishment und Linke, sich 
in der Bevölkerung Gehör zu verschaffen. Die Proteste in Bosnien-Herzegowina 
bergen die Hoffnung, dass diese komplizierte Aufgabe gelingen kann. 


Literatur 


Becker, Joachim (2010): Krisenmuster und Anti-Krisen-Politiken in Osteuropa. In: Wirtschaft 
und Gesellschaft 36(4): 519-540. 

Berend, Ivan T. (1996): Central and Eastern Europe 1944-1993. Detour from the Periphery to the 
Periphery. Cambridge. 

Brubaker, Rogers (1996): Nationalism reframed. Nationhood and the national question in the New 
Europe. Cambridge. 

Curak, Nerzuk (2004): Dejtonski nacionalizam. Sarajevo. 

Curkovic, Stipe (2014): Europa und die neue Linke in Kroatien. URL: www.zeitschrift-luxemburg. 
de/europa-und-die-neue-linke-in-kroatien. Zugriff: 1.8.2014. 


Krise und Protest auf dem Balkan 565 


DW [Deutsche Welle] (2013): Referendum über die Homo-Ehe spaltet Kroatien, URL: http:// 
www.dw.de/referendum-%C3%BCber-die-homo-che-spaltet-kroatien/a-17262250. Zugriff: 
1.8.2014. 

Diihid, Vedran (2011): Bosnien und Herzegowina in der Sackgasse? Struktur und Dynamik der 
Krise fünfzehn Jahre nach Dayton. In: Südosteuropa 59(1): 50-76. 

EGMR [Europäischer Gerichtshoffür Menschenrechte] (2009), Große Kammer, Beschwerdesache 
Sejdic und Finci gegen Bosnien-Herzegowina, Urteil vom 22.12.2009. URL: http://www.ris. 
bka.gv.at/Dokumente/Justiz/JJT_20091222 _AUSLO000_000BSW27996_0600000_000/ 
JJT_20091222_AUSLO00_000BSW27996_0600000_000.pdf. Zugriff: 1.8.2014. 

Flottau, Heiko (2014): Minenfeld Bosnien-Herzegowina. In: Blätter für deutsche und internationale 
Politik 59(7): 17-20. 

Gramstci, Antonio (1996): Gefängnishefte, Band 7, Hamburg. 

H-alter (2014): Strah se seli u kosti krivaca. URL: http://www.h-alter.org/vijesti/ceuropa-regija/ 
strah-se-seli-u-kosti-krivaca. Zugriff: 1.8.2014. 

HDZ (2014): Karamarkov govor na saboru Zajednice „Gojko Susak“ HDZ pred novom povijesnom 
zadalom - dostojanstveni Zivot svih gradana. URL: http://www.hdz.hr/vijest/nacionalne/ 
karamarkov-govor-na-saboru-zajednice-gojko-susak-hdz-pred-novom-povijesnom-zadacom. 
Zugriff: 1.8.2014. 

Hobsbawm, Eric (1991): Nationen und Nationalismus. Mythos und Realität seit 1780. 
Frankfurt/M-Wien. 

Index (2013): Jadranka Kosor jednoglasno izbacena iz HDZ-a! URL: http: //www.index.hr/vijesti/ 
clanak/jadranka-kosor-jednoglasno-izbacena-iz-hdza/665083.aspx. Zugriff: 1.8.2014. 

Index (2014): Zakon o radu: SDP nastavio gdje je HDZ stao. URL: http://www.index.hr/vijesti/ 
clanak/zakon-o-radu-sdp-nastavio-gdje-je-hdz-stao/761987.aspx. Zugriff: 1.8.2014. 

Jaitner, Felix (2014): Die Einführung des Kapitalismus in Russland. Von Gorbatschow bis Putin. 
Hamburg, i.E. 

Kagarlitsky, Boris (2007): Disaster Management in Eastern Europe, in: Segert, Dieter (Hg.): 
Postsozialismus. Hinterlassenschaften des Staatssozialismus und neue Kapitalismen in Europa, 
Wien: 159-164. 

Krastev, Ivan (2010): Deepening Dissatisfaction. In: Journal of Democracy (21)1, 113-119. 

Kurier (2014): Inzko: „EU-Truppen, wenn die Lage eskaliert“. URL: http://kurier.at/politik/ 
ausland/valentin-inzko-eu-truppen-wenn-die-lage-eskaliert/50.439.268. Zugriff: 1.8.2014. 

ND [Neues Deutschland] (2014): Kroatien braucht eine neue Linke. URL: http://www.neues- 
deutschland.de/artikel/825997.kroatien-braucht-eine-neue-linke.html. Zugriff: 1.8.2014. 

Novosti (2010): Jadranka Kosor u stanu, Drobac u skrovitu. URL: http://www.novossti. 
com/2010/02/jadranka-kosor-u-stanu-drobac-u-skrovistu/. Zugriff: 1.8.2014. 

OHR [Office ofthe High Representative] (2012). URL: http://www.ohr.int/ohr-info/gen-info/ 
default.asp?content_id=38519. Zugriff: 1.8.2014. 

Perie, Mladen (2012): Wie eine Gesellschaft ausverkauft wurde. „Strategische Insolvenzen“ und 
ökonomische Transformation in Serbien, Rosa Luxemburg Stiftung, Papers. Berlin. 

Stojakovid, Krunoslav (2011): Wahlanalyse Parlamentswahlen Kroatien, 4.12.201. URL: http:// 
www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/ Wahlanalyse_Parlaments- 
wahlen_Kroatien_2011.pdf. Zugriff: 1.8.2014. 

- (2012): Sozialdemokratische Zumutungen in Kroatien vor EU-Beitritt 2013: Auch neue Re- 
gierung fährt neoliberalen Kurs, Rosa Luxemburg Stiftung, Standpunkte International. Nr. 
7. Berlin. 

Tamäs, Gaspar Miklos (2007): Ein ganz normaler Kapitalismus. In: Grundrisse. Zeitschrift für 
linke Theorie und Debatte. Nr. 22: 8-22. 


Sebastian Schipper 


Ein kurzer Sommer des gesellschaftlichen Wandels? 
Die J14-Sozialproteste in Israel von 2011 


Im Sommer 2011 erlebte die israelische Gesellschaft die größten Sozialproteste 
ihrer Geschichte - zur Überraschung aller Beteiligten. Was als spontanes Pro- 
testcamp auf dem Rothschild Boulevard in Tel Aviv begann, entwickelte sich 
innerhalb weniger Wochen zu einer mehrmonatigen Massenbewegung für soziale 
Gerechtigkeit, die sich gegen den neoliberalen Umbau der Gesellschaft, kor- 
rupte Eliten, soziale Polarisierung und steigende Lebenshaltungskosten richtete 
(Eizenberg 2012). Inspiriert vom Arabischen Frühling und den Indignados in 
Spanien besetzten AktivistInnen Straßen und Plätze, etablierten mehr als 60 
Zeltstädte im ganzen Land und organisierten Großdemonstrationen mit bis zu 
einer halben Million TeilnehmerInnen. Auf dem Höhepunkt im September 
beteiligten sich etwa 10 Prozent der erwachsenen Bevölkerungan landesweiten 
Kundgebungen, während laut Meinungsumfragen 87 Prozent mit den Protestie- 
renden sympathisierten (Grinberg 2013; Schechter 2013). Angesichts der Breite 
der Mobilisierung und des Rückhalts in der Bevölkerung schien der Traum von 
einem sozialen Wandel wahr zu werden. 

Drei Jahre später sind die gesellschaftlichen Auswirkungen jedoch als ambi- 
valent bis ernüchternd einzuschätzen. Während sich der öffentliche Diskurs in 
Israel zwar deutlich in Richtung sozio-ökonomischer Konfliktlinien verschoben 
hat, die neoliberale Hegemonie zumindest brüchig geworden ist, der Grad po- 
litischer und gewerkschaftlicher Organisierung signifikant zugenommen hat 
sowie auch kleinere sozialpolitische Zugeständnisse erkämpft worden sind, ist 
der erhoffte grundlegende Bruch mit den Neoliberalisierungstendenzen der letz- 
ten Jahrzehnte bislang nicht eingetreten. Vielmehr haben sich die bestehenden 
Herrschaftsverhältnisse letztlich konsolidiert, indem die Regierung Benjamin 
Netanjahus die Sprache der Bewegung kooptiert und deren Forderungen neo- 
liberal gewendet hat: Markt, Wettbewerb und Privatisierung werden nicht als 
Ursache, sondern als Lösung der sozialen Frage proklamiert. 

Auf Grundlage einer fünfmonatigen Feldforschung Ende 2013, 41 Interviews 
mit politischen AktivistInnen, JournalistInnen, SozialwissenschaftlerInnen und 
RegierungsvertreterInnen sowie einer Auswertungder englischsprachigen Tages- 
presse (Haaretz, Jerusalem Post) für den Zeitraum 2010 bis Anfang 2014 möchte 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 177, 44. Jg. 2014, Nr. 4, 567-584 


568 Sebastian Schipper 


ich in diesem Beitrag den Blick auf die Gegentendenzen und Schwierigkeiten 
der sogenannten J14-Bewegung richten, die nach dem 14. Juli 2011, dem Tag 
der größten Proteste so bezeichnet wurde. Dabei wird die These vertreten, dass 
deren inhaltliche Vagheit, mangelnde interne Demokratie und fehlende auto- 
nome Örganisierung wesentlich dazu beigetragen haben, dass die israelischen 
Sozialproteste trotz ihrer Mobilisierungsstärke bislang keinen grundlegenden 
gesellschaftlichen Wandel erreichen konnten. Vielmehr haben die internen 
Schwächen es der Netanjahu Regierung erleichtert, die Proteste zu befrieden 
und in einer Weise zu inkorporieren, die letztlich zu einer Modernisierung neo- 
liberalen Regierens geführt hat. 

Im Unterschied zu Auseinandersetzungen mit anderen kapitalistischen Gesell- 
schaften bleiben im israelischen Kontext polit-ökonomische Fragen von Neolibera- 
lisierung, sozialer Ungleichheit und Klassenverhältnissen aufgrund der Dominanz 
des Nahostkonflikts und der Dauerpräsenz ethnisch-nationaler Antagonismen 
oft unterbelichtet (Nitzan/Bichler 2002). Da selbige aber wesentlich zum Ver- 
ständnis der jüngsten Protestwelle beitragen, skizziere ich im Folgenden zuerst 
knapp die sozio-ökonomischen Transformationsprozesse der letzten Jahrzehnte. 
Anschließend werden die soziale Zusammensetzung, die politischen Forderungen 
und die transnationalen Bezüge der J14-Proteste analysiert. Darauf aufbauend 
rücke ich die internen Schwierigkeiten der Bewegung sowie staatliche Strategien 
der Kooptierung und Repression in den Fokus, um zu erklären, warum sich die 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in Israel zumindest aufdem Terrain des Staates 
bislang nicht grundlegend verschoben haben und im Vergleich zu den artikulierten 
Forderungen kaum materielle Zugeständnisse erkämpft worden konnten. 


Neoliberalisierung, soziale Ungleichheit und die Rückkehr 
der Wohnungsfrage 


Bis in die 1970er Jahre wurde die fordistisch geprägte Ökonomie Israels im 
Wesentlichen vom öffentlichen Sektor dominiert, insofern die gewerkschafts- 
eigenen Betriebe der Histradut, dem gewerkschaftlichen Dachverband, sowie 
die staatseigenen Unternehmen mehr als die Hälfte des Bruttoinlandprodukts 
produzierten (Ram 2008: 45). Kontrolliert wurden Gewerkschaft und Staat 
von der gleichen europäisch-aschkenasischen Elite organisiert in der Mapai, der 
frühen sozialistisch-zionistischen Partei, welche 1968 in die heutige Arbeitspartei 
aufging. In den ersten Jahrzehnten nach Staatsgründungkonnte ein Wohlfahrts- 
staat inklusive massiver öffentlicher Wohnungsbauprogramme etabliert werden, 
welcher der jüdischen Mcehrheitsgesellschaft soziale Absicherung und relativ 
egalitäre Lebensverhältnisse sicherte. 
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Seit Mitte der 1980er Jahre hat Israel jedoch einen tiefgreifenden Transfor- 
mationsprozess von einer „quasi-sozialistischen“ und kollektivistischen Gesell- 
schaftsstruktur unter der Hegemonie der Arbeitspartei hin zu einer „zutiefst 
kapitalistischen“ (Ram 2008: 44) durchlaufen, welche nun von neoliberalisierten 
Institutionen, Rationalitäten und Praktiken geprägt ist. Vor dem Hintergrund 
eines postfordistischen Wandels von arbeitsintensiven zu wissensdominierten 
Industrien und der Expansion des Finanz- und Dienstleistungssektors erlebte 
die israelische Gesellschaft eine „bourgeoise Revolution“ (ebd.: 43), die eine 
neue transnationale Wirtschaftselite an die Macht brachte (Nitzan/Bichler 
2002: 274ff.). Öffentliche Unternehmen wurden in großem Stil privatisiert, 
die Gewerkschaften geschwächt, eine Politik der Austerität implementiert, der 
Wohlfahrtsstaat abgebaut und das wirtschaftliche Eigentum konzentrierte sich 
in den Händen einer kleinen Gruppe von Vermögensbesitzern. 

Für die Durchsetzung der gegenwärtigen neoliberalen Macht- und Eigen- 
tumsverhältnisse waren zwei Zäsuren entscheidend. Der erste Einschnitt erfolgte 
1977, als der rechtsgerichtete Likud erstmals die nationalen Wahlen gewinnen 
konnte und die Regierungder Arbeitspartei stürzte (Ram 2008: 49ff.). Der zweite 
Wendepunkt resultierte aus der tiefen Wirtschaftskrise und Hyperinflation 
von 1985 und der anschließenden Bildung einer großen Koalition der nationa- 
len Einheit aus Likud und Arbeitspartei. Diese berief sich nun konsensual auf 
die marktkonformen Prinzipien des Washingtoner Konsenses (Nitzan/Bichler 
2002: 294ff.), legte damit das Fundament für die Herausbildung einer neolibe- 
ralen Hegemonie und setzte in der Praxis den sogenannten Stabilisierungsplan 
durch. Dieser umfasste eine grundlegende Reformagenda mit dem Ziel, den 
Einfluss des Staates auf die israelische Wirtschaft zurückzudrängen, die nationale 
Wettbewerbsfähigkeit zu stärken sowie regulatorische Bedingungen zu schaffen, 
die primär die Interessen des globalen Kapitals bedienen. Laut Shlomo Swirski 
(2013: 4) haben die mit dem Plan verbundenen Leitlinien seitdem „die Politik 
aller israelischen Regierungen bestimmt“. Die Finanzmärkte wurden dereguliert, 
wohlfahrtsstaatliche Absicherungsmechanismen geschwächt, fiskalpolitische 
Austerität verordnet, Unternehmens- und Kapitalsteuern gesenkt, der Außen- 
handel liberalisiert, der Arbeitsmarkt flexibilisiert und öffentliches Eigentum 
privatisiert (Nitzan/Bichler 2002: 274ff.). Ein wesentliches Motiv für den Verkauf 
öffentlicher Unternehmen war dabei, die Macht der Gewerkschaften zu brechen. 
Sämtliche israelischen Regierungen haben seit den 1980er Jahren, so Uri Ram 
(2008: 48), „eine öffentliche Vendetta gegen die Stärke und Unabhängigkeit der 
Histradut angeordnet“, mit dem Resultat, dass der gewerkschaftliche Organi- 
sationsgrad von über 70 Prozent der Bevölkerung in den frühen 1990er Jahren 
auf nur noch 20 Prozent gegen Ende des Jahrzehntes gesunken ist. Innerhalb der 
Hierarchie der Staatsapparate stiegen in dieser Epoche das Finanzministerium 
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und die israelische Zentralbank als die zwei mächtigsten und zugleich neolibe- 
ralsten Institutionen empor (Maman/Rosenhek 2012). 

In jüngerer Zeit hat vor allem Benjamin Netanjahu (Likud) in seiner Funk- 
tion als Finanzminister (2003-2005) sowie während seiner zweiten Amtszeit als 
Premierminister (2009-2013) die Politik der Neoliberalisierung fortgesetzt bzw. 
als „extreme Version“ (Swirski 2013: 5) radikalisiert. Von der Absicht, sozialstaat- 
liche Handlungsspielräume durch eine Politik der Austerität auszutrocknen, war 
bspw. das Wohnungsministerium betroffen, welches durch Privatisierungen und 
Budgetkürzungen „jeglichen de facto Einfluss“ (ebd.: 19f.) verloren hat. So sank 
das Budget des Ministeriums, das unter anderem für öffentlichen Wohnungsbau 
und Wohngeld vorgeschen ist, inflationsbereinigt von 9,54 Milliarden israelische 
Schekel (ILS) (2000) auf nur noch ILS 2,49 Milliarden (2011). 

Eine Auswirkung der Neoliberalisierungsprozesse stellt der extreme Anstieg 
von sozialer Ungleichheit und Armut dar. War die israelische Gesellschaft im 
Vergleich zu westlichen Industrieländern noch bis in die frühen 1980er Jahre 
eine der egalitärsten hinsichtlich Einkommen und Vermögen, ist selbige nach 
30 Jahren Deregulierung, Flexibilisierung und Privatisierung eine der sozio- 
ökonomisch polarisiertesten (Nitzan/Bichler 2002: 351). Die soziale Ungleichheit 
drückt sich etwa in der relativen Armutsrate! aus, die in Israel zwischen 1980 
und den späten 2000er Jahren jährlich um 2,2 Prozent auf ein gegenwärtiges 
Niveau von 20,9 Prozent gestiegen ist; höher als in jedem anderen OECD-Land 
und fast doppelt so hoch wie der OECD-Durchschnitt von 10,9 Prozent (OECD 
2011: 69). Hervorzuheben ist diesbezüglich, dass die hohe Armutsrate mit einer 
relativ niedrigen Arbeitslosenquote von 6,2 Prozent, aber einem beträchtlichen 
Niedriglohnsektor einhergeht: Mehr als 30 Prozent aller Lohnabhängigen ver- 
dienen den Mindestlohn von ILS 4.300 oder weniger (Swirski/Attias 2012: 18). 

Das Problem der sozialen Ungleichheit wird in jüngerer Zeit zudem durch stei- 
gende Wohnungspreise und Mieten verstärkt. Der Abbau wohlfahrtsstaatlicher 
Sicherungssysteme, der drastische Rückgang des öffentlichen Wohnungsbaus, 
erhebliche Kürzungen bei Mietzuschüssen für einkommensschwache Haushalte 
sowie die Deregulierung der Finanz- und Immobilienmärkte hat zu tief grei- 
fenden Veränderungen bei der Wohnraumversorgung geführt (ACRI 2012: 
62ff.). Am gravierendsten ist dabei die Entwicklung der Wohnungspreise, die 
inflationsbereinigt zwischen 2008 und 2011 um 50 Prozent gestiegen sind (Hem- 
mings 2011). Für MieterInnen sicht die Situation ähnlich düster aus. Abgesehen 
davon, dass der private Mietmarkt praktisch völlig unreguliert ist, stiegdie durch- 
schnittliche Monatsmiete zwischen 2008 und 2013 bezogen auf ganz Israel um 


l Gemessen als Anteil der Bevölkerung mit einem Einkommen von weniger als 50 Prozent 
des Medianeinkommens. 
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49 Prozent auf ILS 3.436 und in Tel Aviv um 61 Prozent auf ILS 5.117 - was 
56 Prozent des durchschnittlichen israelischen Bruttomonatslohns entspricht 
(Haaretz, 22.9.2013). 

Zusammengefasst lässt sich festhalten, dass die Neoliberalisierungsprozesse 
der letzten Jahrzehnte, die gestiegene soziale Ungleichheit und die eskalieren- 
den Wohnkosten dazu geführt haben, dass einkommensschwache Klassen und 
zunehmend auch die Mittelschichten unter erheblichen Druck geraten sind, bei 
stagnierenden Löhnen die steigenden Lebenshaltungskosten bestreiten zu können. 


Die J14-Sozialproteste von 2011: „The people demand social justice” 


Angesichts dieser Entwicklungen entschied sich eine kleine Gruppe von Studie- 
renden, aus Protest gegen unbezahlbar gewordene Mieten am 14. Juli 2011 auf 
dem luxuriösen Rothschild Boulevard im Zentrum der Global City Tel Aviv-Jaffa 
(Alfasi/ Fenster 2005) zu zelten und dies über soziale Medien öffentlich bekannt 
zu machen. Aus den ursprünglich mehreren Dutzend Zelten entsprang inner- 
halb weniger Tage „die größte politische Massenmobilisierung“ (Marom 2013: 
2828) in der Geschichte Israels mit mehr als 60 Zeltstädten im ganzen Land und 
Demonstrationen mit bis zu einer halben Million TeilnehmerInnen (Eizenberg 
2012). Neben den ursprünglichen InitiatorInnen wurden die zweimonatigen 
Massenproteste wesentlich von der nationalen Studierendengewerkschaft (Nati- 
onal Student Union) und der sozialistisch-zionistisch ausgerichteten Jugendorga- 
nisation Dror Israel unterstützt und insbesondere finanziell getragen. Aufgrund 
ihres inklusiven Charakters konnte sich jedoch ein breites politisches Spektrum 
direkt an den Protesten beteiligen, das von sozialistischen, nicht-zionistischen 
Gewerkschaften und feministischen Basisgruppen, über linkszionistische Or- 
ganisationen und Parteien (die jedoch auf Symbole ihrer Parteizugehörigkeit 
verzichteten) bis hinzu libertären Splittergruppen reichte. 

Unmittelbar inspiriert worden sind die israelischen Massenproteste durch den 
Arabischen Frühling in Ägypten und Tunesien sowie durch die spanische 15M- 
Bewegung. Aus den arabischen Nachbarländern haben die israelischen AktivistIn- 
nen die Praxis der langfristigen Platzbesetzungen importiert und den Hauptslogan, 
wonach das Volk soziale Gerechtigkeit verlangt, adaptiert und ins Hebräische 
übersetzt. Außerdem wurde auf zahlreichen Bannern und mit Symbolen positiv 
auf die arabischen Revolutionen Bezug genommen, etwa wenn schon in den 
ersten Tagen des Protests der besetzte Teil des Rothschild Boulevards in „Roth- 
schild/Tahrir-Platz“ umbenannt worden ist (Gordon 2012: 350; Grinberg 2013: 
494). Aus Spanien hat die israelische Bewegung die Abkürzung J14 als Namen, 
Techniken der basisdemokratischen Kommunikation (wie etwa Handzeichen), 
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Mechanismen der kollektiven Entscheidungsfindungin Asambleas sowie die (an- 
fängliche) Verweigerungshaltungübernommen, nicht mit der Regierungund dem 
politischen Establishment zu verhandeln. Allerdings lassen sich die israelischen 
Sozialproteste nur bedingt in einen transnationalen Bewegungszyklus einordnen. 
Dafür spricht zwar die Vorbildfunktion der arabischen Aufstände, die Übernahme 
von Praktiken und Strategien, die Relevanz von zentralen Plätzen und städtischen 
Räumen, die tragende Bedeutung eines jungen, gut ausgebildeten urbanen Pre- 
kariats (Candeias/Völpel 2013) sowie vor allem die ähnlichen gesellschaftlichen 
Ursachen von Neoliberalisierung, Austerität, sozialer Ungleichheit und einer 
tiefen postdemokratischen Krise der politischen Repräsentation (Tejerina et al. 
2013). Jedoch standen israelische AktivistInnen zu keiner Zeit in einem direkten 
Austausch mit Bewegungen in anderen Ländern, der einen zusammenhängenden, 
transnationalen Bewegungszyklus im engeren Sinne nahelegen würde. Während 
der Aufbau von politischen Netzwerken von unten mit AktivistInnen aus arabi- 
schen Nachbarländern schon aus außenpolitischen Gründen nahezu unmöglich 
ist, blieb auch der Austausch mit europäischen Bewegungen in Spanien oder 
Griechenland eher sporadisch und symbolisch sowie auf Einzelpersonen und 
kleinere Konferenzen im Anschluss an die Massenproteste beschränkt. 

Viele BeobachterInnen interpretieren den enormen und überraschenden Mobi- 
lisierungserfolg als verspätete Reaktion der urbanen Mittelschichten auf die zuvor 
beschriebenen Neoliberalisierungsprozesse und die damit verbundene soziale Pola- 
risierung (Alimi 2012; Swirski 2013). Doch auch wenn ein Großteil der Protestie- 
renden den säkularen Mittelschichten entstammte, so waren etwa EinwanderInnen 
aus der chemaligen Sowjetunion, arabische Israelis sowie die orthodox-religiösen Ge- 
meinschaften unterrepräsentiert (Ram/Filc 2012). Dennoch beteiligten sich schon 
früh andere Gruppen aus der sozialen und räumlichen Peripherie der israelischen 
Gesellschaft, indem auch sie Plätze besetzten und eigene Zeltstädte organisierten.” 
Um aufdie speziellen Bedürfnisse, Diskriminierungserfahrungen und politischen 
Forderungen aufmerksam zu machen, etablierten etwa arabische AktivistInnen in 
Jaffa, feministische Initiativen zusammen mit Obdachlosen und ostafrikanischen 
Flüchtlingen im Levinsky Park im südlichen Tel Aviv’ sowie jüdische Israelis mizra- 


2 In expliziter Gegnerschaft positionierte sich dagegen die religiös-nationalistische Sied- 
lerbewegung, die befürchtete, dass ein potenzieller Ausbau des Sozialstaates letztlich auf 
Kosten des Siedlungsprojektes durchgesetzt werden würde. 

3 Dasin vielerlei Hinsicht gegenhegemoniale Camp im Levinsky Park war der einzige Ort, 
an dem sich sudanesische und eritreische Flüchtlinge an den Protesten beteiligen konnten 
(Fenster/Misgav 2014). Nichtsdestotrotz blieben deren Positionen und Forderungen aber 
innerhalb der israelischen Sozialproteste völlig marginalisiert, insofern sich Solidarisie- 
rungseffekte im Wesentlichen auf wenige feministische und andere linksradikale Initi- 
ativen beschränkten. Besonders offensichtlich wurde dieses Nicht-Verhältnis zwischen 
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chischer Herkunft‘ in ärmeren Städten und Stadtvierteln eigene Protestcamps mit 
jeweils spezifischer Ausrichtungund Agenda (Allweil 2013; Misgav 2013). Dem- 
entsprechend verstehen Ram/Filc (2013) den inklusiven Charakter der Bewegung 
als Versuch, eine neue Allianz zwischen Mittelschichten und ärmeren sozialen 
Klassen zu schmieden, die sich gegen die herrschende ökonomische Elite richtet. 
Eine solche breite und für Israel ungewöhnliche soziale Basis wurde 2011 mög- 
lich, da die treibenden Kräfte der Bewegung sich selbst öffentlich als apolitisch, 
d.h. als weder links (= für eine Zwei-Staaten-Lösung und Kompromisse mit den 
PalästinenserInnen) noch rechts (= für die Fortsetzung von Besatzungs- und 
Siedlungspolitik) verorteten (Marom 2013). Mitanderen Worten haben sich die 
J14-Proteste quer zum traditionell fest verankerten Rechts-Links-Schemata der 
israelischen Politik positioniert, wonach politische Identitäten nicht durch sozio- 
ökonomische Konfliktlinien, sondern durch ethnisch-nationalistische Diskurse 
und die Stellung zum Palästina-Konflikt determiniert werden und dabei bewusst 
die israelisch-palästinensischen Auseinandersetzungen und das Militärregime in 
den besetzten Gebieten dethematisiert (Eizenberg 2012: 167f). Kritisiert wurde 
der strategische Ausschluss der Palästinafrage lediglich von manchen linkszionisti- 
schen Gruppen (etwa von AnhängerlInnen der seit 1992 im Parlament vertretenen 
Meretz-Partei) sowie von den nicht-zionistischen/linksradikalen Teilen der Be- 
wegung (etwa schr deutlich von der arabisch-jüdischen Basisgewerkschaft WAC- 
MAAN; cher unterschwellig von der mit vier Sitzen in der Knesset vertretenen 
kommunistischen Partei Hadash), denen der Charakter der Proteste zu inklusiv 
und zu nationalistisch war. Als relevante Minderheit innerhalb der Sozialproteste 
haben diese allesamt versucht, Fragen von Besatzung und Siedlungsbau mit auf die 
Agenda zu setzen, da die zentrale Forderung nach sozialer Gerechtigkeit, so der 
Vorwurf, auch PalästinenserInnen, die unter israelischer Militärherrschaft leben, 
miteinschließen müsse. Darüber hinaus hätten die israelischen Sozialproteste 
schon aus polit-ökonomischen Gründen die Kosten der Besatzungspolitik und 
die hohen Subventionen für das Siedlungsprojekt offensiv anprangern müssen, da 
so finanzielle Ressourcen gebunden würden, die letztlich für wohlfahrtsstaatliche 
Infrastrukturen und soziale Projekte fehlen (Gordon 2012; Gorodess 2013). 


sozioökonomischen und migrantischen Kämpfen im Januar 2014, als mehrere zehntau- 
send Flüchtlinge in Tel Aviv tagelang mit Massenkundgebungen und Streiks - letztlich 
erfolglos - für einen gesicherten Aufenthaltsstatus demonstrierten, die Unterstützung 
durch israelische AktivistInnen aber cher gering ausfiel. 

4 Mizrachim bezeichnet jüdische EinwanderInnen aus Ländern des Nahen Ostens, die 
jahrzehntelang ethnische Diskriminierung und Ausgrenzung seitens der europäisch- 
aschkenasischen Mehrheitsgesellschaft erfahren haben (Shohat 1999). 

5 Auch die winzige anarchistische Bewegung hat eine ähnliche Kritik formuliert, sich im 
Unterschied zu den oben genannten Akteuren aber nur schr sporadisch an den Protesten 
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Auch wenn eine solche Kritik ihre Berechtigung hat, hält die Mehrheit der 
AktivistInnen bis heute daran fest, dass die explizite Nichtthematisierung der 
ansonsten allgegenwärtigen ethnisch-nationalen Konfliktlinien überhaupt erst 
eine Massenbewegung sowie neue Bündniskonstellationen zwischen traditionell 
zum Teil verfeindeten sozialen Gruppen ermöglicht hat. Anders ausgedrückt: Der 
inklusive und vermeintlich apolitische Charakter der Bewegung war existenzielle 
Bedingung, um unter der gegebenen Dominanz ethnisch-nationalistischer Dis- 
kurse und Identitäten auf breiter sozialer Basis gemeinsame sozio-ökonomische 
Forderungen nach wohlfahrtsstaatlicher Absicherung, sozialen Infrastruktu- 
ren, bezahlbarem Wohnraum und materieller Umverteilung zu artikulieren. 
Durch die temporäre Marginalisierung ethnisch-nationaler Ausgrenzungsdis- 
kurse wurden also bis dahin undenkbare - wenn auch fragile - Allianzen zwi- 
schen sich traditionell antagonistisch gegenüberstehenden politischen Lagern 
entlang gemeinsamer sozio-ökonomischer Interessen möglich. Beispielsweise 
organisierten mizrachisch-feministische AktivistInnen Ende August 2011 eine 
gemeinsame Demonstration von jüdischen BewohnerInnen aus dem einkom- 
mensschwachen, cher nationalistisch-religiös geprägten HaTikva-Viertel in Tel 
Aviv mit arabisch-palästinensischen BewohnerInnen aus Jaffa, da beide Viertel 
erheblich von steigenden Wohnkosten, der Marginalisierung des öffentlichen 
Wohnungsbaus und Gentrifizierungsprozessen betroffen sind. Trotz aller sons- 
tigen gravierenden Differenzen konnten sich beide Gruppen daraufeinigen, dass 
alle - also auch der jeweils ‚Andere‘ - ein grundlegendes Recht auf Wohnen 
haben, weshalb man gemeinsam für einen öffentlichen, nicht-profitorientierten 
Wohnungsbau kämpfen müsse (Allweil 2013). Bemerkenswert ist zudem, dass 
die israelischen Sozialproteste aufgrund ihres inklusiven Charakters zwar auch 
die rechts-nationalistische Siedlerbewegung nie explizit ausgeschlossen haben, 
die 66 Zeltstädte aber ungeplant dennoch die international anerkannten Gren- 
zen Israels markierten, indem kein Zelt jenseits der sogenannten Grünen Linie 
errichtet worden ist (ebd.: 44). 


Soziale Gerechtigkeit, Wohlfahrtsstaat und reale Demokratie 


Auch wenn die drängende Wohnungsfrage, die zunehmende soziale Polarisierung 
und die steigenden Lebenshaltungskosten die einende Klammer der Proteste 
bildeten, konnte die Bewegung aufgrund der Spontanität der Entwicklungen 
zu Anfang keine konkreten politischen Forderungen formulieren bzw. sich auf 


beteiligt, da sie als zu nationalistisch und staatstragend kritisiert wurden (Gordon 2012: 


352). 
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keinen alternativen Gesellschaftsentwurf verständigen. Weitestgehende Ei- 
nigkeit bestand jedoch darin, dass man, so etwa zwei InitiatorInnen des ersten 
Rothschild-Camps, „den radikalen Neoliberalismus der letzten 25 Jahre“ durch 
„ein neues ökonomisches System“ (Interview, 9.12.2013) bzw. das „neoliberale 
Wirtschaftssystem durch einen Wohlfahrtsstaat ersetzen“ (Stav Shaffirzit.n.Jeru- 
salem Post, 2.8.2011) wolle. Angesichts anhaltender Kritik, keine gesellschaftliche 
Alternative bieten zu können, und angesichts drohender Kooptierungsversuche 
seitens der Netanjahu-Regierung entschieden führende OrganisatorInnen der 
Proteste im August 2011, eine eigene Kommission unter Leitungder Professoren 
Avia Spivak und Yossi Yonah zu bilden, um konkrete Reformschritte und eine 
realpolitische Alternative zum neoliberalen Umbau der Gesellschaft zu formu- 
lieren. Der nach ihren Vorsitzenden benannten Spivak-Yonah-Kommission ist es 
daraufhin in kürzester Zeit gelungen, 160 Ehrenamtliche aus Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft zu vereinigen, die in engem Austausch mit der Bewegung und 
aufgeteilt in acht thematische Untergruppen eine Blaupause zur Re-Etablierung 
eines Wohlfahrtsstaates ausarbeiten sollten (Alfasi/Fenster 2014). In einem Akt 
partizipativer Demokratie besuchten die Subkomitees zwei Monate lang die 
Zeltstädte im ganzen Land und organisierten offene Workshops, um soziale 
Probleme, konkrete Reformvorschläge und gesellschaftliche Alternativen zu 
diskutieren. Auf dieser Grundlage konnte Ende Oktober ein weitreichendes 
keynesianisches Reformprogramm veröffentlicht werden, welches u.a. vorsah, die 
Einkommens-, Vermögens- und Unternehmenssteuern wieder auf den OECD- 
Durchschnitt anzuheben, um so den staatlichen Ausbau sozialer Infrastrukturen 
zu finanzieren. Diese Stoßrichtung unterstreicht etwa einer der beiden Vorsit- 
zenden: „Unsere allgemeinste, übergreifende makroökonomische Forderung 
war den Neoliberalismus zu stoppen; was natürlich bedeutet, die Steuern für 
Reiche und große Unternehmen zu erhöhen und den gesellschaftlichen Reichtum 
durch Subventionierung staatlicher sozialer Dienstleistungen umzuverteilen“ 
(Interview, 18.10.2013). 

Ähnlich wie in Spanien oder Griechenland (Sitrin/Azzellini 2014) artiku- 
lierte die israelische Bewegung aber auch Begehren, die über klassische sozio- 
ökonomische Forderungen nach Umverteilunghinausgehen und denen eine tiefe 
gesellschaftliche Krise der politischen Repräsentation zugrunde liegt (Schechter 
2013: 281f.). Denn angesichts der Neoliberalisierungstendenzen der letzten Jahr- 
zehnte, der Konzentration von Macht und Ressourcen in den Händen einer 
kleinen Klasse von Vermögensbesitzern und der Postdemokratisierung formell 
demokratischer Institutionen ist es dem politischen System Israels trotz freier 
Wahlen zunehmend weniger gelungen, Alternativen jenseits neoliberaler Poli- 
tiken abzubilden (Grinberg 2013; Ram 2008). Vor diesem Hintergrund fanden 
innerhalb der sozialen Bewegung radikaldemokratische Stimmen Gehör, die 
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die Reformunfähigkeit der herrschenden Eliten und bestehenden staatlichen 
Institutionen betonen. Statt sich in letztere konstruktiv einzubringen und sich 
dort korrumpieren zulassen, seien systeemüberwindende Alternativen jenseits von 
Markt und Staat anzustreben, wie es etwa ein Mitbegründer des sozialen Zent- 
rums Beit Ha’am („Haus des Volkes“) formuliert: „Regierung und Stadtverwal- 
tungsind im Grunde genommen kriminelle Vereinigungen. Hier existiert keine 
Demokratie mehr, nur Neoliberalismus, rauer Kapitalismus, viel Korruption 
und viel Gewalt. Was wir erreichen wollen ist kurz gesagt: Wahre Demokratie“ 
(Interview, 16.10.2013). 

Betrachtet man drei Jahre nach den Großdemonstrationen die erkämpften 
gesellschaftlichen Veränderungen in Israel, fällt das Urteil ambivalent aus. Einer- 
seits ist es der Bewegungin atemberaubender Geschwindigkeit gelungen, zutiefst 
verankerte Diskurse zu verschieben, die Kritik an sozialer Ungleichheit und 
Neoliberalisierung für weite Teile der Gesellschaft sagbar und anschlussfähigzu 
machen und Konsense über die Alternativlosigkeit des Status quo zu erschüttern. 
Außerdem sind nach Ende der Massenproteste zahlreiche außerparlamentarische 
Initiativen, Basisgewerkschaften, NGOs und Genossenschaften entstanden; der 
gesellschaftliche Grad an politischer Organisierung hat also - trotz mittlerweile 
zunehmender Resignation - spürbar zugenommen. Andererseits ist der Einfluss 
auf die institutionalisierte staatliche Politik - von wenigen Ausnahmen abgese- 
hen (Amram 2013; Gorodess 2013: 6ff.; OECD 2013) - im Verhältnis zu den 
großen Erwartungen jedoch gering. Trotz der Breite der Mobilisierung und der 
Formulierung einer moderaten, aber zugleich auch schr konkreten Alternative 
durch die Spivak-Yonah-Kommission konnte weder ein progressiver Politik- 
wechsel durchgesetzt, noch ein post-neoliberaler Wandel eingeleitet werden (Ali- 
mi 2012; Schipper 2014; Swirski 2013). Vielmehr haben sich die bestehenden 
Machtverhältnisse cher verfestigt, da selbst die größte Massenmobilisierungin der 
Geschichte Israels ausgesessen werden konnte und auch die nationalen Wahlen 
zur Knesset im Januar 2013 keine grundlegende Verschiebung von Kräftever- 
hältnissen erkennen lassen. 


Schwachpunkte der Bewegung: Inhaltliche vage, interne 
Demokratie und autonome Organisierung 


Aufgrund der Spontanität der Entwicklungen und der inklusiven aber zugleich 
auch vagen catch-all-Attitüde (Alimi 2012: 405) vereinigten die israelischen 
Sozialproteste zu Beginn ein sehr heterogenes politisches Spektrum. Dieser he- 
terogene Charakter hat zwar einerseits die Massenmobilisierung ermöglicht, 
zugleich aber andererseits die Herausbildung einer tragfähigen, solidarischen 
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Identität und die Formulierung von gemeinsamen politischen Forderungen er- 
schwert. Vielmehr entwickelte sich der Rothschild Boulevard schnell zu „einer 
Enzyklopädie aller sozialen Probleme und Konflikte in Israel“ (Schechter zit. 
n. Schmidt/Schipper 2014), sodass letztlich fast jede politische Strömung an 
die J14-Proteste anschließen bzw. in ihrem Namen sprechen konnte. So betont 
beispielsweise einer der ursprünglichen InitiatorInnen: „Natürlich hatte die 
Bewegung eine ideologische Basis und gewisse Ideen, aber es brauchte Zeit, bis 
sich diese entwickeln konnten. Es war nicht so wie 1968, als die Studierenden 
[in Europa] rebellierten. Die hatten ihre Doktrinen und ihre Bücher und ihre 
Philosophen. Alles war schr durchdacht. Bei uns war es cher eine spontane Erup- 
tion statt einer kohärenten Bewegung, Diese Vagheit hat es Vielen erlaubt, nach 
Ende der Proteste im Namen derselben zu sprechen. Deswegen haben wir jetzt 
einen neuen Finanzminister, der in unserem Namen spricht, während er zugleich 
alles repräsentiert, wogegen wir uns gerichtet haben“ (Interview, 9.12.2013). Im 
Verlaufder Proteste ist es zwar letztlich der Spivak-Yonah-Kommission gelungen, 
ein kohärentes politisches Programm und konkrete Forderungen zu formulie- 
ren, allerdings kritisieren linksradikale Akteure der Bewegung die dominante 
realpolitische Problemlösungsrhetorik und die fehlende grundlegende Kapitalis- 
mus- und Herrschaftskritik. Gemäß dieser Einschätzung wäre eine solche aber 
notwendiggewesen, um die neoliberale Hegemonie frontal herauszufordern und 
sich nicht der Sachzwanglogik des Finanziergebarens unterzuordnen (Gordon 
2012; Ram/Filc 2012). 

Analogzur generellen inhaltlichen Vagheit der Proteste lässt sich ebenso die be- 
wusste Dethematisierung des israelisch-palästinensischen Konflikts als Dilemma 
interpretieren. Einerseits war die Entscheidung, den ansonsten allgegenwärtigen 
ethnisch-nationalen Antagonismus auszublenden, unzweifelhaft eine wesent- 
liche Erfolgsbedingung für die Massenmobilisierung. Andererseits habe aber, 
so etwa ein Aktivist der arabisch-jüdischen Basisgewerkschaft WAC-MAAN, 
diese Strategie die Proteste letztlich „inhaltsleer“ (Interview) gemacht, da sich 
die sozio-ökonomischen Verhältnisse in Israel nicht unabhängig von Kosten für 
Besatzung und Siedlungsbau verhandeln ließen. 

Nach wenigen Wochen waren die J14-Proteste zudem mit einer internen Krise 
der Repräsentation konfrontiert, die aus der mangelnden demokratischen Legiti- 
mation des Führungszirkels resultierte (Ram/Filc 2012; Schechter 2013). Trotz 
der basisdemokratischen Abstimmungsprozesse in den Asambleas der Zeltstädte 
konnte die Gruppe der ursprünglichen InitiatorInnen aufgrund ihrer Medien- 
präsenz und der schnell wachsenden Prominenz eine Führungsrolle einnehmen, 
die den kollektiven Entscheidungsprozessen oft zuwiderlief. Dasich dieser Kreis 
außerdem ausschließlich aus der weißen, akademischen Mittelschicht Tel Avivs 
rekrutierte, war deren Dominanz mit heftiger Kritik aus den peripheren Zelt- 
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städten konfrontiert, in denen sich vielfach benachteiligte soziale Gruppen wie 
etwa Mizrachim, ArbeitsmigrantInnen, Flüchtlinge und ärmere soziale Klassen 
organisiert hatten. Trotz heftiger interner Konflikte über Fragen der Repräsen- 
tation sowie interner Demokratie ist es letztlich nie gelungen, eine legitimierte 
und dezentralisierte Führungsstruktur zu etablieren. 

Dass nach dem Sommer der Platzbesetzungen keine eigenständige, autonome 
Organisierung und institutionelle Infrastruktur für eine kontinuierliche soziale 
Bewegung existierte, hängt zudem damit zusammen, dass prominente Akteure 
der ersten Stunde, wie etwa Stav Shaffır oder der Vorsitzende der nationalen 
Studierendengewerkschaft, Itzik Shmulik, schnell als KandidatInnen für die 
im Januar 2013 angesetzten Knesset-Wahlen in bestehende Parteien aus dem 
Mitte-Links-Spektrum eingebunden worden sind (Grinberg 2013). Als mitt- 
lerweile neu gewählte Abgeordnete der Arbeitspartei können diese zwar die 
sozialdemokratische Agenda der J14-Proteste aus der Opposition heraus aufdem 
Terrain des Staates vertreten, die Entstehung einer kontinuierlichen außerparla- 
mentarischen sozialen Bewegung wurde jedoch durch den Verlust von führenden 
AktivistInnen erheblich erschwert. Da die ursprünglichen InitiatorInnen des 
Rothschild-Camps zudem vereinbart hatten, sich vom parlamentarischen System 
fernzuhalten, werteten einige den individuellen Karrieresprung ins Parlament 
als Verrat an der außerparlamentarischen Verortung. 

Im Gegensatz zur Rothschild-Gruppe und radikaldemokratischen Strömun- 
gen haben jedoch moderatere Fraktionen der Bewegung, wie etwa die nationale 
Studierendengewerkschaft, nie einen Hehl aus ihren parlamentarischen Absich- 
ten gemacht und die außerparlamentarischen Massenproteste und Platzbesetzun- 
gen immer nur als temporäres Instrument betrachtet. Besonders deutlich wurde 
dies im September 2011, als sich die Studierenden und andere tragende Gruppen 
im Anschluss an die letzte Großdemonstration aus den Protesten zurückzogen 
und öffentlich zur Auflösung der Zeltstädte aufriefen. Man habe, so die Argu- 
mentation, durch die zweimonatigen Straßenproteste seinen Standpunkt klar 
gemacht und seine Forderungen der Regierung vermittelt, sodass man darauf 
vertrauen könne, dass diese sich nun verantwortungsvoll der sozialen Probleme 
annehmen werde. Für den radikaleren Flügel der AktivistInnen sowie für die 
ZeltbewohnerInnen aus den ärmeren Klassen der israelischen Gesellschaft, für die 
die Zeltstädte kein rein politisches Event, sondern teilweise existenzielle Lebens- 
grundlage geworden waren, war der einseitige und nicht abgestimmte Rückzug 
des akademischen Flügels eine herbe Enttäuschung, da offenbar wurde, dass die 
ersehnte Allianz mit den Mittelschichten doch fragiler ist, als in der Anfangseu- 
phorie erhoflt. Verstärkt wird die Enttäuschung und Frustration gegenwärtig 
zudem durch die Tatsache, dass die wenigen materiellen Zugeständnisse, die etwa 


auf dem Feld der Wohnungspolitik erkämpft worden sind, weit an den Bedürf- 
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nissen, der Einkommenssituation und der Lebensrealität der unterprivilegierten 


Klassen vorbeigehen (Schipper 2014). 


Staatliche Gegenkräfte: Kooptierung und Repression 


Während der ersten zwei Wochen der Proteste versuchte die Netanjahus-Re- 
gierung, die Protestierenden entweder als verwöhnte Yuppies und Sushi-Esser 
zu denunzieren (Marom 2013: 10) oder sie als linksradikale Anarchisten, die 
die Legitimität des Staates untergrüben, zu dämonisieren (Amram 2013). Als 
angesichts der wachsenden Mobilisierungserfolge deutlich wurde, dass dieser 
Ansatz zum Scheitern verurteilt ist, änderte die Regierung ihre Strategie. Statt 
die Proteste weiterhin erfolglos zu delegitimieren, ging man dazu über, die von 
der Bewegung angesprochenen sozialen Probleme, wie etwa steigende Mieten 
und Lebenshaltungskosten, als berechtigte Anliegen anzuerkennen, aber eigene 
marktkonforme Lösungsvorschläge anzubieten. 

Als überaus erfolgreich hat sich diesbezüglich die Ernennung eines Regie- 
rungskomitees im August 2011 unter Leitung des Wirtschaftswissenschaftlers 
Manuel Trajtenberg erwiesen, das den Protestierenden ein „offenes Ohr“ anbot 
(Trajtenberg2012: 2) und konkrete Reformvorschläge erarbeiten sollte. Während 
die Protestierenden jedoch Markt- und Wettbewerbsmechanismen als Ursa- 
chen von sozialer Ungleichheit, Armut und steigenden Lebenshaltungskosten 
identifizierten, kooptiert der im Oktober 2011 veröffentlichte Abschlussbericht 
die Sprache der Sozialproteste und insbesondere die Forderung nach sozialer 
Gerechtigkeit, jedoch artikuliert als neoliberale Reformagenda: Aufgrund der 
personellen Zusammensetzung aus Mainstream-ÖkonomInnen und der engen, 
von der Regierung vorgegebenen Agenda, am Prinzip der fiskalischen Austerität 
festzuhalten und das staatliche Ausgabenvolumen insgesamt nicht zu erhöhen, 
verbleiben sowohl Analyse als auch Lösungsvorschläge innerhalb einer Rationa- 
lität, die auf mehr Wettbewerb, Wachstum und privatwirtschaftliche Initiative 
setzt. In Abgrenzung zu den gewalttätigen Auseinandersetzungen in Athen und 
London lobt der Bericht etwa einleitend, dass dank „der Großartigkeit repräsenta- 
tiver Demokratie und der Weisheit marktwirtschaftlicher Prozesse“ (Trajtenberg 
2012: 3) in Israel eine Revolution zugunsten eines konstruktiven und geordneten 
Reformprozesses verhindert worden sei. Die Analyse der Ursachen für die sozialen 
Probleme ist im Unterschied zum alternativen Spivak-Yonah-Komitee geprägt von 
einer individualistischen, neoklassischen und mikroökonomischen Perspektive. 
Entsprechend identifiziert der Regierungsbericht auch nicht die neoliberalen 
Reformen der letzten 30 Jahre als eine Ursache für die steigenden Lebenshaltungs- 
kosten, sondern ausschließlich monopolistische Wirtschaftsstrukturen sowie 
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die mangelhafte Integration der ultraorthodoxen Bevölkerung in Arbeitsmarkt 
und Armeedienst. Da Klassen- und Eigentumsverhältnisse völlig ausgeblendet 
werden, am Leitbild des ausgeglichenen Haushalts festgehalten wird und das 
öffentliche Budget nicht erhöht werden darf, ist das potenzielle Spektrum politi- 
scher Veränderungen engbegrenzt. Keynesianisch-sozialdemokratische oder gar 
nicht-kapitalistische Alternativen von Selbstverwaltung, Wirtschaftsdemokratie 
und solidarischer Ökonomie werden in dem Bericht systematisch ausgeblendet 
und aus dem Feld des Sagbaren verbannt. Um das gravierendste Problem der 
steigenden Lebenshaltungskosten insbesondere für junge arbeitende Familien 
der Mittelschicht in den Griffzu bekommen, fordert das Trachtenberg-Komitee, 
die indirekten Steuern zu senken, Monopole durch Wettbewerb aufzubrechen, 
die Kosten für staatliche Dienstleistungen durch die Auslagerung an private 
Anbieter zu reduzieren und die Bedingungen für Wirtschaftswachstum durch die 
Stärkungder nationalen Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern (Trajtenberg2012). 

Auch wenn die Reformvorschläge mit Fokus auf Wertbewerbsfähigkeit, 
liberalisierte Märkte und die Privatisierung staatlicher Dienstleistungen den 
Forderungen der israelischen Sozialproteste diametral entgegenstehen, war die 
Etablierung der Trajtenberg-Kommission rückblickend, so ein Mitglied des 
alternativen Komitees, „ein brillanter Schachzug der Regierung“ (Interview, 
18.10.2013). Denn obwohl bis heute nur ein Bruchteil selbst der regierungs- 
eigenen Reformvorschläge auch tatsächlich umgesetzt worden ist, verlor die 
soziale Bewegung mit der Etablierung der staatlichen Kommission schlagartig 
an Initiative und sukzessive auch an gesellschaftlichem Rückhalt. Da es nicht 
gelungen ist, die beschränkte politische Agenda und den neoliberalen Charakter 
der Trajtenberg-Kommission zu politisieren und zu skandalisieren, konnte die 
Netanjahu Regierung in der öffentlichen Meinung erfolgreich Entschlossenheit 
suggerieren und Handlungsfähigkeit demonstrieren. 

Dementsprechend hat der Likud bei den entscheidenden Wahlen zur Knes- 
set im Januar 2013 zwar deutlich an Stimmen verloren, stellt aber im Bündnis 
mit der national-rechten Partei Jisra’el Beitenu („Israel unser Haus“) dennoch 
die stärkste Fraktion, sodass Netanjahu gestützt auf eine Koalition u.a. mit der 
nationalistischen Siedlerpartei HaBajit haJehudi („Jüdisches Heim“) als Premi- 
erminister wiedergewählt wurde. In die neue Regierung eingebunden worden ist 
ferner die liberale Partei Jesch Atid („Es gibt eine Zukunft“), die als Reaktion auf 
die Massenproteste im April 2012 von dem Journalisten Yair Lapid gegründet 
wurde und auf Anhieb 19 der 120 Sitze in der Knesset gewonnen hat. Heutzu- 
tage gilt Jesch Atid vielen AktivistInnen als „bittere Enttäuschung“ (Schechter 
2013: 277), da sie sich im Wahlkampf erfolgreich als Partei der protestierenden 
Mittelschichten profiliert hatte, an der Regierung aber keinen grundsätzlichen 
Politikwechsel eingefordert hat. Vielmehr hat Yair Lapid als einflussreicher Fi- 
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nanzminister unter Netanjahu die neoliberale Agenda der letzten Jahrzehnte 
fortgesetzt. Ermöglicht wurde die bruchlose Einbindung der neuen Partei auch 
dadurch, dass die ursprüngliche, progressive Forderung nach gleichen sozialen 
Rechten für alle sukzessive durch das Einfordern von gleichen Pflichten ersetzt 
worden ist - womit vor allem die Einberufung der bislang vom dreijährigen 
Militärdienst befreiten ultraorthodoxen männlichen Bevölkerung zur vorherr- 
schenden Agenda geworden ist. Indem Netanjahu also Lapid zu seinem Finanz- 
minister gemacht hat, konnte ein spezifischer Teil der sozialen Protestbewegung 
in die Regierungsverantwortung eingebunden werden, ohne dass die neoliberale 
Ausrichtung staatlicher Politik infrage gestellt werden muss. Entscheidend für 
die Befriedung der Proteste war folglich die neoliberale Kooptierung von Sprache 
und Forderungen der Bewegung sowie das Erstarken der neuen postmodernen 
Retorten-Partei Jesch Atid, die in Anbetracht des passivierenden Effektes der 
Knesset-Wahlen die Errungenschaften der Sozialproteste am erfolgreichsten in 
Wählerstimmen ummünzen konnte. 

Im Vergleich zur Kooptierung spielten repressive Strategien eine eher unterge- 
ordnete Rolle, wobei der selektive Einsatz polizeilicher Zwangsmittel bemerkens- 
wert ist: Während etwa die Entstehung des von akademischen Mittelschichten 
geprägten Protestcamps auf dem Rothschild Boulevard mit nahezu eintausend 
Zelten von nationalen Polizei- und städtischen Ordnungsbehörden lange Zeit 
toleriert worden war, sah die Situation in den peripheren Zeltstädten zum Teil 
anders aus. Beispielsweise wurde das von der mizrachisch-feministischen Orga- 
nisation Achoti („Meine Schwester“) am 24. Juli 2011 initiierte Protestcamp 
im Levinsky Park, welches sich als subalterne Gegenöffentlichkeit verstand und 
überwiegend von der ärmeren Bevölkerung aus Süd Tel Aviv, Arbeitsmigran- 
tInnen, Flüchtlingen aus dem Sudan und Eritrea sowie Obdachlosen bewohnt 
wurde, mehrfach von der Polizei zerstört und vom städtischen Ordnungsamt 
schikaniert (Fenster/Misgav 2014; Misgav 2013). 

Mit einemähnlich repressiven Vorgehen war das Hauptcamp auf dem Roth- 
schild Boulevard dagegen erst konfrontiert, als die studentische Mittelschicht 
im Vertrauen auf die Reformbereitschaft der herrschenden Eliten nach zwei 
Monaten einseitig ihren Rückzug aus den Straßenprotesten angekündigt hat- 
te. Erst als Anfang Oktober 2011 nur noch der harte Kern der AktivistInnen 
sowie die wohnungslosen Armen in den Zeltstädten zurückblieben, räumten 
die städtischen Sicherheitsbehörden den Boulevard und die anderen Camps, 
wobei die Zelte und das Equipment von der Müllabfuhr entsorgt wurden. Mo- 
natelange Versuche, sich über den Winter neue Plätze anzueignen, scheiterten 
an polizeilichen Interventionen und neuen Anti-Obdachlosen-Techniken, wie 
beispielsweise die unregelmäßige Bewässerung von Grünanlagen oder gesetzliche 
Zero-Iolerance-Befugnisse, die etwa das Konfiszieren von Decken und ähnlichen 
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Gegenständen möglich machen. Nachdem im Januar 2012 die letzte J14-Zeltstadt 
im HaTikva Viertel von Tel Aviv geräumt worden war, musste die Stadt Tel 
Aviv jedoch angesichts des faktischen Mangels an Notunterkünften letztlich 
zumindest die Existenz eines Obdachlosencamps zwischen einer Autobahn- 
auffahrt und der viel befahrenen Arlozorov Straße akzeptieren - ein Camp, das 
abseits der glamourösen und touristischen Orte der Stadt bis heute fortbesteht. 
Bestrebungen im Zentrum von Tel Aviv, neue Zeltstädte zu etablieren, wie es etwa 
100 AktivistInnen vor dem Jahrestag der Bewegung im Juni 2012 in der Absicht 
versucht hatten, eine neue Protestwelle anzustoßen, wurden dagegen unmittelbar 
durch polizeiliche Großaufgebote, Festnahmen und präventive Hausbesuche bei 
bekannten AktivistInnen (Haaretz, 12.6.2012; 24.6.2012) unterdrückt, um ein 
Wiederauflammen der Proteste schon im Keim zu ersticken. Der vorerst geschei- 
terte Kampf um die Aneignung neuer Räume des Protests ist gerade deshalb so 
bedeutsam, weil der Bewegung ein gemeinsamer, autonomer und handlungsfä- 
higer Organisationsansatz fehlt. Ohne die Zeltstädte oder ähnliche alternative 
Orte, an denensich AktivistInnen und SympathisantInnen im städtischen Raum 
treffen und austauschen können, fehlt anscheinend auch im Zeitalter der digitalen 
Vernetzung der Kristallisationspunkt, von welchem neue Massenproteste ihren 
Ausgang finden könnten (Marom 2013; Tejerina et al. 2013). 


Schlussbemerkung 


Die gesellschaftliche Wirkmächtigkeit von sozialen Bewegungen istgrundsätzlich 
schwierig zu eruieren, da die Beurteilung wesentlich davon abhängt, worauf das 
Augenmerk gerichtet wird. Betrachtet man im Falle der israelischen Sozialpro- 
teste von 2011 etwa die diskursiven Verschiebungen, das Erscheinen von neuen 
politischen Subjekten und Identitäten, den wachsenden Grad der politischen 
Organisierung oder die Brüche in der gesellschaftlichen Hegemonie, hat die 
J14-Bewegung in kürzester Zeit Außergewöhnliches erreicht. Dieser Erfolg hat 
sich aber bislang (kaum) auf Lebenshaltungskosten, die Konzentration gesell- 
schaftlichen Reichtums sowie die institutionelle Politik und staatliches Handeln 
ausgewirkt, das ungebrochen an neoliberalen Prinzipien ausgerichtet ist. 

Zu verstehen, warum sich die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in Israel 
zumindest aufdem Terrain des Staates nicht grundlegend verschoben haben und 
die soziale Bewegung insofern an der Materialität staatlicher Macht gescheitert ist, 
war Anspruch dieses Beitrages. Aufseiten der Bewegung wurden diesbezüglich die 
inhaltliche Vagheit und Heterogenität, der Mangel an interner Demokratie sowie 
das Fehlen einer eigenständigen sozialen Infrastruktur und handlungsfähigen 
Organisierung als entscheidende Schwächen identifiziert. Zu problematisieren 
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ist darüber hinaus, inwiefern die dominante realpolitische Haltung nicht einer 
Problemlösungsrhetorik Vorschub geleistet hat, die nicht mehr in der Lage war, 
gesellschaftliche Eigentums- und Machtverhältnisse grundlegend zu kritisieren 
und herauszufordern. 

Aufgrund dieser internen Probleme ist es wiederum gesellschaftlichen und 
staatlichen Gegenkräften erleichtert worden, nach anfänglicher Schockstarre 
in die Offensive zu gehen, indem Akteure, Sprache und zentrale Forderungen 
der Bewegung kooptiert und in eine neoliberale Reformagenda eingebunden 
wurden. Vorerst scheinen die JI4-Proteste daher befriedet zu sein, auch wenn 
die gesellschaftlichen Widersprüche fortbestehen. Zu bedenken ist jedoch, dass 
es vor 2011 in Israel kaum eine Tradition von sozialem Widerstand gegen neo- 
liberale Politiken gegeben hat. Insofern also erstmals kollektive Erfahrungen 
gesammelt werden konnten, ist einem Mitbegründer des sozialen Zentrums Beit 
Ha’am zuzustimmen, dass die israelischen Sozialproteste vielleicht erst „noch in 


den Kinderschuhen stecken“ und „gerade erst laufen gelernt haben“ (Bril zit. n. 
Schmidt/Schipper 2014). 
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Andrea Plöger 


Die Proteste der Refugees 
Eine Bewegung von den Rändern ins Zentrum Europas 


In den letzten zwei Jahren ist mit den verschiedenen Refugee-Protesten erstmals 
eine soziale Bewegungin Deutschland entstanden, die über einzelne Proteste und 
Kampagnen hinausweist und ein gesamtgesellschaftliches Ziel verfolgt. Viele der 
AktivistInnen sind aufgrund der Revolutionen und nachfolgenden Konflikte 
oder Militärinterventionen nach Europa gekommen. Von den Rändern der EU 
und den Krisenländern haben sie sich auf den Weg ins Zentrum gemacht. Als 
Hauptleidtragende einer neoliberalen Globalisierungspolitik, des Abbaus noch 
bestehender Subsistenz- und Wohlfahrtsstaatsstrukturen sowie dem Einsatz von 
Kontrolle und Zwangist ihr Schicksal auch exemplarisch für das, was eine neoli- 
berale Umstrukturierung für „die 99 Prozent“ bereithält. Insofern korrespondiert 
ihr Aufstand gegen Isolation und für Teilhabe mit den Zielen anderer kontem- 
porärer Protestbewegungen. Hier stellt sich die Frage, ob eine Fortführung der 
Austeritätspolitik weiterhin mit Verweis auf „Einwanderer, die die Sozialsysteme 
missbrauchen“ und aufdie „Pleitegriechen“ vermittelt werden kann - auf Kosten 
der ‚Ränder‘ und zugunsten der EU-Zentren, gegen die ohnehin schon in die 
Ilegalität Gedrängten, auf Kosten des Gros der Bevölkerung und zum Nut- 
zen von Konzernen und Banken. Oder können die sogenannten Global Justice 
Movements Spaltungen überwinden, an Einfluss gewinnen und zu ernsthaften 
Antipoden werden (vgl. Brand 2012) und dabei auch die Kehrseite des Rechts 
auf Bewegungsfreiheit — das Recht, zu bleiben - und damit die gewaltsame und 
teilweise kriegerische Zerstörung von Subsistenzstrukturen in den Peripherien 
und die daraus folgende „Produktion der Migration“ stärker thematisieren? 


Die Refugee-Bewegung als Herausforderung für die 
Migrations- und Bewegungsforschung 


Angesichts der Bedeutung der Refugee-Bewegung als einer zentralen gegen- 
hegemonialen Kraft kann zur Analyse m.E. nicht allein auf die Migrations- 
oder Bewegungsforschung zurückgegriffen werden. Vielmehr muss sich eine 
kritische Analyse des gesellschaftlichen und internationalen Stellenwerts der 
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nunmehr seit zwei Jahren aktiven Refugee-Bewegung in Deutschland auch auf 
gesamtgesellschaftliche und globalisierungskritische Theorien stützen, die über 
die Migrationsforschung hinausgehen, um die Wirkung dieser Bewegung und 
die Zusammenhänge ihrer Entstehung erfassen zu können. Die kritische Migrati- 
onsforschung hat - korrespondierend mit der zunehmenden Präsenz des Themas 
in der öffentlichen Diskussion - in den letzten zwanzig Jahren verschiedene 
Richtungen entwickelt und sich stärker auf andere Forschungszweige bezogen. 
Zudem sind Netzwerke kritischer Migrationsforschung und migrationspoliti- 
scher Gruppen wie Kanak Attack, Trans Migration und kritnet entstanden, 
die den Refugee-Protesten nahe stehen und oftmals ForscherInnen und Aktivi- 
stInnen in einer Person sind. Kritische ForscherInnen eröffneten vor mehr als 
zehn Jahren die Debatte um die „Autonomie der Migration“ (vgl. u.a. Moulier 
Boutang 2002; Trans Migration 2005; Mezzadra 2011; Hardt/Negri 2003) 
bzw. eine feministische Einschränkung des Konzeptes als „Eigensinnigkeit“ der 
Migration (Benz/Schwenken 2005). Migration wird hier auch als „social and 
political movement in theliteral sense ofthe words“ verstanden (Papadopoulos et 
al. 2008: 202). Die Kritik an diesem Konzept kam nicht zuletzt von Geflüchteten 
und MigrantInnen selbst, die darin eine „Romantisierung“ der Migration sahen 
(Omwenyeke 2004). Sandro Mezzadra (2011: 1) hat den Ansatz verteidigt und 
betont, dass das Gewinnbringende des Konzeptes der Blick auf Migration als 
„tense and conflict-driven process, in which subjective movements and struggles 
of migrationare an active and fundamental factor“ sei. Wichtig erscheint mir 
ebenfalls an der Debatte - vor allem im Hinblick auf die derzeitigen Kämpfe -, 
dass die Subjektivität von MigrantInnen und Geflüchteten im Mittelpunkt der 
Debatte steht und Migration nicht nur als Ergebnis gewaltsamer kapitalistischer 
Inwertsetzungsprozesse, sondern auch als eine mögliche Störungund widerstän- 
dige Praxis erscheinen kann. 

Ein weiterer Strangkritischer Sozialwissenschaft in der Migrationsforschung 
nach 1990 sind die Citizenship Studies, die auch in der Refugee-Bewegung 
diskutiert werden. Die Fokussierung des Begriffs „auf die Frage nach Ein- und 
Ausschluss“ ermögliche es, so Henrik Lebuhn (2013: 236), den „Versuch, Migran- 
tInnen vom Zugang zu öffentlichen Ressourcen auszuschließen, unter anderem 
als Versuch der Ethnisierung von Verteilungskonflikten zwischen Klassen und 
innerhalb von Klassen (zu) entschlüsseln“. Inzwischen hat ein Teil der Refugee- 
Bewegung, die sich Non-Citizens nennen, dort angesetzt und eine gleichberech- 
tigte Teilhabe gefordert, die ihnen als Menschen, „die vor der Unterdrückungin 
einer Gesellschaft geflüchtet sind, in der sie den Wohlstand der ‚sicheren Länder‘ 
mit geschaffen haben, (...) weiterhin verwehrt wird“ (refugee tent action 2012). 

Den wissenschaftlichen Hintergrund vieler kritischer Migrationsforschungs- 
ansätze und auch der vorliegenden Analyse bildet die Weltsystemtheorie. Sie 
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ermöglicht es, Migration und vor allem auch die Schaffung ‚irregulärer‘ Migration 
als einen zielgerichteten und mit kapitalistischer Entwicklung einhergehenden 
fortwährenden Prozess zu theoretisieren (vgl. Wallerstein 1984). Geflüchtete 
und MigrantInnen werden so permanent durch die Zerstörung von Subsistenz- 
ökonomien und gesellschaftlicher Gefüge geschaffen. Dies ist vor allem für das 
Verständnis von dem wichtig, was ich die „Produktion der Migration“ nennen 
möchte. Der sogenannte Arabische Frühling und die nachfolgenden kriegeri- 
schen Konflikte, Militärinterventionen und geostrategischen Verschiebungen 
produzieren seitdem Geflüchtete und MigrantInnen in hoher Zahl. Im Schatten 
dieser Kriege und Konflikte sorgen Freihandelsabkommen, das sprunghaft ge- 
stiegene Land Grabbing, der in den Freiräumen zusammenbrechender Systeme 
vorangetriebene Ausbau von Minen und unkontrollierten Giftmülldeponien 
sowie der Abbau staatlicher Gesundheits- und Bildungssysteme dafür, dass die 
lokalen, regionalen und nationalen Ökonomien von den Transferzahlungen der 
MigrantInnen und Geflüchteten abhängig werden. Die sich dadurch zuspitzenden 
sozialen und politischen Konflikte und die damit einhergehenden autoritären und 
diktatorischen Regierungsregime tragen wiederum ihrerseits zur „Produktion 
der Migration“ bzw. zur „Produktion von Flucht und Exil“ bei. 

In dem vorliegenden Text ergänze ich Ansätze der Weltsystemtheorie durch 
Forschungen über den Umbau des fordistischen Staates zum postfordistischen 
Staatundden Aufbau des Kontroll- und Überwachungsstaates (vgl. Hardt/Negri 
2003, 2013; Butterwege 2013), um die Bedeutung der Refugee-Bewegung für 
die Zielländer von MigrantInnen und Geflüchteten in der EU und insbesondere 
in Deutschland als neuer EU-Zentralmacht besser nachvollziehen zu können. 
Die Refugee-Proteste, wie sie seit mehr als zwei Jahren in einigen europäischen 
Städten und insbesondere auch in Berlin den öffentlichen Raum besetzen, sind 
m.E. auch im Kontext der „Neoliberalisierung“ der Städte (zu Berlin vgl. Holm 
2014; Bouali/Gude 2014) bzw. der „neoliberalisierenden“ Stadt (vgl. Mayer 2013a, 
b) zu betrachten. Obwohl in den letzten Jahren in verschiedenen wissenschaft- 
lichen Disziplinen vermehrt zum Thema Migration publiziert wurde und die 
Bewegungsforschung sich seit einiger Zeit des Themas verstärkt annimmt, war 
das Auftauchen und vor allem Bleiben der Refugee-Bewegung in Deutschland 
seit 2012 eine Überraschung für ForscherInnen und Netzwerke. ForscherInnen 
und AktivistInnen diagnostizierten noch einige Jahre vorher eine „Schwäche“ 
migrantischer Proteste (Omwenyeke 2004) und sahen kaum Potenzial zur Bil- 
dung einer eigenständigen sozialen Bewegung (vgl. Rucht/Heitmeyer 2008). 
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Die Refugee-Proteste formieren sich in Deutschland erstmals 
zu einer sozialen Bewegung 


Am 29.1.2012 - ein Jahr nach Beginn des Arabischen Frühlings - erhängte sich 
der iranische Geflüchtete Mohammad Rashep „wegen der Frustration, Angst 
vor der Abschiebung und der Art und Weise, wie non-citizen in diesem Teil der 
Welt Deutschland behandelt (werden)“ in einem Asylbewerberheim in Würzburg 
(siehe refugeestruggle.org/de/ueber-uns). Selbstmorde kommen in der Isolation 
der Asylunterkünfte und unter Androhung von Abschiebung relativ häufig vor. 
Dennoch ist die Chance für Widerstand gering; die Isolation in Camps, die 
Perpetuierungeiner Flucht- und Migrationssituation aufgrund des Dublin Über- 
einkommens!, eine angegriffene psychische und physische Gesundheit und die 
vielfältigen Hintergründe der MigrantInnen und Geflüchteten erschweren eine 
gemeinsame Organisierung oder das Entstehen einer Bewegung. Die Gelegen- 
heitsstrukturen für Protest sind äußerst ungünstig, der Mangel an finanziellen 
und machtpolitischen Ressourcen und Zugängen cklatant. 

Resultat der Isolation und Entrechtungvon Asylsuchenden, MigrantInnen und 
Geflüchteten in Deutschland ist auch ein „mangelnde(r) Organisierungsgrad“ von 
Refugee-Protesten (Josten 2012: 88) und ein Mangel an „sektorübergreifende(n) 
Allianzen“ zwischen Advocacy-Netzwerken (wie etwa die NGO Pro Asyl) und 
migrantischer Selbstorganisierung (Schwenken 2007: 52). Hinzu kommt, dass 
für Geflüchtete und MigrantInnen - insbesondere wenn sie isoliert in Lagern 
untergebracht oder illegalisiert sind — kaum die Möglichkeit besteht, Zugang 
zu einer weiter gefassten Öffentlichkeit in Deutschland zu erlangen. Die (medi- 
ale) Kommunikation ihrer Botschaften an eine breitere Öffentlichkeit, wie sie 
ressourcenarme soziale Bewegungen (vgl. Neidhardt 1994; Plöger 2014) sonst 
oftmals nutzen, ist hier weitgehend versperrt. Zehn AsylbewerberInnen treten 
dennoch Wochen später in einen Hungerstreik, um auf die Bedingungen für 
Asylsuchende in Deutschland und der EU aufmerksam zu machen. Anfang 
Juli 2012 beginnen sie die Refugee Tent Action, weil es keine Antworten von 
offizieller Seite gibt.” Nachdem sich zunächst vor allem AsylbewerberInnen den 
lokalen Zeltprotesten angeschlossen und den Slogan „Break Isolation“ damit in 
die Tat umgesetzt haben, ist der nächste Schritt ein Marsch von Würzburg nach 
Berlin. Im September desselben Jahres übertreten zehn Asylsuchende öffentlich 


1 Das Dublin-Übereinkommen trat 1997 für alle EU Länder in Kraft und wurde 2003 und 
2013 mit Dublin I und III erweitert und angeglichen. Inhalt der Vereinbarungen ist die 
Festlegung von Asylsuchenden auf die Länder, über die sie den Schengenraum erreicht 
haben. Sie werden genötigt, dort ihren Asylantrag zu stellen. 

2 Blogder Refugee Tent Action: refugeetentaction.net. 
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die Landesgrenze von Bayern zu Thüringen - bis 1989 Grenze zwischen DDR 
und BRD. Sie zerreißen ihre Aufenthaltsgenehmigungen, die sie aufgrund der 
in Deutschland geltenden „Residenzpflicht“ zwingen, ihren Landkreis oder 
Bundesland - je nach Auslegung - nicht zu verlassen.° 

Am 6. Oktober erreichen etwa 200 Asylsuchende und UnterstützerInnen 
Berlin und bauen mit Genehmigung des Bezirks ein Protestcamp am Oranien- 
platz in Kreuzberg auf. Die Demonstration für die drei zentralen Forderungen 
des Asylstrikes - Abschaffung der Residenzpflicht, Stopp der Abschiebungen 
und ein Ende der Lagerunterbringung - ist mit ca. 6.000 Teilnehmenden die bis 
dato größte Demonstration für die Rechte von MigrantInnen und Geflüchteten 
in Deutschland.“ Zur Vorweihnachtszeit treten Geflüchtete öffentlich vor dem 
Brandenburger Tor in einen Hungerstreik. Inzwischen berichten die Mainstream- 
medien regelmäßigüber das Camp am Oranienplatz und den Hungerstreik. Auch 
internationale Medien wie Al Jazeera informieren jetzt über die Bedingungen für 
Asylsuchende in Deutschland. Zur selben Zeit wird die Gerhard-Hauptmann- 
Schule in Berlin-Kreuzbergbesetzt und dann vom Bezirk als Winterquartier zur 
Verfügung gestellt. Der „cycle of contention“, die Protestwelle (vgl. Koopmans 
2004; Tarrow 1998), wird größer und der Protest breitet sich über verschiedene 
gesellschaftliche Gruppen aus. Ein sogenanntes UnterstützerInnennetzwerk 
entsteht. Die Refugee-Proteste können erstmals in Deutschland nach den gän- 
gigen Kriterien der Bewegungsforschungals soziale Bewegung definiert werden, 
dasie inzwischen mehr als „kollektive Proteste“ oder eine „singuläre Kampagne“ 
sind (vgl. Tilly 2004: 7) und auch versuchen, „Einfluss auf sozialen Wandel zu 
nehmen“ (Roth/Rucht 2008: 13). 

Mit der zunehmenden Breite der Proteste und der Formierung einer sozialen 
Bewegung nehmen aber auch die Spannungen zu. Während sich soziale Bewe- 
gungen in der Regel in der Phase der Verbreiterung und des Übergangs von ein- 
zelnen Protesten zu einer Bewegungdiversifizieren und dadurch die partikularen 
Interessen und Hintergründe der AktivistInnen offener zutage treten, potenziert 


3 Ein besonderer Ansatz der deutschen Asylpolitik ist die Anordnung der sogenannten 
Residenzpflicht, also die Beschränkung der Bewegungsfreiheit von Asylsuchenden auf 
den ihnen zugewiesenen Landkreis oder das Bundesland. Sie bedeutet - zusammen mit 
der Unterbringung in der Peripherie von Städten und Gemeinden, dem Arbeits- und 
Studienverbot und dem mangelnden Zugang zu Sprachkursen - eine Isolation von Asyl- 
suchenden von der lokalen Bevölkerung. Dies entspricht in vielen Gegenden auch dem 
Willen der WählerInnen der verantwortlichen Abgeordneten. 

4 Blogdes Asylstrike:asylstrikeberlin.wordpress.com. 

5 Eine Auswahl von Artikeln und links zu Radio-und TV Beiträgen findet sich auf asyls- 
trikeberlin.wordpress.com 
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sich die Wirkung der „cross-cutting cleavages“ im Fall der Refugee-Bewegung 
erheblich (vgl. Rucht/Heitmeyer 2008: 586). 

Gegen Ende des Jahres schließen sich die ersten Geflüchteten an, die aufgrund 
der Militärintervention Libyen verlassen mussten. Eskommen auch immer mehr 
Menschen aus Mali, wo der Tuareg-Aufstand - geführt mit Waffenbeständen 
der libyschen Armee - von Al Qaida im Maghreb (AQMI) und der Bewegung 
für Einheit und den Dschihad in Westafrika (MUJAO) überrollt wird.° Viele 
erreichen Deutschland über Italien, dessen Asylsystem kaum mehr existiert und 
das als einen der ersten Schritte zur Umsetzung von Austeritätsprogrammen die 
Leistungen für AsylbewerberInnen - ob anerkannt oder nicht - streicht. 

So ändert sich 2013 die Zusammensetzung des Protestbündnisses weiter. 
Die Geflüchteten, die über Italien eingereist sind und unter das Dublin-Über- 
einkommen fallen, haben keinen Zugang zu Unterstützung in Deutschland 
und sind in die Illegalität gezwungen. Sie sind auf Freiräume wie das Camp 
am Berliner Oranienplatz oder die Gerhard-Hauptmann-Schule sowie auf die 
Verpflegungdurch die Volksküche am Oranienplatz und die Sanitäranlagen und 
medizinische Versorgung in den noch bestehenden Unterstützungsstrukturen 
aus der Hausbesetzerbewegung der 1980er Jahre angewiesen. Die „Neoliberali- 
sierung der Städte“, die sich durch die Verfolgungeiner „aggressiven Strategie des 
Wirtschaftswachstums‘“, durch „unternehmerische Formen der Governance“, die 
Privatisierung öffentlicher Güter und Dienstleistungen und folglich eine soziale 
Polarisierung (Mayer 2013a) sowie den Umbau des Staates insgesamt auszeichnet, 
haben dazu geführt, dass viele „UnterstützerInnen“ inzwischen selbst beengt 
wohnen und in der Prekarität überleben. Auf der anderen Seite haben viele Un- 
terstützerInnen der Vorläuferbewegungen kaum noch Berührungspunkte mit 
sozialen Bewegungen, da der errungene Arbeitsplatz oder Lebensraum verteidigt 
und finanziert werden muss. Der Akt der Unterstützung bedeutet insofern schon 
ein Auflehnen gegen die „neoliberale Gleichgültigkeit“ und ein Festhalten an 
„einer Idee der Solidarität“ (Arps 2014). 

Die Drittstaatenregelung in Form von Dublin Ibis III verdeutlicht den An- 
spruch einiger Staaten, ofliziell als „Kern-Europa“ aufzutreten, und führt zu 
einem Mangel an Protestadressen, was die Formierungder Bewegung zusätzlich 
erschwert. Zwar sind die Refugee-Proteste von Beginn an in einen transnationalen 
Kontext eingebettet, aber der Mangel an Bewegungsfreiheit hindert Aktivis- 
tInnen daran, sich mit anderen Gruppen stärker zu vernetzen und an für die 
Bewegungrelevanten Orten, wie etwa dem Sitz des EU-Parlamentes und der EU- 
Kommission, zu demonstrieren. Im März 2013 findet die Refugees‘ Revolution 


6 MUJADOist eine Abspaltung von Al Quaida im Maghreb und fokussiert sich auf 
Westafrika. 
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Bustour statt - als Versuch, wieder politisch in die Offensive zukommen und die 
Fragen der Ressourcen und der sich daraus ergebenden Konflikte zurück treten 
zu lassen.” Sie dient den AktivistInnen vor allem dazu, Asylbewerberunterkünfte 
in Deutschland aufzusuchen und über die Bewegung zu informieren. Zur An- 
kunft der Bustour wird in München der Non-Citizen-Kongress veranstaltet, u.a. 
organisiert von den InitiatorInnen der Refugee Tent Action, auf dem erstmals 
eine Theoriebildung aus der Bewegung heraus unternommen wird.® 

Die Besetzung des Oranienplatzes erzeugt zwar wesentlich weniger Öffent- 
lichkeit und wird mit weitaus weniger Repression von staatlicher Seite beant- 
wortet als der Hungerstreik vor dem Brandenburger Tor zur Weihnachtszeit, 
doch 2013 - mit zunehmender Präsenz der Refugee-Bewegung in der bundes- 
deutschen Öffentlichkeit - steigt der Druck auf die BesetzerInnen. Während 
der NSU-Prozess ab Mai 2013 startet und Einblicke in ein neonazistisches 
Terrornetzwerk offenbart, beginnen Neonaziströmungen in Deutschland die 
Refugee-Bewegung als Angriffsziel auszumachen. Zudem haben mit den Kri- 
senprotesten auch reaktionäre und neonazistische soziale Bewegungen Zulauf 
bekommen. Die Zahl registrierter Angriffe auf AsylbewerberInnenunterkünfte 
verdoppelt sich zwischen 2012 und 2013 (vgl. Peters: 2014). Ähnlich wie Anfang 
der 1990er Jahre greifen auch rechte und konservative PolitikerInnen das Thema 
auf. Berlins Innensenator Frank Henkel (CDU) fordert 2013 den Bezirk auf, 
den Platz zu räumen. 

Innerhalb der Refugee-Bewegungist die Bedeutung des Platzes für die öffent- 
liche Präsenz der Bewegung unumstritten. Der Druck auf die BesetzerInnen, 
einer Verhandlungslösung zuzustimmen, steigt jedoch Anfang 2014 erheblich, 
als SPD-Senatorin Dilek Kolat ein Ergebnis herbeiführen soll, das die einzige 
Alternative zur Räumung darstelle. Die AktivistInnen sind gespalten, schen in 
der Neubewertung von 300 bis 500 Asylverfahren - hier variieren die offiziellen 
Zahlen - ein Scheinangebot und behalten Recht, als zwei Wochen nach der 
Räumung des Platzes die ersten Abschiebungen Geflüchteten drohen, die in 
die Verhandlungen einbezogen waren. Zwei Monate nach der Räumung des 
Oranienplatzes soll die Gerhard-Hauptmann-Schule im Juni 2014 schließen. 
Eine Gruppe von etwa 40 Geflüchteten, MigrantInnen und UnterstützerInnen 
widersetzt sich der Räumung. Als ein Großaufgebot an Polizeikräften aus ganz 
Deutschland gewaltsam räumen will, drohen einige wenige Geflüchtete vom 
Dach zu springen. Zehn Tage lang sind bis zu drei Häuserblocks um die Schule 
Sperrgebiet und tausende Polizisten aus dem ganzen Land rund um die Uhr im 
Einsatz. Trotz des Ausschlusses der Presse ist das Thema nach spätestens einer 


7 Blog der Refugees Revolution Bustour: refugeesrevolution.blogsport.de. 
8 Blogder Non-Citizen Gruppe: refugeestruggle.org. 
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Woche in den Mainstreammedien präsent. Zur selben Zeit ist der Freedom-not- 
Frontex-Marsch in Brüssel angekommen, um beim Treffen des Europäischen 
Rates gegen die Flüchtlingspolitik der EU zu demonstrieren. Die Bewegung hat 
sich inzwischen auch auf EU-Ebene vernetzt. 

Das Bewusstsein, den Sprung vom Protest zur Bewegung vollzogen zu haben, 
drückt sich auch in dem neuen Slogan „You can't evicta movement“ aus, der bei 
den Protesten gegen die Gerhard-Hauptmann-Schule geprägt wird. Die Ausei- 
nandersetzungen um die Gerhard-Hauptmann-Schule und weitere Räumungen 
führen erstmals seit Beginn der Bewegungzu einer Vernetzung von den ebenfalls 
in Berlin und Hamburggegenwärtig starken Recht-auf-die-Stadt-Bewegung mit 
der Refugee-Bewegung - wie etwa im United-Neighbours-Bündnis.? Hier zeigt 
sich, dass eine Überwindung der „stark fragmentierte(n) Strukturen der Subal- 
ternität“, die die „Konflikte in der neoliberalen Stadt“ (Holm 2014: 23) hervor 
gebracht haben, nicht automatisch in eine Zunahme von Rassismen, Ausgrenzung 
und Vertreibung münden. Die bereits 2013 von der Gruppe „Lampedusa in Ham- 
burg“ formulierte Forderung nach Aufenthalt nach Paragraf23 Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) wird nach einigen Tagen zu einer bundesweiten Kampagne, der sich 
vor allem auch ProtagonistInnen des Kulturbetriebs und der Universitäten in 
Deutschland anschließen.'? Doch weder in Hamburg noch in Berlin wird von 
diesem Mittel Gebrauch gemacht. Den ganzen Sommer über besetzen in Ber- 
lin AktivistInnen der Refugee-Bewegung verschiedene Orte in der Stadt - wie 
u.a. den Fernsehturm, den Checkpoint Charlie, die Gedächtniskirche oder das 
DGB-Gebäude. Alle Gebäude werden entweder sofort oder nach Verhandlungen 
geräumt, Ergebnisse im Sinne der Bewegung gibt es nicht. Stattdessen wird der 
Druck aufdie AktivistInnen durch die Räumung der im Zuge der Verhandlun- 
gen bereitgestellten Unterkünfte, verstärkte Polizeikontrollen auf Straßen und 
öffentlichen Plätzen und Verhaftungen weiter verstärkt. 


Die gesamtgesellschaftliche Bedeutung der Refugee-Proteste 


Wieso wecken die Proteste eine so martialische Abwehr, wenn es doch möglich 
wäre, mit Instrumenten wie der Gewährung von Aufenthalt nach Paragraf 23 
eine Befriedung zu erreichen? Es zeigt sich, dass es um weit mehr geht als um 
den Aufenthalt nach Paragraf 23. Es geht auch um die im Zuge der Krise of- 
fen agierende EU-Kern-Macht Deutschland und die Rollenteilung der EU in 


9  Vegl.asylstrikeberlin.wordpress.com/2014/09/15/27-9-united-neighbours-demonstration. 


10 Unter anderem siche „Yalla $23“ unter https://www.facebook.com/pages/ 
Yallah-23/1497017647179932 
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„Ränder“ und „Krisen-Staaten“ auf der einen und ein zunehmend hegemoniales 
„Kern-Europa“ auf der anderen Seite, das sich aufgrund der Dublin-Regelungen 
nicht mit dem Geschehen an seinen „Rändern“ befassen muss. Darüber hinaus 
geht es um die Umsetzung der Krisenprogramme oder auch eine erneute neoli- 
berale Restrukturierung der staatlichen Strukturen. Der allgemeine Abbau des 
Wohlfahrtsstaates wird von umfassenden „Kontroll- und Zwangsmaßnahmen“ 
und gesellschaftlichen Spaltungen und Ausgrenzungen begleitet (Butterwege 
2013: 16ff.), von denen MigrantInnen und Geflüchtete wiederum am stärksten 
betroffen sind. Sie sind das Experimentierfeld für die Durchsetzung dieser Poli- 
tik, an der (ausbleibenden) Empörung und Solidarisierung mit ihnen lässt sich 
ablesen, was durchsetzbar ist - diskursiv und praktisch. 

Die Asyl- und Migrationspolitik demonstriert nach dem Verlust der Möglich- 
keit, Zustimmungdurch die Verteilungvon Profiten und materielle Konzessionen 
zu generieren, die „Handlungs- und Durchsetzungsfähigkeit“ des Nationalstaa- 
tes (vgl. Schwenken/Benz 2005: 367). Insofern sind - ähnlich wie Anfang der 
1990er Jahre - rassistische Diskurse und Attacken bis zu einem gewissen Maß 
opportun für die Zurückweisung einer Verantwortung Deutschlands für das 
Sterben auf dem Mittelmeer und die Wiedereinführung von Grenzkontrollen 
im Schengenraum Herbst 2014. Solange der Zwang und die Kontrolle als not- 
wendige Schutzmaßnahme dargestellt werden können und nicht in Relation zu 
den seit letztem Jahr bekannten Überwachungen durch in- und ausländische 
Geheimdienste gesetzt werden, solange der Diskurs von den ‚illegitimen‘ Grenzen 
wie der Berliner Mauer und den ‚legitimen‘ Grenzen des Schengenraums auf- 
rechterhalten werden kann, stehen eine gesamtgesellschaftliche Solidarisierung 
gegen Austeritätsprogramme und eine transnationale Solidarisierung gegen die 
Rollenverteilung in der EU und eine neokoloniale Außenpolitik der EU nicht 
in Aussicht. Eine „allgemeine gesellschaftliche Angst“, „die Furcht vor gefährli- 
chen Fremden und unbekannten Bedrohungen“ generiert weiterhin Akzeptanz 
(vgl. Hardt/Negri 2013: 30f.), doch Solidarisierungen wie die Zusammenarbeit 
von Recht-auf-die-Stadt- und Refugee-Bewegung zeigen auch, dass Ängste und 
(gegenseitige) Ressentiments partiell überwunden werden können. 

Mit ihrem Protest haben die MigrantInnen und Geflüchteten einen Rol- 
lenwechsel vollzogen: von Verhandlungsmasse und Projektionsfläche in diesen 
Auseinandersetzungen zwischen den Ländern im Osten oder Süden der EU und 
den nördlichen Staaten zu einem unkalkulierbaren Risiko für die Fortsetzung 
der FRONTEX-Grenzpolitik unter der Ägide des Nordens. Hier bestätigt sich 
die Theorie von der „Autonomie der Migration“ im Sinne der Interpretation 
von Sandro Mezzadra als einem widerständigen und konfliktiven Prozess von 
Subjekten, deren Subjekt-Werden schon Teil des Widerstands ist. Der mit den 
verschiedenen Wellen neoliberaler Anpassungetablierte gesellschaftliche Modus 
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Operandi der Diskriminierung, Entsolidarisierung und Ausgrenzung gerät ins 
Stocken. 

Die „Schengener Grenze“ als „undemokratischste Institution Europas“ (Tsi- 
anos 2014: 7) ist ein Synonym dafür, wie weit dieses Kontroll- und Ausgren- 
zungsregime trotz zehntausenden Toten im Mittelmeer und an den Grenzzäunen 
Europas akzeptiert wird. Es ist die Barbarei, die an den „Rändern“ stattfindet und 
die durch die Externalisierung der Außengrenzen der EU und ihre Verschiebung 
nach Nordafrika zunächst bis zur Krise und dem Arabischen Frühling nicht bis 
nach „Zentral-Europa“ vordrang. Nun sind mit den Geflüchteten des Libyen- 
Krieges, der Mali-Intervention und des Syrienkrieges, mit der Zuspitzung von 
Ausgrenzung und Rassismus im Zuge der Krise und dem weiteren Abbau von 
sozialstaatlichen Leistungen und Subsistenzmöglichkeiten diejenigen, die vor 
diesen Kriegen und Krisen flichen, plötzlich präsent in Deutschland und fordern 
die Achtung ihrer Menschenrechte ein. 


Die Bedeutung der Refugee-Proteste für das neue Europa 
in der Krise 


Die Krise in Europa, die Kasparek und Tsianos auch als Krise Schengens und 
Indiz für ein „grundlegende(s) Ungleichgewicht in der territorialen Konstruktion 
der EU“ beschreiben (Kasparek/Tsianos 2013: 71), geht einher mit erneuter 
nationalistischer Abgrenzung. Das Nord-Süd-Gefälle in der EU, das in der 
Krise offensichtlich geworden ist, wird im Zuge einer erneuten neoliberalen 
Restrukturierung als selbst verschuldet propagiert. Dies verschleiert auch, dass 
die Schaffungdes sogenannten Schengenraums und der „Drittstaatenregelungen“ 
eine EU-weit koordinierte Migrationspolitik nach den Interessen des sich stetig 
herausbildenden „Kern-Europas“ bedeutet (vgl. Nuscheler 2011: 301). 

Die 2004 gegründete Grenzschutzagentur FRONTEX fungiert, so Kasparck 
(2013), als „die Verfestigung eines Prozesses, mittels dessen eine europäische 
Außengrenze überhaupt erst als politische Einrichtung entsteht“. So wird eine 
„Nicht-Bevölkerung“ geschaffen, die dauerhaft „auf der Grenze“ (Hermann 
2014: 163) lebt. Die Gruppe Transit Migration (2005: 359) stellte fest, dass die 
„Extensionspolitik der Migrationskontrollen dazu beilträgt], die Ränder der 
Europäischen Union zu Hotspots des Migrationsgeschehens zu machen“. Die 
Dublin-Regelungen schreiben diese Rollenzuweisung unter den EU-Staaten 
fest. Der Schengenraum, die Errichtung eines FRONTEX-Grenzregimes und 
die fortwährende Einschränkung der Bewegungsfreiheit gehen für Geflüchtete 
und MigrantInnen in der Regel mit einem zunehmenden Mangel an Zugängen 
zu den eigenen Ressourcen einher, notwendigen Dienstleistungen und Waren, zu 
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Informationen und Bildung - oftmals auch mit der Zunahme von kriegerischen 
Konflikten. Die neoliberale Globalisierung bewirkt hier durch Freihandelsab- 
kommen, den Ausverkauf von Ressourcen und Land in einem immer schnelle- 
ren und größeren Maßstab und den damit einhergehenden Vertreibungen und 
Verwüstungen eine stetige Erhöhung des Migrationsdrucks. 


Im Zyklus der Krisenproteste und des Arabischen Frühlings: 
die transnationale Dimension der Refugee-Proteste 


Wenn 2011 „ein Jahr der Proteste, Revolutionen und des politischen Wechsels“ 
war, ein „tipping point, where discontent turned into worldwide protests that 
spread and amplified each other” (Fuchs 2014: 17), dann stellt sich die Frage, 
was dazu geführt hat, dass aus einer Handvoll AsylbewerberInnen, die nach dem 
Suizid eines Genossen in den Hungerstreik treten, die erste Refugee-Bewegung 
in Deutschland entstehen konnte und ob es möglicherweise einen Zusammen- 
hangzwischen den weltweiten Protesten gibt, insbesondere mit dem Arabischen 
Frühling, der am Anfang dieses Protestzyklus steht. Es gibt einen doppelten 
Zusammenhang: Einerseits trieben die dem Arabischen Frühling nachfolgenden 
bewaffneten Konflikte und Militärinterventionen von Libyen über Malibis nach 
Syrien immer mehr Menschen in die Migration und zur Flucht. Zudem waren 
die Flucht- und Migrationsrouten nicht mehr so gut kontrollierbar und die neu 
gebildeten Regierungen nicht immer so willige Erfüllungsgehilfen der EU wie 
die alten. Andererseits scheint der Arabische Frühling auch neben dem realen 
einen imaginativen Möglichkeitsspielraum eröffnet zu haben, in dem Demokratie 
und das Recht auf Kommunikation nicht mehr nur utopisch erschienen. Diese 
Forderungen werden in den Bewegungen des Protestzyklus vom Arabischen 
Frühling über Occupy und M15 bis zum Movimento Passa Livre und dem 
Gezi-Park-Besetzung zum Ziel und zur revolutionären Praxis. Sie entwickeln 
die Organisationsformen und Kommunikationsformen globalisierungskritischer 
Bewegungen des vorlaufenden Protestzyklus weiter. 

Zur Quelle der Inspiration waren Mitte der 1990er Jahre - nach dem Schei- 
tern autoritärer antikapitalistischer Gruppen und Systeme -die ZapatistInnen 
geworden, und zwar wegen ihrer Betonung des transformatorischen Prozesses 
und ihrer Absage an eine bloße Übernahme staatlicher Macht. Die horizontale 
Organisation des Weltsozialforums und vieler globalisierungskritischer Bewe- 
gungen, die Hervorhebung des Prozesses ist bereits in der Auseinandersetzung 
mit der Geschichte realsozialistischer und kommunistischer Politik entstanden 
- nun gingen die Bewegungen in dem hier betrachteten Protestzyklus einen 
Schritt weiter: Sie verbinden die Versammlung auf öffentlichen Plätzen und eine 
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internetgestützte Kommunikation mit den Forderungen nach Basisdemokratie 
und Transparenz - Manuel Castells bezeichnet sie daher als „networked social 
movements“ (vgl. Castells: 2012). 

Das Camp am Oranienplatz ist analog zu den Besetzungen von öffentlichen 
Plätzen von Kairo und New York bis Tel Aviv und Istanbul das Mittel der sozialen 
Bewegungen dieses Protestzyklus, an die Öffentlichkeit zu treten. Die Besetzung 
des fortwährend privatisierten öffentlichen Raumes und das Durchbrechen von 
Kommunikationssperren, im Fallder Refugee-Bewegung weniger gegeben durch 
die Sperrung widerständiger Blogs und Social-Web-Applikationen als vielmehr 
durch den Bruch der Isolation in Lagern und durch die Residenzpflicht sowie das 
Arbeits- und Studienverbot, ermöglicht die öffentliche Präsenz und die Kommu- 
nikation mit einer breiteren Öffentlichkeit. „Ihe prison camp, the protest camp 
and the refugee camp are three key spaces through which contemporary power 
struggles between states and peoples are being articulated“, schreibt Ramadan 
(2013: 146) über die Besetzung des Tahrir-Platzes. Die Besetzung öffentlicher 
Räume und ihre Rückgewinnung gegen die Überwachung und den Zwang und 
für gelebte Demokratie und Kommunikation scheinen symptomatisch für sämtli- 
che soziale Bewegungen dieses Protestzyklus zu sein und setzen den Mechanismen 
der Ausgrenzung und Kontrolle, die mit der Krise weiter ausgebaut wurden, 
Transparenz, Öffentlichkeit und Formen der Partizipation entgegen. 


Ausblick 


Die Refugee-Proteste haben sich in Deutschland ab 2012 erstmals zu einer sozia- 
len Bewegungentwickelt. Die Protestwellen, wie es sie seit 1945 immer wieder gab, 
und die vor allem Mitte der 1990er Jahre zu größeren Mobilisierungen führten, 
haben ab 2012 eine Vernetzung von MigrantInnen und Geflüchteten bewirkt, die 
über den nationalen Rahmen hinaus geht und auch in der breiteren Öffentlich- 
keit präsent ist. Die vom Asylstrike bzw. Refugee March Mitte 2012 erhobenen 
Forderungen richten sich auf eine grundsätzliche Teilhabe und die Aufhebung 
des Antagonismus von Citizen und Non-Citizen, so Refugee Tent Action (2012) 
und gehen daher über partikulare Interessen weit hinaus. Sie greifen damit auch 
das gesamtgesellschaftliche Problem von Ausgrenzung, Diskriminierung und 
Prekarisierung auf, was sich durch verschiedene Wellen neoliberaler Anpassung 
verstärkt hat. Die Forderungeiner gleichberechtigten Teilhabe hat in Zeiten der 
Krise und in „neoliberalisierenden“ Städten eine erhebliche Sprengkraft. Ähnlich 
wie zu Beginn der 1990er Jahre sind bisher trotz anhaltender Proteste daher kaum 
Erfolge auf legislativer Ebene zu verzeichnen. Vielmehr ist der Repressionsdruck 
erheblich verstärkt worden und zunehmend beherrschen rassistische Stereotype 
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die öffentlichen Diskurse. Neonazistische und rassistische Gegenbewegungen 
sind ebenfalls gewachsen. 

Doch die Stärke der Refugee-Bewegungliegt auch darin, dass sie gesamtgesell- 
schaftliche Entwicklungen anspricht und ihre Auswirkungen - sowohl jenseits 
wie diesseits der Grenzen Europas. Die Antwort ist auch der Slogan „Wir sind 
hier, weil ihr unsere Länder zerstört“. Wenn sich Proteste und Bewegungen auf 
die Durchsetzung des Bleiberechts sowie die Kritik neokolonialer und postfor- 
distischer Akkumulationsregimes fokussieren und sich die Verbindung zwischen 
Migrantenprotesten und Global Justice Movements festigt, dann wird das ganze 
Potenzial der Bewegung sichtbar. Aus transnationaler Perspektive sind die Refu- 
gee- und MigrantInnen-Proteste und ihre Bewegungen auch ihrer Zielsetzung 
und Thematik nach Teil des aktuellen Protestzyklus. 

Die gegenwärtig zu beobachtende weltweite Zunahme an Kriegen und mi- 
litärischen Konflikten und die Bereitschaft zu martialischen (Re-)Aktionen ist 
auch der Kultur von Zwang, Kontrolle und Ausgrenzung geschuldet und dem 
Mangel an konstruktiven Perspektiven. Der Protestzyklus von 2011, in dem 
sich die Refugee-Proteste verorten, weist in die andere Richtung, doch nur die 
Entwicklungeiner starken Global Justice Movements mit Refugee-Bewegungen 
kann eine gegen-hegemoniale Kraft befördern. 
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Immanuel Wallerstein 
Vergangenheit und Zukunft der Globalen Linken' 


Schon immer hates in der Geschichte Gesellschaftssysteme gegeben, in denen eine 
relativ kleine Gruppe die anderen ausgebeutet hat. Die Ausgebeuteten wehrten 
sich stets dagegen, so gut esging. Das moderne Weltsystem, dasim Laufdes langen 
16. Jahrhunderts als kapitalistische Weltwirtschaft entstanden ist, war besonders 
effektiv darin, Mehrwert aus der großen Mehrheit der Bevölkerung zu extrahie- 
ren. Dies geschah dadurch, dass zu den üblichen systemischen Merkmalen der 
Hierarchie und der Ausbeutungein neues hinzugefügt wurde: die Polarisierung. 

Das Ergebnis ist ein ständig gestiegener Grad der Ausbeutung derer, die wir 
heutzutage die 99 Prozent nennen, durch das eine Prozent. Widerstand dagegen 
hates innerhalb des modernen Weltsystems entweder durch spontane Aufstände 
oder durch das Ausweichen in Regionen gegeben, die dem Zugriff und der Au- 
torität des einen Prozents weniger ausgeliefert waren. Wie wir wissen, haben die 
Mechanisierung und die Konzentration der produktiven Unternehmen innerhalb 
dieses Systems zu einer wachsenden Urbanisierunggeführt, die der Arbeiterklasse 
aber auch neue Wege eröffnet hat, um sich gegen die Ausbeutungspraktiken der 
herrschenden Kräfte zur Wehr zu setzen. 

Darüber hinaus hat die Französische Revolution die Struktur des modernen 
Weltsystems verändert, indem sie zwei umwälzende Konzepte freigesetzt hat: 
die „Normalität von Veränderung“ als Gegensatz zu deren außergewöhnlichem 
und begrenztem Auftreten, und die „Souveränität des Volkes“ als Gegensatz zu 
derjenigen der Herrscher oder der Aristokratie. Diese zusammengehörigen Kon- 
zepte bildeten die Basis für etwas grundsätzlich Neues, eine Geokultur, die sich 
über das historische System ausbreitete und radikale “Veränderungen” durch das 
„Volk“ legitimierte. Als Antwort auf diese Bedrohung der herrschenden Kräfte 
wurden drei Ideologien entwickelt - der Konservatismus, der Liberalismus und 


der Radikalismus. 


1 Dieser Text geht auf einen Vortrag zurück, den Immanuel Wallerstein unter dem Titel 
Social Movements and World-System Transformation: Prospects and Challenges auf der 
38th Conference ofthe Political Economy of the World-System (PEWS) an der University 
of Pittsburgh im April 2014 gehalten hat. 
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Jede dieser drei Ideologien war mit einem politischen Handlungsprogramm 
verbunden. Der Konservatismus stellte die erste und unmittelbare Antwort dar, 
insbesondere in den Schriften von Edmund Burke und Joseph de Maistre. Im 
Kern wurde darin die Sinnhaftigkeit, ja sogar überhaupt die Möglichkeit einer 
wesentlichen gesellschaftlichen Veränderungbestritten. Konservative bekräftig- 
ten, dass es weiterhin - je nach den lokalen Gegebenheiten - den traditionellen 
Eliten und den religiösen Institutionen überlassen sein sollte, die wichtigsten 
Entscheidungen zu treffen. 

Der Liberalismus entstand als alternative Denkrichtung zur Begegnung 
der neuen Gefahr. Liberale argumentierten, der reaktionäre Konservatismus 
würde, da er notwendigerweise mit Unterdrückung und Gewalt verbunden sei, 
mittelfristig den eigenen Untergang befördern, weil er die Unterdrückten zur 
Rebellion veranlasse. Stattdessen sollten die Eliten die Unvermeidlichkeit be- 
stimmter Änderungen akzeptieren und die Souveränität des Volkes nominell 
anerkennen. Zugleich sollten sie aber daraufbeharren, dass die gesellschaftlichen 
Veränderungen einen komplizierten und gefahrvollen Prozess darstellten, der 
Spezialisten überlassen bleiben sollte. Diese würden ihn im Auftragder Mehrheit 
gut und umsichtig umsetzen. Liberale fassten also allmähliche und begrenzte 
Veränderungen ins Auge. 

Der Radikalismus war die jüngste dieser Ideologien, die zunächst alsbescheide- 
nes Anhängsel des Liberalismus ins Leben trat. Würde man sich aufSpezialisten 
verlassen, so argumentierten die Radikalen, dann würde das allenfalls zu kleinen 
Veränderungen der sozialen Struktur führen. Stattdessen sollten die unteren 
Schichten diese Veränderungen sobald wie möglich selbst in Angriff nehmen, 
und zwar geleitet von einem demokratischen Ethos und einem egalitären Ideal. 

Die europäischen Revolutionen von 1848 stellten einen Wendepunkt für die 
Beziehung dieser drei Ideologien zueinander dar - für den rechten Konservatis- 
mus, den zentristischen Liberalismus und den linken Radikalismus. Alles begann 
mit einem sozialen Aufstand im Februar in Paris, bei dem die radikale Linke 
für kurze Zeit die staatliche Gewalt zu übernehmen schien. Dieser Aufstand 
kam für die meisten unerwartet - ein erfreuliches Ereignis für die arbeitenden 
Klassen, eine bedrohliche Gefahr aus der Sicht der Eliten. Er erschreckte die 
Konservativen und die Liberalen derartig, dass sie ihre vieldiskutierten und bis 
dahin als unüberbrückbar angeschenen Differenzen begruben, um ein politisches 
Bündnis zur Unterdrückung der sozialen Revolution einzugehen. Dieser Prozess 
erstreckte sich in Frankreich über drei Jahre, und er kulminierte im Zweiten 
Kaiserreich unter Napoleon III. 

Aber damals fand nicht nur eine soziale Revolution statt. Im selben Jahr 1848 
kam esin weiten Teilen Europas - in Ungarn, in Polen, in den italienischen und in 
den deutschen Regionen - zu nationalen Aufständen, die von den Historikern als 
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„Frühlingder Nationen“ bezeichnet wurden. Genauso wie die soziale Revolution 
in Paris wurden sie innerhalb weniger Jahre niedergeschlagen - wenigstens für's 
Erste, letztlich aber auch für längere Zeit. 

Diese verschiedenen Ereignisse von 1848 - der soziale Aufruhr in Frankreich 
und die nationalen Aufstände in mehreren Ländern - veranlassten die Vertreter 
sämtlicher drei Ideologien, ihre wesentlichen Strategien zu überdenken. Die 
Konservativen stellten fest, dass es vor allem in einem der großen Länder nicht 
zu entsprechenden Bewegungen gekommen war, nämlich in Großbritannien. 
Das erschien insofern bemerkenswert, als geradc hier, in der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts, in erheblichem Umfang radikale Kräfte entstanden waren, die als 
gut organisiert und aktiv angesehen werden mussten. Dennoch herrschte in die- 
sem Land inmitten des pan-europäischen Sturms von 1848 vergleichsweise Ruhe. 

Die Konservativen registrierten, und spätere Historiker haben dies bestätigt, 
dass die britischen Tories eine Methode entwickelt hatten, die den Radikalis- 
mus schr viel effektiver in Schach hielt, als es gewaltige Repressionsmaßnahmen 
vermocht hätten: Sie hatten auf die Forderungen nach gesellschaftlichen und 
institutionellen Veränderungen immer wieder mit Konzessionen reagiert. Diese 
Konzessionen waren relativ unbedeutend, aber ihr wiederholtes Auftreten schien 
beiden radikalen Kräften den Eindruck zu erwecken, dass der Wandel im Gang 
war. Das britische Beispiel überzeugte die Konservativen in Kontinentaleuropa 
davon, dass sie ihre Taktik revidieren mussten. Diese Analyse führte somit zu 
einer Annäherung an die Positionen der zentristischen Liberalen und firmierte 
unter dem Etikett des „aufgeklärten Konservatismus“. 

Gleichzeitigzeigten sich auch die Radikalen durch die Ereignisse verunsichert. 
Bisher hatten sie Taktiken verfolgt, die entweder zu spontanen Erhebungen oder 
zum Rückzug in utopische Projekte führten. 1848 mussten sie aber erfahren, 
dass spontane Aufstände leicht niedergeschlagen werden konnten, während sich 
die utopischen Projekte längerfristig meist als nicht überlebensfähig erwiesen. 
Die Lektion, die sie dabei lernten, besagte also, dass sie Spontaneität durch die 
„Organisierung“ der Revolution ersetzen mussten - ein Programm, das sowohl 
langen Atem wie auch die Schaffungeiner bürokratischen Struktur erforderlich 
machte. Dieser Wechsel der Taktik brachte die Radikalen in größere Nähe zu 
den Liberalen, wobei die radikalen Bürokraten an die Stelle der von diesen vor- 
geschenen Spezialisten traten. Sie waren es, die Veränderungen einleiten sollten. 

Schließlich zogen auch die Liberalen ihre Schlüsse aus der Revolution von 
1848. Sie begannen, ihre zentristische Position stärker zu betonen, während sie 
zuvor in erster Linie damit beschäftigt waren, die Konfrontation mit den Konser- 
vativen zu suchen. Jetzt sahen sie mehr und mehr die Notwendigkeit einer Taktik, 
die sowohl die Konservativen wie die Radikalen in ihre Sphäre hineinziehen 
würde, um sie dann als bloße Varianten des zentristischen Liberalismus erscheinen 
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zulassen. Beidiesen Bemühungen erwiesen sie sich für schr lange Zeitals höchst 
erfolgreich - in der Tat bis zu der schr viel späteren Weltrevolution von 1968. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war der organisatorische Auf- 
schwung dessen zu schen, was man als antisystemische Bewegungen verstehen 
kann. Es gab davon im wesentlichen zwei Varianten: soziale Bewegungen - die 
spätere Arbeiterbewegung - und nationale Bewegungen, daneben aber auch 
weniger strenge Ausformungen wie die Frauenbewegung und ethnisch-religiöse 
Bewegungen. All diese Bewegungen waren in einem einfachen Sinne antisyste- 
misch: Sie widersetzten sich den etablierten Strukturen der Macht und wollten 
ein stärker demokratisches und egalitäres System in die Wege leiten. 

Gleichwohl waren diese Bewegungen zutiefst gespalten in Bezug auf die 
Frage, welche gesellschaftliche Gruppe am meisten unterdrückt war, und welche 
Prioritäten gesetzt werden sollten, um die jeweiligen Ziele zu erreichen. Die De- 
batten darum haben bis zum heutigen Tagangehalten. Eine der grundsätzlichen 
Debatten betraf die Frage, welche Rolle dem Staat in einem anders gedachten 
sozialen System zukommen sollte. Einige vertraten, Staaten seien Strukturen, 
die von den Eliten eingerichtet worden waren und Mechanismen darstellten, 
mit denen diese andere Mitglieder der Gesellschaft kontrollierten. Insofern 
stelle der Staat einen Feind dar, mit dem man sich nicht einlassen dürfe und 
gegen den die jeweilige Bewegung unaufhörlich ankämpfen müsse. Die wesent- 
liche Taktik müsse daher darin bestehen, die Unterdrückten zu erziehen und 
psychisch soweit zu stärken, dass sie zu permanent Militanten wurden, die die 
Werte einer demokratischen und egalitären Welt in sich aufnehmen und an 
andere weitergeben konnten. 

Diese Sichtweise wurde von denjenigen infrage gestellt, die den Staat als 
Instrument der herrschenden Eliten sahen, weshalb man ihn nicht ignorieren 
könne. Solange die Unterdrückten nicht die Macht ergriffen hätten, würden die 
herrschenden Klassen ihre Stärke - auf militärischer und polizeilicher ebenso 
wie auf wirtschaftlicher und kultureller Ebene - dazu nutzen, um die antisyste- 
mischen Bewegungen zu brechen. Demzufolge müsse man, wenn man das soziale 
System verändern wollte, zunächst einmal erreichen, den Staat zu kontrollieren. 
Wir nennen das mittlerweile die „Zwei-Schritte-Strategie“ - zuerst die staatliche 
Macht erobern, dann die Welt verändern. 

Die Arbeiterbewegung und die nationalen Bewegungen differierten aber auch 
noch in einem anderen Punkt. Erstere beharrte darauf, das moderne Weltsystem 
sei kapitalistisch, weshalb in jedem Land die grundlegende Auseinandersetzung 
als Klassenkampf stattfand, und zwar zwischen den Besitzern des Kapitals 
(„Bourgeoisie“) und denjenigen, die nichts als ihre Arbeitskraft zu verkaufen 
hatten („Proletariat“). Zwischen diesen beiden Gruppen klaffte in Bezug auf 
Demokratie und Gleichheit ein tiefer Abgrund, der sich immer weiter ausdehnte. 
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Daraus folgte, dass der „historische Akteur“ der Veränderung natürlicherweise 
das Proletariat sein musste. 

Die nationalen Bewegungen sahen die Welt aufandere Art, nämlich als eine, 
in der Staaten entweder intern durch eine ethnisch dominante Gruppe oder aber 
durch externe Kräfte kontrolliert wurden. Ihnen zufolge waren die am stärksten 
Unterdrückten diejenigen „Völker“, denen demokratische Rechte vorenthalten 
wurden und die dementsprechend in einem System der stetig zunehmenden 
Ungleichheit lebten. Die Konsequenz lautete, dass die „historischen Akteure“ 
natürlicherweise die unterdrückten Völker sein mussten. Nur wenn diese in 
ihrem eigenen Staat zur Macht kämen, könnte man Hoffnungen auf ein stärker 
demokratisches und egalitäres System haben. 

Es gingin den Debatten aber nicht nur um diese Fragen, bei denen sich diejeni- 
gen gegenüberstanden, die der staatlichen Macht abschwören, und diejenigen, die 
sie als ersten Schritt erobern wollten, oder auch diejenigen, die das Proletariat, und 
diejenigen, die die Nationen als natürliche „historische Akteure“ sahen. Sowohl 
die Arbeiterbewegung wie die nationalen Bewegungen betonten die Wichtig- 
keit von „vertikalen“ Strukturen. Um die staatliche Macht zu übernehmen, sei 
die Etablierung einer, und jeweils nur einer einzigen antisystemischen Struktur 
vonnöten - innerhalb des bestehenden Staates aus Sicht der Arbeiterbewegung, 
in einem virtuellen Staat aus Sicht der nationalen Bewegungen. Alle vertraten, 
dass sämtliche übrigen antisystemischen Bewegungen sich dieser einen haupt- 
sächlichen Bewegung unterzuordnen hätten, anders seien ihre jeweiligen Ziele 
nicht zu erreichen. 

Nehmen wir etwa die Frauenbewegung, Für sie standen die ungleichen und 
undemokratischen Beziehungen zwischen Männern und Frauen im Lauf der 
Geschichte und speziell im modernen Weltsystem im Mittelpunkt, daher sei 
der Kampf gegen das, was als „Patriarchat“ bezeichnet wurde, mindestens so 
wichtig wie jeder andere Kampf und musste für sie an erster Stelle stehen. Dem- 
gegenüber beharrten die Arbeiterbewegung und die nationalen Bewegungen 
darauf, dass die Frauen Verbündete ihrer jeweiligen Bewegungen sein könnten, 
ihre Ansprüche jedoch nur im Anschluss an die erfolgreiche Durchsetzung 
der Ziele des „hauptsächlichen“ historischen Akteurs (des Proletariats oder der 
unterdrückten Nation) verwirklicht werden konnten. Die vertikal angelegten 
Bewegungen verwiesen die Erfüllung der Anliegen der Frauenbewegung somit 
auf spätere Zeiten. 

Dieselbe Logik konnte auch gegenüber allen anderen Arten von Bewegungen 
angeführt werden - einzelne gewerkschaftliche Bewegungen oder solche von so- 
genannten sozialen Minoritäten (aufgrund von „Rasse“, Ethnizität, Religion oder 
Sprache). Sie alle hatten ihre Unterordnung unter die eine große Hauptbewegung 
zu akzeptieren und die Verwirklichung ihrer Ansprüche auf spätere Zeiten zu 
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vertagen. Sie konnten somit höchstens Anhängsel der großen Hauptbewegungen 
bilden - andernfalls galten sie als konterrevolutionär. 

Als diese verschiedenen sozialen Bewegungen groß genuggeworden waren, um 
politisch als relevant zu gelten (etwa um 1870), waren sie zwar real mittlerweile 
unübersehbar, organisatorisch und politisch jedoch nach wie vor schwach. Es blieb 
eine Glaubenssache, ob sie wirklich die staatliche Macht übernehmen konnten, da 
die tatsächlichen rapport de forces (Machtverhältnisse) im modernen Weltsystem 
dieser Hoffnung keineswegs entsprachen. 

Ihre politische Stärke nahm von da an zwar stetigzu, dennoch erschienen sie 
noch lange, nämlich bis 1945, als relativ schwach. Insofern ist es erstaunlich, dass 
den vertikalen antisystemischen Bewegungen in der Zeit von 1945 bis 1970 der 
erste der beiden genannten Schritte gelang. In der Tat errangen sie damals nahezu 
überall die staatliche Macht. Es kam also unverschens zu einer Verschiebung in 
der politischen Arena des modernen Weltsystems, die nach einer umfassenden 
Erklärung verlangt. 

Mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden zwei wichtige zyklische Ver- 
änderungen wirksam. Dieser Zeitpunkt markierte das Einsetzen der A-Phase 
eines Kondratieff-Zyklus ebenso wie den Beginn einer unbestrittenen Hegemonie 
der USA. Der Erfolgder antisystemischen Bewegungen ist ohne diesen Kontext 
nicht zu erklären. Es ist aufschlussreich, sich zunächst die US-amerikanische 
Hegemonie anzuschen, die als Quasi-Monopol der geopolitischen Macht ver- 
standen werden kann. 

Hegemoniale Zyklen verlaufen über sehr lange Zeiträume hinweg, aber ihre 
Hochphase, die eigentliche Hegemonie, dauert nur relativ kurz. In der Tat hat es 
in der Geschichte des modernen Weltsystems lediglich drei solche Hochphasen 
gegeben: die Vereinigten Provinzen (oder auch Vereinigte Niederlande) in der 
Mitte des 17. Jahrhunderts, das Vereinigte Königreich in der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts, die Vereinigten Staaten in der Mitte des 20. Jahrhunderts. Jede von 
ihnen erstreckte sich ungefähr über 25 bis 50 Jahre. In allen Fällen ging ihr ein 
„Dreißigjähriger Krieg“ voraus, und zwar zwischen Staaten, die als Landmacht 
stark waren, und anderen, deren Stärke in ihrer Überlegenheit auf dem Meer 
(und in der Luft) begründet war. Der letzte dieser „Dreißigjährigen Kriege“ war 
derjenige zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten zwischen 1914 
und 1945. Er endete bekanntlich mit der vollständigen Niederlage Deutschlands. 

Hegemonie basiert aufüberragenden wirtschaftlichen Vorteilen, zu denen des 
Weiteren politische, kulturelle und militärische Stärken gehörten. Im Jahr 1945 
waren die USA in der Lage, alle diese Merkmale zum eigenen Vorteil zu nutzen. 
Sie waren damals die einzige wichtige Industriemacht der Welt, die größeren 
Zerstörungen ihrer industriellen Anlagen entgangen war. Im Gegenteil hatte 
die Kriegsproduktion diese noch anwachsen lassen und ihre Efhizienz erhöht. Zu 
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dieser Zeit war die Produktivität der Industrie so hoch, dass sie ihre führenden 
Produkte in andere Länder zu niedrigeren Preisen verkaufen konnte, alszu denen 
diese in den Ländern selbst hergestellt wurden - und das trotz der anfallenden 
Transportkosten. Diese Quasi-Monopole mitihren exklusiven Privilegien wurden 
durch den US-amerikanischen Staat geschützt und ausgebaut. 

Das Ergebnis davon war die größte Ausweitung der weltweiten Mehrwert- 
Produktion, die es in der 500jährigen Geschichte des modernen Weltsystems 
jemals gegeben hat. Die USA - der Staat, die Unternehmen, die Bewohner - 
waren zwar das Land, das davon am meisten profitierte, aber auch andere Länder 
gehörten zu den Nutznießern, wenngleich in schr viel geringerem Ausmaß. 

Das Problem von Quasi-Monopolen bei führenden Produkten besteht aller- 
dings darin, dass sie aus verschiedenen Gründen die Tendenz zur Selbstzerstö- 
rung in sich tragen. Erstens führt die hohe Rate der Kapitalakkumulation dazu, 
dass dieser quasi-monopolistische Sektor zu einem attraktiven Ziel für andere 
Unternehmen wird, die ebenfalls auf den Weltmarkt vorstoßen wollen. Diese 
Unternehmen stahlen oder kauften daher technisches Know-how und nutzten 
ihre Einflussmöglichkeiten auf ihre jeweiligen Regierungen, um der protektio- 
nistischen US-Politik zugunsten der Quasi-Monopole entgegen zu treten. 

Darüber hinaus unterstützte die US-Regierung aktiv den westeuropäischen und 
japanischen Wiederaufbau der Wirtschaft, einerseits, um solcherart Konsumenten 
für US-amerikanische Produkte zu schaffen, andererseits, um sich der politischen 
Loyalität dieser de facto Satelliten-Regimes zu versichern. Dazu kam, dass die 
Quasi-Monopole, solange sie als solche bestanden, nichts mehr fürchteten als 
Produktionsstopps, da diese mit unwiederbringlichen Verlusten verbunden waren. 
Von daher schien es ihnen kurzfristig auch sinnvoller, Konzessionen bei Lohnfor- 
derungen ihrer Arbeiter einzugehen, als Streiks zu riskieren. Gleichwohl führte 
dies mit der Zeit dazu, dass die Produktionskosten stiegen, weshalb die Vorteile 
der US-Produktion gegenüber ihren Konkurrenten allmählich dahinschwanden. 

In den 1960er Jahren ließ sich die zunehmend bessere wirtschaftliche Position 
Westeuropas und Japans insbesondere an den dramatischen Umbrüchen in einer 
der führenden Industriebranchen ablesen: der Automobilindustrie. Während die 
US-Unternehmen um 1950 ihre Konkurrenten in deren Heimatmärkten unter- 
bieten konnten, traf Mitte der 1960er Jahre das Gegenteil zu. Westeuropäische 
und japanische Firmen begannen, den US-Markt zu erobern. 

Aus all diesen Gründen gelang es in der Folgezeit auch anderen Unterneh- 
men, sich verstärkt auf dem Weltmarkt zu etablieren, was die Konkurrenz weiter 
anfachte. Zweifellos hatten die Konsumenten davon einen gewissen Nutzen, 
doch gleichzeitig sank die Rentabilität der früheren Quasi-Monopole. Die US- 
Unternehmen mussten sich überlegen, wie sie die Verluste bei der Rate der Ka- 
pitalakkumulation minimieren konnten. 
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Erschwerend kam für das US-Kapital hinzu, dass gleichzeitig mit der Ero- 
sion ihres Quasi-Monopols bei der Produktion auch das Quasi-Monopol der 
US-amerikanischen geopolitischen Stärke infrage gestellt wurde und seinem 
unaufhaltsamen Niedergang entgegensah. Um zu verstehen, was hier geschah, 
müssen wir auf die Jahre seiner Entstehung um 1945 zurückgehen. Es wurde 
bereits erwähnt, dass die USA damals eine deutliche Überlegenheit ihrer wirt- 
schaftlichen Produktivität aufwiesen, und dass dies auch ihre politische und 
kulturelle Dominanz unterstützte. 

Gleichwohl gab es ein weiteres entscheidendes Element zur Sicherung der 
absoluten Hegemonie: die militärische Sphäre. Bis 1939 hatten die USA keine 
großen Investitionen in Militärtechnologie getätigt und nur einen kleinen Teil der 
Arbeitskräfte in diesem Sektor beschäftigt - und genau das war einer der Schlüssel 
für ihre überragende industrielle Produktivität. Der Zweite Weltkriegveränderte 
die Allokation der staatlichen Einnahmen. Das Land entwickelte Atomwaffen 
und demonstrierte ihre Schlagkraft, indem es sie gegen Japan einsetzte. Dennoch 
war die allgemeine Stimmung damals überwiegend für eine Reduzierung der 
bewaffneten Streitkräfte. 

Die USA standen vor dem Problem, dass eine Hegemonialmacht sich auch 
militärisch engagieren muss — das geht mit dieser Position zwangsläufig einher. 
Um 1945 gab es jedoch eine weitere Großmacht, die über einen gewaltigen Mili- 
tärapparat verfügte, die Sowjetunion, und anders als die USA zeigte sie nicht die 
geringste Neigung, diesen abzubauen. Es war somit klar, dass sich die USA, wenn 
sie an ihrer hegemonialen Position festhalten wollten, mit der UdSSR arrangieren 
mussten. Dieses Arrangement kam zustande, und zwar unter dem Titel „Jalta“. 
Damit sind nicht die tatsächlichen Entscheidungen der „Großen Drei“ - USA, 
Großbritannien und Sowjetunion - bei dem Treffen im Februar 1945 gemeint, 
sondern cher eine Reihe von stillschweigenden Vereinbarungen zwischen den 
USA und der UdSSR, die für einige Jahre Gültigkeit behalten sollten. 

In der Tat gab es drei solcher Vereinbarungen. Die erste bezog sich darauf, 
dass die Welt in Einfluss- und Kontrollzonen aufgeteilt werden sollte, wobei die 
Grenzen im Großen und Ganzen der jeweiligen Frontlinie folgten, die die beiden 
Armeen 1945 erreicht hatten: die Oder-Neiße-Linie quer durch Deutschland 
von Norden nach Süden, der 38. Breitengrad in Korea. Auf diese Art würden 
die UdSSR die Vorherrschaft über ein Drittel der Länder des Globus ausüben 
und die USA über die restlichen zwei Drittel. Das Arrangement besagte, dass 
keine der beiden Seiten versuchen würde, diese Aufteilung mit militärischen 
Mitteln zu verändern. 

Die zweite Vereinbarung betraf den wirtschaftlichen Wiederaufbau. Wie 
bereits angemerkt, waren die US-Unternehmen auf der Suche nach Konsumenten. 
Der Marshall-Plan und ähnliche Angebote für Japan sollten dafür sorgen, diese 
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zu stärken. Das Arrangement besagte, dass die USA solche wirtschaftlichen 
Unterstützungen auf die Länder in ihrem Einflussbereich beschränken würden, 
während es der UdSSR überlassen bliebe, in dem ihrigen nach eigenem Belieben 
zu verfahren. 

Die dritte Vereinbarung bezog sich auf den Kalten Krieg. Dieser nahm unter 
anderem die Form an, dass jede Seite dieandere anprangerte, ihre eigenen Vorzüge 
herausstrich und immer wieder ihren längerfristig abzuschenden ideologischen 
Siegverkündete, während die andere Seite unlauterer Machenschaften bezichtigt 
wurde. Das Arrangement besagte, dass dies alles nicht zu ernst zu nehmen sei, dass 
also das Anprangern der anderen Seite keineswegs die Funktion haben sollte, den 
Inhalt der ersten Vereinbarunginfrage zu stellen - das de facto für unbestimmte 
Zeit vorgeschene Einfrieren der Grenzen. Das tatsächliche Ziel der Rhetorik des 
Kalten Krieges war nicht auf Veränderungen bei der anderen Seite gerichtet, 
sondern sollte dazu dienen, die Loyalität der jeweiligen Satelliten zu erhalten. 

Wenngleich die erste Vereinbarungbis zum Zusammenbruch der Sowjetunion 
eingehalten wurde, und die zweite mindestens bis in die 1970er Jahre, wiesen die 
zwanglosen Abmachungen dennoch mehr und mehr Risse auf. Die Zementierung 
des internationalen Status quo war keineswegs nach dem Geschmack vieler Län- 
der in der damals sogenannten Dritten Welt. Der erste große Dissident war die 
Kommunistische Partei Chinas (KPCh), die Stalins Vorschlag, sich die Macht 
mit der Kuomintang zu teilen, rundweg ablehnte. Stattdessen marschierte sie in 
Shanghai ein und verkündete die Volksrepublik China. 

Mehrere Befreiungsorganisationen folgten dieser Linie der Dissidenz - so woll- 
te die Viet Minh das gesamte Gebiet von Vietnam kontrollieren, der algerische 
Front de Liberation Nationale die vollständige Unabhängigkeit erreichen und 
die Kubaner sich mit eigenen Waffen gegen die US-amerikanische Einmischung 
verteidigen. In all diesen Fällen waren es die Mächte der Dritten Welt, die der 
Sowjetunion ihren Willen aufzwangen - und nicht umgekehrt. 

Der Vietnam-Krieg, in dem die USA sich aktiv mit eigenen Truppen engagier- 
ten, schwächte die US-Hegemonie auf verschiedene Weise. Zunächst hatte das 
Land dafür einen enormen ökonomischen Tribut zu zahlen. Darüber hinaus kam 
es zu einem Schwenk der öffentlichen Meinungin den USA, die sich zunehmend 
gegen diese Intervention aussprach (und in der Folge ebenso gegen solche in 
anderen Weltgegenden - das sogenannte Vietnam-Syndrom). Schließlich wurde 
dieser Kriegauch noch verloren, was weltweit die Einschätzung vieler Beobachter 
erhärtete, dass die US-amerikanische Militärmacht sehr viel weniger durchset- 
zungsfähig war, als man bis dahin geglaubt hatte. Dies fand seinen Ausdruck in 
dem Begriff „Papier-Tiger“. 

In diesem Kontext ereignete sich die Weltrevolution von 1968 - eine Weltre- 
volution in dem schlichten Sinn, dass sie sich in vielen Ländern der Erde abspielte, 
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und zwar in allen drei damals sogenannten „Welten“. Es handelte sich aber auch 
insofern um eine Weltrevolution, als sich in ihr fast überall zwei wesentliche 
Themen wiederholten, selbst wenn diese in unterschiedlichen lokalen Sprachen 
ausgedrückt wurden. 

Das eine dieser großen Themen war die Ablehnung der US-Hegemonie 
(„Imperialismus“) durch die Systemkritiker, allerdings mit einer bemerkens- 
werten Wendung. Denn gleichzeitig kritisierte man das „Einverständnis“ der 
Sowjetunion mit dem US-amerikanischen Imperialismus, wie die geheimen 
Jalta-Abkommen interpretiert wurden. Die ideologischen Vorgaben des Kalten 
Krieges wurden somit infrage gestellt und die Unterschiede zwischen den beiden 
Supermächten als relativ gering geschen. 

Das andere ’Ihema war die Absage an die Alte Linke (also an kommunistische 
und sozialdemokratische Parteien wie auch an nationale Befreiungsbewegungen), 
und zwar mit der Begründung, auch diese machten gemeinsame Sache mit dem 
System. Dabei wurde aufdie „Zwei-Schritte“-Strategie verwiesen und festgestellt, 
dass die alten linken Bewegungen in der Tat den ersten Schritt - die Eroberung 
des Staates - gegangen waren, aber die Welt nicht ernsthaft verändert hatten. Die 
wirtschaftlichen Ungleichheiten waren nach wie vor enorm und nahmen sogar zu, 
innerhalb der Länder und international. Auch waren die Staaten nicht demokrati- 
scher geworden, möglicherweise sogar noch undemokratischer. Im Übrigen waren 
Klassenunterschiede nicht verschwunden, sondern allenfalls umbenannt worden, 
indem die Bourgeoisie zur Nomenklatura oder Ähnlichem wurde. Die Systemkri- 
tiker sahen die Alte Linke deshalb als Teil des Problems, nicht als dessen Lösung. 

Es trifft zu, dass die Systemkritiker nicht imstande waren, über längere Zeit 
politische Macht zu entfalten, da ihre Bewegungen - genauso wie 1848 — bald 
niedergeschlagen wurden. Dennoch hatten sie eine entscheidende Wirkung: 
Die Weltrevolution von 1968 veränderte die Geokultur. Die Dominanz des zen- 
tristischen Liberalismus ging zu Ende. Dieser verschwand nicht völlig von der 
Bildfläche, er wurde aber daraufreduziert, nur mehr eine der drei ideologischen 
Richtungen darzustellen. Die radikale Linke und die konservative Rechte stiegen 
dagegen zu autonomen Akteuren auf der Bühne der Weltpolitik auf. 

Als Nächstes kam es zu einer globalen wirtschaftlichen Stagnation im Rahmen 
der Abschwungphase des Kondratieff-Zyklus, der die Bewegungen entscheidend 
traf. Alle Ansätze, neue Initiativen der globalen Linken - die diversen Maoismen, 
die sogenannten neuen grünen Bewegungen, die neuen Aufstandsbewegun- 
gen - ins Leben zu rufen, sahen sich angesichts zunehmender wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten, die viele Menschen fast überall trafen, einer schwindenden 
Unterstützung gegenüber. 

Um dem Tempo ihres Niedergangs etwas entgegenzusetzen, entwickelten die 
USA mittlerweile grundsätzlich neue Strategien, und zwar auf drei Ebenen. Die 
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erste bezog sich auf die Beziehungen zu ihren einstmals wichtigsten Satelliten, 
Westeuropa und Japan. Diese waren wirtschaftlich sehr viel stärker geworden und 
politisch daher weniger angepasst als zuvor. Daher schien es geboten, ihnen ein 
neues Arrangement anzubieten, nämlich ihre Rolle als „Partner“ in der geopo- 
litischen Arena neu zu definieren. Zu diesem Zweck wurden Institutionen wie 
die Trilaterale Kommission, die G7 und das World Economic Forum in Davos 
geschaffen. Das Angebot der USA bestand darin, den Partnern nunmehr zuzu- 
gestehen, auch geopolitische Initiativen zu entfalten, die nicht im Sinn der USA 
waren - wie z.B. die westdeutsche Ostpolitik, der Bau einer Öl-Pipeline zwischen 
der Sowjetunion und Westeuropa oder eine eigenständige Politik gegenüber 
Kuba. Dabei gab es einen Vorbehalt: Diese unabhängige Politik durfte nicht zu 
weit gehen und bestimmte Grenzen nicht überschreiten. 

Die zweite Ebene der Neuorientierung betraf die Ebene der Entwicklungspo- 
litik. Diese hatte man bis dahin mit hohem Engagement betrieben und revidierte 
dies nun. In den 1950er und 1960er Jahren war das Konzept der nationalen 
„Entwicklung“ weit verbreitet - nicht nur im Westen und in den sowjetischen 
Blockstaaten, sondern auch in der Dritten Welt. Damit war im wesentlichen 
gemeint: verstärkte Urbanisierung, die Herausbildung einer Schicht von Gebil- 
deten, der Schutz junger heimischer Industrien und die Schaffungvon staatlichen 
Institutionen und Bürokratien. Mit einem Maländerte sich die globale Sprache. 
Der Schutz der einheimischen Industrie sollte durch verstärkte Exportproduktion 
ersetzt und staatliche Ausgaben für Bildung und Gesundheit sollten radikal 
gekürzt werden. Vor allem aber sollte das Kapital sich frei über alle Grenzen 
hinweg bewegen können. Dieses Bündel von Vorschriften wurde unter dem Na- 
men Washington Consensus bekannt, über den Mrs. Thatcher den legendären 
Ausspruch tat: „Ihere is No Alternative“ (TINA). Die neue Linie wurde zunächst 
vor allem durch den Internationalen Währungsfonds (IWF) in die Praxis umge- 
setzt, indem er Staaten, die sich in einer schwierigen wirtschaftlichen Situation 
befanden, dringend benötigte Kredite nur noch dann gewährte, wenn sie sich 
verpflichteten, die genannten Vorgaben einzuhalten. 

Auf einer dritten Ebene ging es um eine Neuordnung der Welt in Bezug auf 
die zunehmende Verbreitung von Atomwaffen. Die USA hatten inzwischen als 
Tatsache hinzunehmen, dass die fünf Mitglieder des Sicherheitsrates allesamt 
Atommächte waren, aber darauf wollten sie deren Kreis auch begrenzen. Dement- 
sprechend wurde ein Vorschlagfür dieanderen Länder erarbeitet. Ein Abkommen 
sollte dafür sorgen, dass die fünf Atommächte ihre Bestände abbauen würden 
und all jenen Ländern ihre Hilfe anboten, die Atomenergie für zivile Zwecke 
entwickeln wollten und gleichzeitig auf den eigenen Besitz von Atomwaffen 
verzichten würden. Bekanntlich weigerten sich vier Staaten, diesen Atomwaf- 
fensperrvertrag zu unterzeichnen: Israel, Indien, Pakistan und Südafrika. Aber 
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viele andere Länder traten ihm bei und beendeten ihre eigenen militärischen 
Programme. 

Sämtliche Präsidenten von Nixon bis Clinton folgten dieser dreifachen Neu- 
orientierung der US-amerikanischen Strategie, und sie erwies sich teilweise als 
erfolgreich. Sie verlangsamte den Niedergang des Landes vorübergehend, ohne 
ihn endgültig aufzuhalten. Den Konservativen, die sich neuerdings regeneriert 
hatten und nun unter dem Namen Neboliberale firmierten, erschien das neue geo- 
politische Rahmenwerk günstig für die weitere Ausbreitung ihrer Bewegungen. 
Der internationale Diskurs verschob sich deutlich nach rechts. Regime, die sich 
ihm verweigerten, verloren ihre Macht. Letztlich brach auch die Sowjetunion von 
innen her zusammen - das Symbol erfolgreicher „altlinker“ Politik, das seinen 
Anhängern wie seinen Gegnern bis dahin als unverrückbar erschienen war. 

Dieser Kollaps wurde in der westlichen Welt als endgültiger Sieg im Kalten 
Krieg bejubelt, wobei allerdings vergessen wurde, dass es in diesem gar nicht 
darum gegangen war, zu „siegen“, sondern ihn als Pfeiler zur Stabilisierung des 
Weltsystems zu erhalten. In der Tat stellte sich nur zu bald heraus, dass der Zu- 
sammenbruch der UdSSR den Niedergang der US-Hegemonie beschleunigen 
und die Bewegungen der neoliberalen Rechten aushöhlen würde. 

Das entscheidende geopolitische Ereignis in diesem Zusammenhang war der 
Erste Golfkrieg (1990-1991), der dadurch ausgelöst wurde, dass Saddam Husseins 
irakische Truppen in Kuwait einmarschierten. Seit fast hundert Jahren hatte der 
Irak die Schaffungeines eigenständigen kuwaitischen Staates durch Großbritan- 
nien angefochten, kam jedoch niemals in die Lage, ernsthaft etwas dagegen zu 
unternehmen. Solange die Baath-Partei an der Macht war, wurde das irakische 
Regime durch die Sowjetunion unterstützt, in den 1980er Jahren allerdings 
gleichermaßen durch die USA, die das Land zu dem besonders sinnlosen Krieg 
gegen den Iran ermutigten. 

Im Jahr 1990 sah die Perspektive aus irakischer Sicht finster aus. Das Land 
hatte einen enorm hohen Preis für den zerstörerischen Krieg gezahlt und war 
tief verschuldet, wobei Kuwait einer der größten Gläubiger war. Darüber hinaus 
wurde unterstellt, dass Kuwait sich irakisches Öl mit Hilfe von Schrägbohrungen 
aneignete. Letztlich entscheidend war aber, dass der sich abzeichnende Kollaps 
der UdSSR den Irak von Beschränkungen befreite, die das Land im Kalten Krieg 
noch akzeptiert hätte. Nun schien ein geeigneter Zeitpunkt gekommen, um sich 
der eigenen Schulden zu entledigen und den lange beklagten „Verlust“ Kuwaits 
aufzuheben. 

Wir wissen, was dann geschah. Nach anfänglichem Zögern mobilisierten die 
USA ihre Truppen, um die Iraker aus Kuwait zu vertreiben. Diese Invasion legte 
jedoch gleichzeitigdie geopolitische Schwäche der USA bloß. Erstens waren diese 


nicht imstande, die Kosten der Militärintervention alleine zu tragen und mussten 
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dazu bis zu 90 Prozent von anderen Staaten unterstützt werden: Kuwait, Saudi- 
Arabien, Deutschland und Japan. Zweitens stand Präsident George H. W. Bush 
vor der Frage, ob die siegreichen Truppen in Bagdad einmarschieren sollten oder 
nicht. Er entschied sich für die vorsichtige Lösung, dies nicht zu tun, da es politisch 
wie militärisch riskant erschien. So wurden gegenüber dem Irak in der Folge eine 
Reihe von Sanktionen verhängt, aber Saddam Hussein blieb an der Macht. 

Inzwischen hatten der Niedergang der Sowjetunion und die Möglichkeit für 
ihre früheren Satellitenstaaten, nunmehr unabhängige politische Strategien zu 
verfolgen, dazu geführt, dass diese allesamt unverzüglich den neoliberalen Weg 
einschlugen. Aber innerhalb weniger Jahre wurden dessen negative Wirkungen 
für den realen Lebensstandard der unteren Schichten offenbar und ließen die 
früheren kommunistischen Parteien (unter neuen Namen) an die Macht zu- 
rückkehren und abgeschwächte sozialdemokratische Programme durchführen. 
Gleichzeitig erstarkten aber auch rechte nationalistische Parteien. Es stellte sich 
heraus, dass es schr schwierig war, das magische Versprechen eines „westlichen“ 
Regierungsstils zusammen mit einem „westlichen“ wirtschaftlichen Aufstieg in 
die Realität umzusetzen, was viele dieser Regierungen in ihrer Stabilität bedrohte. 

Zu diesem Zeitpunkt lebten die antisystemischen Bewegungen wieder auf. Die 
ersten Reaktionen auf den Zusammenbruch der UdSSR waren ein emotionaler 
Schock und eine niedergeschlagene Stimmung, selbst bei denjenigen, die den 
sowjetischen Erfahrungen kritisch gegenüberstanden. Aber nach einigen Jahren 
dieser düsteren Perspektiven erschien neues Licht aufdem Horizont der globalen 
Linken. Mehrere Bewegungen verweigerten sich der Einschätzung, hier handele es 
sich um den unwiderruflichen Triumph des rechten Diskurses. Eine Erneuerung 
des linken globalen Diskurses war möglich. 

Bis hierher wurden die Auswirkungen der globalen Stagnation durch die B- 
Phase des Kondratieff-Zyklus auf die antisystemischen Bewegungen dargestellt. 
Dieser ist aber darüber hinaus im größeren Zusammenhang langfristiger Trends 
zu schen. Im bisherigen Ablauf der historischen Systeme war zu beobachten, 
dass zyklische Abschwünge jeweils nicht zu dem zuvor erreichten unteren Wen- 
depunkt zurückkehren, sondern zu einem höher liegenden Punkt. Man kann 
sich das als eine Bewegung vorstellen, die auf einer prozentualen Skala erfolgt, 
wobei aufzwei Schritte nach vorne ein Schritt zurück erfolgt, und die Kurve sich 
asymptotisch einer Linie von 100 Prozent annähert. Auflange Sicht erreicht der 
Trend ein Niveau, von dem aus ein weiterer Anstieg schwierig erscheinen muss, 
und an diesem Punkt hat sich das System weit von einem Zustand des Gleich- 
gewichts entfernt. Diesen Punkt können wir als Beginn der strukturellen Krise 
des historischen Systems bezeichnen. 

Warum der historische Kapitalismus in eine strukturelle Krise geraten ist, 
lässt sich kurz mit dem stetigen Anstieg von drei wesentlichen Kostenarten über 
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die Zeit hinwegerklären: Personal, materielle Inputs und Steuern. Unternehmen 
erzielen Gewinne, indem sie die Gesamtheit dieser Kosten niedriger halten als die 
Preise, zu denen sie ihre Produkte verkaufen können. Da diese Kosten im Zeit- 
ablaufansteigen, erreichen sie irgendwann eine Höhe, bei der die Konsumenten 
nicht mehr willigsind, die Güter zu kaufen, sodass es nicht möglich ist, über die 
Produktion weiteres Kapital zu akkumulieren. 

Jede dieser Kostenarten ist komplex, da sie sich aus unterschiedlichen Teil- 
kosten zusammensetzt. Lohnkosten ist diejenige Kategorie, die immer schon am 
ehesten transparent war. Dazu gehören die stets am meisten diskutierten Löhne 
für ungelernte Arbeit. Historisch sind sie gestiegen, da die Arbeitskräfte Wege 
gefunden haben, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Während der B-Phase 
des Kondratieff-Zyklus entwickelten die Unternehmen als Antwort darauf die 
Verlagerung der Produktion in Regionen mit „historisch niedrigeren Löhnen“. 
Diese eigenartige Ausdrucksweise weist daraufhin, dass Unternehmen in der Lage 
waren, sich Arbeitskräfte aus ländlichen Gegenden zu verschaffen, die weniger in 
globale Arbeitsmärkte integriert waren, sodass diese Arbeitskräfte sich bereitfan- 
den, für niedrigere Reallöhne zu arbeiten. Sie waren immer noch höher als die 
Einkommen, die sie bisher mit ihrer Arbeit erzielt hatten. Aber nach einigen Jahren 
hatten sich die Arbeiterinnen und Arbeiter an ihre neue Umgebunggewöhnt und 
gelernt, sich für gewerkschaftliche Aktionen einzusetzen. Zu diesem Zeitpunkt 
machten sich die Unternehmen auf die Suche nach neuen Regionen, doch hing 
die Praktikabilität dieser Lösung stets davon ab, ob neue ländliche Arbeitskräfte 
rekrutiert werden konnten. Mittlerweile ist das Angebot an seine Grenze gestoßen, 
wie an der zunehmenden Entvölkerung der ländlichen Gegenden zu schen ist. 

Löhne für ungelernte Arbeitskräfte sind nur ein Teil der Personalkosten. Ein 
anderer Teil sind die ständig gestiegenen Gehälter für die mittleren Angestellten, 
die gebraucht werden, um einerseits die strukturelle Komplexität der größeren 
Unternehmen zu bewältigen, andererseits, um eine Barriere gegenüber den For- 
derungen der ungelernten Arbeiterschaft zu errichten. 

Eine Lösung für die steigenden Kosten der Ungelernten bestand auch darin, 
sie fast gänzlich aus der Produktion auszuschließen, und zwar durch deren Me- 
chanisierung - ein Ausweg, der in den letzten Jahren ebenfalls mehr und mehr 
bei den mittleren Angestellten ergriffen wurde. Die größten Gehaltssteigerungen 
hat es jedoch bei der dritten Gruppe, dem Top-Management, gegeben. Dieses 
war imstande, die eigene Kontroll-Position dazu auszunützen, enorme Renten 
abzuzweigen, was wiederum die Gewinne der Investoren (der Anteilseigner) 
schmälert. Alles in allem sind die Personalkosten heutzutage schr viel höher als 
früher und sie steigen nach wie vor. 

Ähnlich ist die Entwicklung bei den materiellen Inputs verlaufen. Die Un- 
ternehmen in diesem Bereich haben von jeher danach getrachtet, ihre Kosten 
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dadurch niedrig zu halten, dass sie wichtige Prozesse externalisiert haben: Gift- 
stoffe wurden an die Umwelt abgegeben, die Erneuerung von Rohstoffen und 
die Schaffung von Infrastruktur der Gesellschaft überlassen. In den letzten 500 
Jahren wurden Giftstoffe einfach dadurch beseitigt, dass man sie im öffentli- 
chen Raum entsorgte. Doch inzwischen ist dieser knapp geworden, was eine 
weltweite Ökologiebewegung entstehen ließ, die eine saubere Umwelt forderte. 
Das konnte nur von Staaten durchgesetzt werden, die in der Folge die Steuern 
erhöhten. Gleichzeitig zwangen die Staaten die Unternehmen, die Kosten zu 
internalisieren, was wiederum auf die Profite drückte. Diese Verknappung des 
öffentlichen Raumes ist analog zur Entvölkerung von ländlichen Gegenden zu 
schen, die noch nicht in Märkte einbezogen sind. 

Auch die Erneuerung von Rohstoffen stellte lange Zeit kein Problem dar, da 
diese einfach abgebaut wurden, ohne sich um die Folgen zu sorgen. Eine wach- 
sende Weltbevölkerungließ jedoch allerorten eine akute Knappheit an Energie, 
Wasser, Wald und Grundnahrungsmitteln (Fisch und Fleisch) entstehen. Diese 
Knappheiten haben ihrerseits zu politischen Verteilungskämpfen innerhalb und 
zwischen Ländern geführt. 

Des Weiteren stellt die Infrastruktur ein entscheidendes Element für kom- 
merzielle Warenproduktion dar. Aber auch hier haben die Unternehmen in der 
Geschichte nur teilweise für deren Nutzung gezahlt und haben es vorgezogen, 
diese Kosten auf andere abzuwälzen, insbesondere auf den Staat. Angesichts der 
ständig steigenden Kosten für die Reparatur und Ausweitung der Infrastruktur 
haben sich die Staaten zunehmend außerstande geschen, sie zu tragen, sodass es 
weltweit zu einem deutlichen Verschleiß der Transport- und Kommunikations- 
einrichtungen gekommen ist. 

Ungeachtet der anhaltenden und umfangreichen Steuerflucht haben schließ- 
lich ebenso die Steuerlasten stark zugenommen. Hier gibt es eine Reihe von 
Abgaben - nicht nur die viel besprochenen landesspezifischen Steuern, son- 
dern auch solche auf der kommunalen Ebene und Sozialabgaben. Diese werden 
letztendlich nicht nur dazu verwendet, um die Bürokratie aufrechtzuerhalten, 
sondern gleichfalls für Dienstleistungen in den Bereichen Bildung und Gesund- 
heit, deren wachsendes Angebot sich den anhaltenden Forderungen der antisys- 
temischen Bewegungen verdankt. Das Gleiche gilt für Vorsorge im Alter und 
bei Arbeitslosigkeit, alles zusammen also für den „Wohlfahrtsstaat“. Trotz aller 
den Staaten aufgenötigten Einschnitte in die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
bleibt festzuhalten, dass die entsprechenden Ausgaben weltweit schr viel höher 
sind als jemals zuvor. 

Doch das ist immer noch nicht die ganze Geschichte. Wir werden täglich 
mit einer Fülle von Berichten überschüttet, die von Korruption handeln, die 
sich keineswegs nur in den ärmeren, sondern noch schr viel mehr in den rei- 


616 Immanuel Wallerstein 


chen Ländern ereignet, denn dort gibt es mehr Geld zu holen. Aus der Sicht der 
Unternehmen sind die Kosten für Bestechungen genauso eine Belastung wie 
Abgaben an den Staat. Diese Bestechungen stehen auch im Zusammenhangmit 
den übrigen geschilderten Beschränkungen (insbesondere den Knappheiten) und 
stellen reale Steuern dar. 

Während die Produktionskosten stetig gestiegen sind (nach dem beschriebe- 
nen Muster „zwei Schritte nach vorne - ein Schritt zurück“), wurde die Möglich- 
keit von Preiserhöhungen auch dadurch ernsthaft begrenzt, dass es weltweit zu 
einer Polarisierung von Einkommen und Vermögen gekommen ist. Die effektive 
Nachfrage ist zudem dadurch gefallen, dass Menschen aus dem Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen wurden. Die verringerten Möglichkeiten der Akkumulation füh- 
ren schließlich dazu, dass Existenzängste zunehmen und sowohl Unternehmen 
wie Konsumenten eine zunehmende Scheu vor größeren Ausgaben entwickeln, 
was die effektive Nachfrage weiterhin vermindert. Das Weltsystem gerät also in 
seine strukturelle Krise, in der weder die Unterklassen noch die Unternehmer 
aufihre Kosten kommen. Sie schen sich daher nach verfügbaren Alternativen um. 

Sind wir erst einmal mitten in der strukturellen Krise, dann wird das System 
chaotisch, d.h. die Kurven entwickeln wilde Schwankungen. Das System kann 
in seiner bisherigen Weise nicht weiter funktionieren - es spaltet sich auf. Zum 
einen besteht innerhalb des Systems selbst die absolute Überzeugung, dass es so 
nicht weiter existieren kann, aber es ist völligunsicher, welches System oder welche 
Systeme darauffolgen können. Es kann nur schr allgemein gesagt werden, welche 
zwei grundsätzlichen Alternativen sich stellen, um zu einer neuen systemischen 
Ordnung zu kommen. 

Zum anderen führt diese Spaltung zu größeren politischen Auseinanderset- 
zungen in Bezug auf die möglichen beiden Alternativen, welche davon also von 
allen Beteiligten des Systems „gewählt“ werden wird. Das heißt, wir können nichts 
über das Ergebnis sagen, aber wir können es beeinflussen. Was die antisystemi- 
schen Bewegungen betriftt, istals Wendepunkt der 1. Januar 1994 zu nennen, als 
die Neo-Zapatistas (EZLN, Ejercito Zapatista de Liberaciön Nacional) sich in 
Chiapas erhoben und die Autonomie der indigenen Völker verkündeten. Warum 
gerade am 1. Januar 1994? Weiles der Tagwar, an dem die North American Free 
Trade Association (NAFTA) in Kraft trat. Indem sie diesen Tag wählten, sandten 
sie eine Botschaft an Mexiko und an die ganze Welt: Die dramatische Erneuerung 
der 500 Jahre alten Forderung der Völker von Chiapas nach Selbstbestimmung 
sollte sich gegen den Imperialismus aufder ganzen Welt ebenso wie gegen Mexikos 
Teilnahme an NAFTA und die Unterdrückung der Völker von Chiapas richten. 

Die EZLN betonte, dass sie kein Interesse daran hatte, die Macht im me- 
xikanischen Staat zu übernehmen - im Gegenteil! Sie wollte sich vom Staat 
zurückziehen und lokale Lebensformen aufbauen oder auch wiederherstellen. 
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Der EZLN war durchaus realistisch. Es war ihr klar, dass er militärisch nicht stark 
genug war, um einen Krieg aufzunehmen. Deshalb stimmte sie einem Waffen- 
stillstand mit der mexikanischen Regierung zu, der von Kräften, die mit ihnen 
sympathisierten, initiiert worden war. Zwar hat die mexikanische Regierung 
diesen niemals eingehalten, aber angesichts der Unterstützung, die die EZLN 
mobilisieren konnte, musste sie zumindest relativ zurückhaltend agieren. 

Diese Unterstützung war das Ergebnis eines zweiten großen Themas, das die 
EZLN verfolgte. Sie sagte Bewegungen aller Art, die sich für mehr Demokratie und 
mehr Gleichheit einsetzen würden, ihre Unterstützungzu. Außerdem veranstaltete 
sie sogenannte intergalaktische Treffen, zu denen die gesamte globale Linke einge- 
laden wurde. Bei diesen lehnte sie es ab, scktiererische Ausgrenzungen nach dem 
Muster der alten Linken vorzunehmen. Stattdessen sprach sie sich für allgemeine 
Teilhabe und gegenseitige Toleranz aller Bewegungen der globalen Linken aus. 

Einen zweiten Anstoß zum Wiederaufleben der globalen Linken gab es 1999. 
Eines der wichtigsten Ziele der globalen Rechten bestand darin, den Washington 
Consensus zu institutionalisieren, indem im Rahmen der World Trade Organiza- 
tion (W’TO) ein Abkommen verabschiedet würde, das die sogenannten geistigen 
Eigentumsrechte sämtlicher Unterzeichnerstaaten garantieren sollte. Dies hätte 
bedeutet, dass Länder daran gehindert würden, bestimmte Produkte wie Pharma- 
zeutika für den eigenen Bedarfbilliger herzustellen und sie anderen zu verkaufen. 

Bei den Gipfelprotesten 1999 in Seattle gab es zwei Besonderheiten. Die 
erste war, dass es rund um die WTO-Verhandlungen eine massenhafte Pro- 
testbewegung gab, die von drei Kräften getragen wurde, die bis dahin noch nie 
gemeinsam aufgetreten waren: von der Arbeiterbewegung (insbesondere der US- 
amerikanischen AFL-CIO), den Umweltaktivisten und den Anarchisten. Dazu 
kam, dass die Mehrzahl der Mitglieder dieser Gruppen US-Bürger waren, was die 
Behauptung widerlegte, dass nur der globale Süden imstande wäre, Widerstand 
gegen den Neoliberalismus zu mobilisieren. 

Die zweite Besonderheit war, dass diese Proteste erfolgreich waren. Sie ermög- 
lichten es einigen der Delegationen, die mit den Protestierenden sympathisierten, 
sich gegen die Annahme des Abkommens auszusprechen, sodass das WTO- 
Treffen schließlich ohne einen derartigen Beschluss zu Ende gingund scheiterte. 
Seither wurde auch jeder weitere Versuche, es doch noch durchzusetzen, blockiert 
- die WTO wurde unbedeutend. Darüber hinaus wurden die Methoden des 
Protests von Seattle in der Folge bei internationalen Treffen aller Art kopiert. 
Dies führte dazu, dass die Veranstalter solcher Treffen dazu übergingen, sie an 
entlegene Orte zu verlegen, die ihnen bessere Möglichkeiten boten, die Protes- 
tierenden fernzuhalten und ihre Menge zu begrenzen. 

Dies bringt uns nun zur dritten wichtigen Entwicklungim Rahmen des neuen 
Aufwinds der antisystemischen Bewegungen - nach Chiapas und Seattle kam Porto 


618 Immanuel Wallerstein 


Alegre, und damit das World Social Forum (WSF) von 2001. Ursprünglich gab es 
den gemeinsamen Aufruf eines Netzwerks von sieben brasilianischen Organisati- 
onen (mehrere davon waren linkskatholisch ausgerichtet, aber auch die wichtigste 
Gewerkschaft gehörte dazu) sowie von ATTAC in Frankreich. Sie wählten den 
Namen World Social Forum als Gegensatz zum World Economic Forum (WEF), 
das sich seit 30 Jahren in Davos traf und einen wichtigen Ort für Diskussionen 
und Planungen der Eliten darstellte. Um diesen Gegensatz noch deutlicher zu 
markieren, setzten sie das Ireffen für die gleiche Zeit an und wählten als Ort Porto 
Alegre, was die politische Bedeutung des globalen Südens unterstreichen sollte. 

Die Organisatoren trafen die wichtige Entscheidung, dass das Treffen für 
alle offen sein sollte, die gegen Imperialismus und Neoliberalismus waren. Sie 
beschlossen außerdem - und das war schr viel umstrittener - , dass politische 
Parteien und Aufstandsbewegungen nicht auftreten sollten. Schließlich einigten 
sie sich auch darauf, dass es weder Funktionäre noch Wahlen und Resolutionen 
geben sollte, um stattdessen einen „horizontalen“ Ansatz für die Organisierung 
der antisystemischen Kräfte zu verfolgen, dies im Gegensatz zu dem „vertikalen“ 
und somit ausgrenzenden Ansatz der früheren alten linken Bewegungen. Zusam- 
menfassend wählten sie als Motto des Treffens den inzwischen weit bekannten 
Slogan: „Eine andere Welt ist möglich“. 

Entgegen den Erwartungen wurde Porto Alegre zu einem riesigen Erfolg. Die 
Veranstalter hatten auf 5.000 Teilnehmende gehofft, doch es kamen 10.000. 
Dabei ist einzuräumen, dass die meisten von ihnen aus Brasilien oder benach- 
barten Ländern kamen, außerdem aber auch aus Frankreich und Italien. Und 
sie trafen gleich zwei wichtige Entscheidungen. Zum einen beschlossen sie, die 
Treffen fortzusetzen und sie geographisch möglichst auszuweiten, zum anderen 
schufen sie für die Organisation zukünftiger Treffen einen internationalen Rat, 
der sich mehr oder weniger per Kooptation konstituierte. In den folgenden Jahren 
fanden die WSF-Treffen an verschiedenen Orten des globalen Südens statt, und 
die Zahl der Teilnehmenden stieg ständig an. So geschen kann man von einem 
anhaltenden Erfolg sprechen. 

Am Ende des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts wurden allerdings 
bestimmte Schwierigkeiten des WSF offensichtlich. Sie können am besten 
im Kontext der Entwicklung des Weltsystems selbst verstanden werden. Eine 
Ursache war die US-amerikanische Immobilienblase der Jahre 2007-2008, die 
Kommentatoren auf der ganzen Welt dazu veranlasste, eine Art von „Krise“ im 
Weltsystem anzuerkennen. Eine andere Ursache war der wirtschaftliche und 
geopolitische Aufschwung der „Schwellenländer“ - vor allem, aber nicht nur, der 
sogenannten BRICS-Länder (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika). 

Diese beiden Ursachen führten zu einer öffentlichen Debatte über die enorme 
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Nordens - und zu großer Unsicherheit bei den Kommentatoren, wie diese Ver- 
änderungen einzuschätzen seien. Handelte es sich hier um einen fundamentalen 
Wandel oder aber lediglich um einen vorübergehenden Einbruch auf der wirt- 
schaftlichen und geopolitischen Szene? Die antisystemischen Bewegungen und 
ihre Anhänger sahen diese Fragen ebenfalls äußerst ambivalent. Es führte letztlich 
innerhalb des WSF zu einer Debatte über dessen Erfolge und Fehlschläge. 

Aktuell stehen die antisystemischen Bewegungen vor mehreren ernsthaften 
Konflikten. Der erste bezicht sich auf die Frage, ob man von einer strukturellen 
Krise des historischen Kapitalismus ausgehen muss - oder nicht. Der zweite 
betrifft die Setzung von Prioritäten bei kurz- und mittelfristig angelegten Akti- 
onen. Am allerwichtigsten im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts erscheint 
es aber, sich darüber Klarheit zu verschaffen, inwieweit die Debatten, die in den 
Jahrzehnten davor geführt, und deren Geister, einstmals durch die Weltrevo- 
lution von 1968 ausgetrieben wurden, nunmehr wie eine Pestplage wieder neu 
aufgetreten sind. 

Wie weiter oben beschrieben wurde, gab es drei Debatten. Die erste betraf die 
Rolle des Staates beim Übergang zu einer anderen Art des historischen Systems. 
Die zweite entzweite die Arbeiterbewegung und die nationalen Bewegungen 
hinsichtlich der Identifizierung des führenden historischen Akteurs beim Kampf 
für eine gerechtere Gesellschaft. Bei der dritten kam es zur Konfrontation der 
„Vertikalisten“ (für die verschiedenartig unterdrückten Gruppen ihre Forde- 
rungen allesamt denjenigen des wichtigsten historischen Akteurs unterordnen 
sollten) mit den „Horizontalisten“ (denen die Anliegen aller unterdrückten 
Gruppen gleichermaßen dringend und wichtig schienen und die daher nicht 
aufgeschoben werden sollten). 

Damit sind wir wieder an dem bekannten Scheidepunkt! Innerhalb des WSF 
und in der breiteren Bewegung für globale Gerechtigkeit gibt es die einen, die mit 
staatlicher Macht um keinen Preis etwas zu tun haben wollen, und die anderen, 
für die deren Erringung eine wesentliche Vorbedingung darstellt. Es gibt die 
einen, die aufdem Vorrangdes Klassenkampfes beharren (1% gegen 99%), und die 
anderen, für die es als Erstes um die nationalen Auseinandersetzungen geht (Süd 
gegen Nord). Und es gibt die einen, die im vertikalistischen Sinn innerhalb des 
WSF oder in der breiteren Bewegung für globale Gerechtigkeit auf einheitlichen 
politischen Aktionen bestehen, während die anderen im horizontalistischen Sinn 
gerade die am chesten vergessenen, am untersten Rand angesiedelten Gruppen 
einbeziehen wollen. 

Diese Differenzen wurden in Lateinamerika deutlich sichtbar, da der Konti- 
nent durch die globalen Entwicklungen besonders stark geprägt ist. Aus unter- 
schiedlichen Gründen (zu denen der Niedergang der geopolitischen Macht der 
USA gehört) kamen hier im 21. Jahrhundert eine Reihe von Regierungen an 
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die Macht, die entweder links oder zumindest links von der Mitte sind. Es hat 
auch Bestrebungen gegeben, die auf unterschiedliche Weise von Venezuela und 
Brasilien vorangetrieben wurden, süd- oder lateinamerikanische Strukturen zu 
schaffen (UNASUR und CELAC), bei denen die USA und Kanada ausgeschlos- 
sen sein sollten. Des Weiteren wurden Schritte dazu unternommen, regionale 
wirtschaftliche Zonen und Strukturen entstehen zu lassen (Mercosur, Bancosur). 

Gleichzeitighaben alle diese Links- oder Mitte-Links-Regierungen (und auch 
die wenigen Rechtsregierungen) eine Politik der Entwicklung eingeschlagen, 
die unter anderem mit einer Förderung von Rohstoflindustrien verbunden war, 
wobei die Rechte der indigenen Bevölkerung in traditionellen Gebieten verletzt 
wurden. Diese Gruppen haben die linken Regierungen daher beschuldigt, in 
dieser Hinsicht um nichts besser zu sein als ihre rechten Vorgänger. Umgekehrt 
haben die linken Regierungen die indigenen Bewegungen beschuldigt, objektiv 
und willentlich in Übereinstimmungmit rechten Gruppen und mit den geopo- 
litischen Interessen der USA zu handeln. 

Das eindeutige Ergebnis ist eine globale Linke, die sich über die Frage nach 
einer neuen systemischen Ordnung gespalten hat, wobei sie auf der Suche nach 
einem relativ demokratischen und relativ egalitären Weltsystem (oder mehrerer 
Weltsysteme) gerade eine derartige Spaltungzu vermeiden hoffte. Selbstverständ- 
lich ist auch die globale Rechte in interne Debatten über die einzuschlagenden 
Taktiken verstrickt - doch das kann für die globale Linke nur ein schwacher 
Trost sein. 

Eine Möglichkeit, die Optionen der globalen Linken zu analysieren, liegt 
darin, sie in einen zeitlichen Rahmen einzuordnen, bei dem kurzfristige und 
mittelfristige Prioritäten unterschieden werden. Wir alle leben zunächst mit 
einer kurzfristigen Perspektive. Wir müssen uns ernähren, wohnen, uns um 
unsere Gesundheit kümmern - und einfach überleben. Keine Bewegung kann 
darauf hoffen, Unterstützer anzuziehen, wenn sie nicht für alle diese dringli- 
chen Bedürfnisse akzeptiert. Meiner Ansicht nach folgt daraus, dass sämtliche 
Bewegungen alles daran setzen müssen, um die unmittelbaren Bedrängungen 
zu vermindern. Ich nenne diese Orientierung: „die Pein minimieren“. Sie ist mit 
diversen kurzfristigen Kompromissen verbunden, aber sie ist wesentlich. Gleich- 
zeitig muss man sich darüber im Klaren sein, dass diese Minimierung der Pein 
das System in keiner Weise verändert. Das war die klassische sozialdemokratische 
Illusion. Eine solche minimiert eben lediglich die Pein. 

Mittelfristig (d.h., in den nächsten 20 bis 40 Jahren) stellen sich die funda- 
mentalen und umfassenden Fragen. Hier gibt es keine Kompromisse. Die eine 
oder die andere Seite wird siegen. Ich nenne diese Schlacht diejenige zwischen 
dem Geist von Davos und dem Geist von Porto Alegre. Der Geist von Davos 
bedeutet die Suche nach einem neuen nicht-kapitalistischen System, das dessen 
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schlimmste Merkmale fortführt - Hierarchie, Ausbeutung und Polarisierung. 
Seine Vertreter können durchaus ein Weltsystem installieren, das schlimmer ist 
als das gegenwärtige. Der Geist von Porto Alegre bedeutet ein System, das relativ 
demokratisch und relativ egalitär ist. Ich sage „relativ“, weiles niemals eine völlig 
eingeebnete Welt geben wird, aber wir können es besser, viel besser machen als 
bisher. In diesem Sinn gibt es einen möglichen Fortschritt. 

Wir wissen nicht, wer diese Schlacht gewinnen wird. Wir wissen aber, dass in 
einer chaotischen Welt jede Nano-Aktion in jedem Nano-Moment und in jedem 
Nano-Bereich das Ergebnis beeinflussen wird. Deshalb komme ich bei diesen 
Diskussionen letztlich auf die Metapher des Schmetterlings. Im letzten halben 
Jahrhundert haben wir gelernt, dass jeder Flügelschlag eines Schmetterlings das 
Weltklima verändert. In diesem Übergang zu einer neuen Weltordnungsind wir 
alle kleine Schmetterlinge, deshalb hängt die Chance, die Spaltung in unsere 
Richtung zu entscheiden, von uns ab. Es steht dabei 50 zu 50. Daraus folgt, dass 
unsere Anstrengungen als Aktivisten nicht nur nützlich sind; sie sind wesentlich 
in unserem Kampf für eine bessere Welt. 


Übersetzung aus dem amerikanischen Englisch: Dorothea Schmidt 
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